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Grândola, vila morena …
In der Nacht des 25. April 1974 übertrug 

der Lissabonner Sender Radio Clube 
Português ein von der Zensur des faschi-
stischen Caetano-Regimes auf den Index 
gesetztes Lied José Afonsos: Grândola, vila 
morena. Trotz strikten Verbots war diese 
Komposition zuvor schon bei den Landarbei-
tern des südportugiesischen Alentejo in aller 
Munde. Gefeiert wurde mit ihr das wider-
ständische Städtchen Grândola.
Doch an jenem Tag vor nunmehr 40 Jahren 
hatte die Ode einen ganz besonderen Klang: 
Sie galt als Signal für die zur Erhebung gegen 
die faschistische Diktatur bereiten Teile der 
kolonialkriegsmüden Armee. Noch in der 
Stunde des Aufstands eilten ihnen die von 
einer Handvoll Kommunisten der PCP inspi-
rierten Arbeiter- und Volksmassen zu Hilfe. 
Plötzlich steckten in unzähligen Gewehrläu-
fen von Soldaten und Matrosen rote Nelken. 
Sie gaben der Revolution ihren Namen. 
Am 25. April 1974 wurde der 1926 von Sala-
zar errichteten und unter Caetano aufrecht-
erhaltenen faschistischen Diktatur ein Ende 
bereitet. Daß im Verlauf eines revolutionären 
Prozesses unter Führung der bis 1976 von 
3000 auf 200 000 Mitglieder anwachsenden 
Portugiesischen Kommunistischen Partei 
Álvaro Cunhals eine tiefgreifende soziale 
Umwälzung stattfinden würde, erwarteten 
in jener frühen Phase des Geschehens wohl 
nicht einmal die größten Optimisten. 
Als ich Anfang Mai 1974 ohne Visum auf 
Lissabons Flughafen Portela eintraf und 
dank der Hilfe eines Majors aus der Bewe-
gung der Streitkräfte die Sperre passieren 
durfte, wußte ich noch nicht, daß mir fünf 
ereignisreiche und wechselvolle Jahre von 
Revolution und Konterrevolution bevorste-
hen würden. 
Eines meiner ersten Erkundungsziele war 
Grândola. Wie überall im Alentejo konnte 
man auch dort wichtige Auskünfte in Knei-
pen erhalten. Diese waren von Beginn an 
unter den verschiedenen Parteien aufgeteilt. 
In Grândola hatte ich Glück, als ich – ohne 
jegliche Ortskenntnis – den „Picapau“ (Klopf-
specht) auswählte. Er war schon damals das 
Stammlokal der Kommunisten. Dort traf ich 
auf Pedro – einen von fünf zur PCP gehören-
den Brüdern der Familie Costa, die bereits 
unter dem Faschismus das Netz der Partei 
geknüpft hatten. In der Stunde erster Umar-
mungen konnte ich nicht ahnen, daß mir die 
Frau des Uhrmachers und Parteisekretärs 
Pedro Costa nur drei Jahre später als Grân-
dolas kommunistische Bürgermeisterin die 

in heimischen Kork gebettete Erinnerungs-
medaille dieser Stadt – meine höchste Aus-
zeichnung – überreichen würde. 
Im Frühsommer 1974 fuhr ich wieder gen 
Süden. Es gab einen freudigen Anlaß, der 
mich nach Grândola aufbrechen ließ. Dort 
fand Anfang Juni die erste legale Kundge-
bung der örtlichen PCP statt. Beim Eintref-
fen stellte ich fest, daß der Marktplatz jetzt 
den Namen von Catarina Eufémia trug. Diese 
proletarische Märtyrerin – eine junge Land-
arbeiterin aus Baleizão und Mutter dreier 
Kleinkinder – war kurz vor einer erneuten 
Niederkunft im Mai 1954 als Streikführe-
rin durch einen faschistischen Gendarmen 
erschossen worden. Auf Grândolas Pflaster 
standen die Worte eines bekannten Alentejo-
Liedes: „Wer sah, wie Catarina starb, wird 
ihren Mördern nicht verzeihen.“
Viele hundert Grândolaer strömten an 
jenem Tag zum Ort des Meetings. Die mei-
sten von ihnen waren bestenfalls Halb- 
analphabeten, deren sicherer Klassen-
instinkt sie jedoch manchem gebildetem 
Bourgeois deutlich überlegen erscheinen 
ließ. Der alte Landarzt, der Salazars KZ 
Tarrafal auf den Capverden durchlitten 
hatte, sprach als erster. Seine warmherzi-
gen Worte rührten die Menge zu Tränen. 
Als zum Abschluß aus dem Lautsprecher-
wagen die Internationale ertönte, hoben 
etliche Teilnehmer instinktiv die geballte 
Faust, auch wenn sie Text und Melodie nie 
zuvor vernommen hatten. 
Im Hochsommer besuchte ich Grândola 
erneut. Abermals gab es einen triftigen 
Grund: die Eröffnung des örtlichen Arbeits-
zentrums der PCP. Das Gebäude hatte den 
Faschisten als Gefängnis gedient. Viele 
Standhafte waren dort von ihnen gequält 
worden. So genoß ich den Augenblick, als 
Polizisten vor der Fahne mit Hammer und 
Sichel salutierten.
Die portugiesische Revolution erwies sich 
als der bisher weitreichendste antikapita-
listische Vorstoß im Westen Europas. In 
ihrem Verlauf verstaatlichte die Regierung 
des lauteren Generals Vasco Gonçalves im 
Frühjahr 1975 sämtliche inländischen Kon-
zerne, Banken und Versicherungen, wäh-
rend das Agrarproletariat im Alentejo und 
in Teilen des Ribatejo 1,2 Millionen Hektar 
Gutsherrenland besetzte, um 550 ausbeu-
tungsfreien Kollektivgütern und Koopera-
tiven den Weg zu bahnen.

Fortsetzung auf Seite 2
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Diese grandiosen Errungenschaften der 
demokratischen Revolution ließen sich auf 
Dauer weder behaupten noch ausweiten, weil 
die Grundfrage jeder Revolution – die Frage 
der politischen Macht – nicht zugunsten der 
in Richtung Sozialismus Drängenden ent-
schieden werden konnte. Die Revolutionäre 
besaßen zwar Verbündete an Schalthebeln 
der Staatsgewalt, vermochten diese aber ins-
gesamt nicht zu erobern. Während die Land-
arbeiter des Südens und die Proletarier in den 
Industriegürteln um Lissabon, Setúbal und 
Porto zur Revolution bereit waren, blieben 
weite Teile Mittelportugals, des Nordens und 
des Landesinneren in den Händen klerikal-
faschistischer Kräfte. Diese konnten sich 
auf Franco-Spanien als Hinterland und die 
6. Flotte der U.S. Navy vor den Küsten des 
NATO-Mitbegründerstaates ebenso verlas-
sen wie auf Ströme von Geld und Armeen von 
Diversanten aus westlichen Ländern. Eine 
besonders üble Rolle spielte Williy Brandt als 

damaliger Chef der Sozialistischen Interna-
tionale. Er machte die 1973 auf dem Gelände 
der Friedrich-Ebert-Stiftung bei Bonn in der 
Retorte der SPD gezeugte Sozialistische Par-
tei von Mário Soares zur Sturmspitze gegen 
das Portugal des April. Die USA waren noch 
unverfrorener: Sie schickten ihren künfti-
gen CIA-Vizedirektor Frank Carlucci 1975 
als Botschafter nach Lissabon. 
Auch wenn der kühne Vorstoß in Portugal 
nicht zum Ziel führte, überdauerten zwei 
wichtige Errungenschaften den Sieg der Kon-
terrevolution: die definitive Aufhebung der 
Kolonialherrschaft in Ländern Afrikas und 
Asiens sowie die bürgerlich-demokratische 
Ordnung im einstigen Mutterland. Zu deren 
Kriterien gehört die Legalität der in den Mas-
sen fest verankerten PCP. 
Das Europa der Monopole hat auf das 
Geschehen am Tejo mit dem forcierten 
Auf- und Ausbau der EU sowie mit der 
Formierung einer eigenen Eingreiftruppe 

geantwortet. Denn die Angst der Bourgeoi-
sie vor neuen antikapitalistischen Aus-
bruchsversuchen auf dem europäischen 
Kontinent ist trotz des sie derzeit begünsti-
genden Kräfteverhältnisses nicht gewichen. 
Weder Griechen noch Portugiesen lassen 
sich – wie ganze Serien von Generalstreiks 
bewiesen – durch Merkel oder Brüssel zu 
Sklaven machen. Die Tatsache, daß in diesen 
beiden Staaten weiterhin intakte Abteilun-
gen der marxistisch-leninistischen Welt-
bewegung operieren, die ihr ideologisches 
Pulver trockengehalten haben, dürfte dabei 
besonders ins Gewicht fallen.
Im Alentejo ist das einst signalgebende und 
zu einer internationalen Hymne gewordene 
Lied José Afonsos nicht verstummt. Grân-
dola bleibt rot. Bei den Kommunalwahlen 
im Herbst 2013 wurde die vorübergehend an 
die Sozialisten gefallene symbolträchtige 
Stadt von der PCP zurückerobert.

Klaus Steiniger

Ein gutes Buch über Portugals Nelkenrevolution

Urte Sperlings engagierter Report

Urte Sperling hat in Marburg Soziologie 
und Politikwissenschaften studiert. Ihre 

Doktorarbeit schrieb sie über Portugals 
Nelkenrevolution. Sie hat das Land zwi-
schen 1974 und 1985 fest im Auge behalten, 
es viele Male bereist und ihr Erfahrungs-
wissen durch intensives Quellenstudium 
ergänzt.
Doch das allein garantiert noch nicht den 
Erfolg einer Publikation. Es kommt vor 
allem auch darauf an, mit welchen Augen 
und Gedanken ein historischer Prozeß 
betrachtet und begleitet wird. 
Urte Sperlings jetzt bei PapyRossa erschie-
nenes Buch ist eine Kombination fakten-
betonter Exaktheit und leidenschaftlicher 
Parteinahme für ein Volk, dessen bewuß-
ter Teil zum Akteur historischer Ereig-
nisse von großer Tragweite geworden 
ist. Als Journalist, der das Geschehen in 

Portugal von Anfang an aktiv begleitet 
hat, vermag ich Urte Sperlings Buch ein 
hohes Maß an Sachkenntnis und Bewer-
tungsvermögen zu bescheinigen. 
Die Autorin bietet auf Informationen und 
Quellen bedachten Lesern einen aus kom-
promißlos linker Sicht exakt recherchier-
ten und treffend kommentierten Überblick. 
Ohne sich wie andere „Portugal-Kenner“ 
zwischen den Fronten zu verlieren oder ins 
ideologische Niemandsland abzudriften, 
wählt sie die richtige Farbe: das Rot der 
Nelken. Plastisch schildert sie Akteure und 
Abläufe der Aprilrevolution und des dar-
auf folgenden Geschehens. Dabei grenzt 
sie sich ebenso von rechtsopportunisti-
schen wie von scheinradikalen Kräften 
ab, die der Konterrevolution in die Hände 
gespielt und letztlich zum Sieg der Allianz 
aus NATO, Sozialistischer Internationale 

und westlichen Geheimdiensten beige-
tragen haben. Beeindruckend ist auch 
die gewissenhafte Darstellung des tak-
tischen und strategischen Geschicks der 
Kommunisten unter Führung des überra-
genden Álvaro Cunhal und des Wirkens 
eines so unbestechlichen Revolutionärs 
wie General Vasco Gonçalves, der an der 
Spitze von vier aufeinanderfolgenden Pro-
visorischen Regierungen stand.
Bei der Lektüre des Buches störte mich –  
einen entschiedenen Gegner jeglicher Dis-
kriminierung von Frauen – allein die aus 
meiner Sicht überflüssige und manchen 
Leser irritierende Feminisierung der 
deutschen Sprache. K. S.

Urte Sperling: Die Nelkenrevolution in 
Portugal. PapyRossa-Verlag, Köln 2014, 
130 Seiten, 9,90 €, ISBN 978-3-89438-541-5

Vor drei Jahren erschien als Neuaus-
gabe Klaus Steiniger: Portugal im 
April. Chronist der Nelkenrevolution. 
Verlag Wiljo Heinen, Berlin-Böklund 
2011, 468 S., 14 €, ISBN: 978-3-
939828-62-4

Grab der proletarischen Heldin Erste legale Demonstration der  
Catarina Eufémia                             Fotos: K. S. Intersindical in Lissabon (Juni 1974)

25. April – 
immer!
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Die Großtat der roten Buchenwald-Kapos
In seiner Ausgabe vom 8./9. April 2000 ver-
öffentlichte „Neues Deutschland“ einen 
Beitrag von Gisela Karau zum 55. Jahres-
tag der Selbstbefreiung Buchenwalds. Wir 
bringen Auszüge aus diesem bewegenden 
und hochkarätigen Material.

Nach dem Überfall der Deutschen auf 
Polen (1939) geriet die Familie des 

Krakauer Rechtsanwaltes Dr. Zweig in 
das Räderwerk der Judenverfolgung. 
Die erste Station ihres Leidensweges 
war das Krakauer Ghetto. Dort wurde 
Stefan Jerzy 1941 geboren. Mit dem 
Baby, das der Vater im Rucksack trug, 
und der damals zehnjährigen Toch-
ter Silvie wurden Helena und Harry 
Zacharias Zweig von einem Konzen-
trationslager ins andere getrieben. 
1944 wurden die vier getrennt. Mutter 
und Tochter kamen nach Leipzig in 
die Munitionsfabrik Hasag und von 
dort, wie Dr. Zweig nach dem Krieg 
erfahren mußte, nach Auschwitz. Sie 
starben im Gas. Vater und Sohn lan-
deten im August 1944 nach strapazi-
ösem Transport im Viehwaggon auf 
dem Ettersberg. Damals war Stefan 
Jerzy drei Jahre alt. Ein kleiner, auf-
geweckter Junge, der in eine fremde, 
feindliche Welt gestoßen war und 
nicht begreifen konnte, warum ihm das 
alles geschah. Bruno Apitz hat in seinem 
Roman „Nackt unter Wölfen“ die Rettung 
des Kindes als einen beispiellosen Akt der 
Solidarität von Häftlingen beschrieben, 
die mit der Verteidigung des unschul-
digen Lebens ihre eigene Würde vertei-
digten. Der Autor mußte selbst Jahre in 
Buchenwald verbringen, und sein in viele 
Sprachen übersetzter Roman galt Mil-
lionen Lesern als poetisch verdichtete 
Wahrheit.
Nach der Zeitenwende kam aus dem 
Westen ein Herr daher, dem die Gedenk-
stätte anvertraut wurde, weil es ja in Wei-
mar ein Wessi sein mußte. Für diesen Dr. 
Volkhard Knigge, Historiker, kühl bis 
ans Herz hinan, ist das Buch „arg über-
formt“, eine Legende, die den Widerstand 
der Männer um die „roten Kapos“ Willi 
Bleicher und Robert Siewert viel zu sehr 
heroisiere. „Wir müssen aufhören, uns sol-
che Geschichten zu erzählen“, forderte er 
in einem ND-Interview, und er spreizte 
sich mit dem Wissen, das gerettete Kind 
verdanke sein Leben dem Tod eines ande-
ren, das statt dessen auf die Liste gesetzt 
wurde. Er kennt sich aus in der Bürokra-
tie des Terrors, der Doktor, und er scheut 
sich nicht, so etwas Niederträchtiges in 
die Welt zu posaunen, einem Angehörigen 
des Volkes der Juden den Gedanken auf-
zubürden, er lebe, weil ein anderer ster-
ben mußte.
Stefan Jerzy Zweig rief mich aus Wien 
an, wo er mit seiner Familie seit den 70er 
Jahren zu Hause ist. Mit dem ihm eigenen 
Sarkasmus sagte er: „Eher hätte ich mei-
nen Hund auf ein Stück Wurst aufpassen 

lassen, als einem Doktor Knigge eine 
Gedenkstätte anvertraut.“
Es gibt einen Tatsachenbericht, den der 
1972 verstorbene Dr. Zacharias Zweig in 
Israel veröffentlichte. Den feinsinnigen 
Mann habe ich in den 60er Jahren ken-
nen gelernt, als er in Berlin den Chefre-
dakteur der „BZ am Abend“ Ernst Hansch 
besuchte. Die Zeitung hatte recherchiert, 

wo der Junge lebt, dessen Rettung Apitz 
so bewegend beschrieben hat. 
Es stellte sich heraus, daß Juschu nach sei-
nem Armeedienst in Israel nun Mathestu-
dent in Frankreich war. Dieses Land hatte 
ihn, wie sein Vater schreibt, in verschie-
denen Heilstätten fürsorglich behandelt, 
denn die körperlichen und seelischen Schä-
den des Jungen waren mit der Befreiung 
nicht überstanden. Er war lungenkrank, 
und er mußte mit der Tatsache fertig wer-
den, daß Mutter und Schwester, von denen 
es nur noch ein paar Fotos gibt, auf denen 
sie lächeln, in der Gaskammer erstickt 
waren. 1949 bekam ihn der Vater mit der 
Versicherung zurück, das Kind sei nun zu 
einem normalen Leben fähig. Zusammen 
zogen sie nach Israel, Stefan Jerzy nahm 
die Einladung an, in der DDR zu leben und 
zu studieren. Der Entschluß, in ein deut-
sches Land zu gehen, ist ihm vermutlich 
nicht leicht gefallen. Er befürchtete wohl, 
daß ihm Dankbarkeit abverlangt würde 
und wehrte sich dagegen, bissig, aufsässig, 
kritisch. Doch er erkannte in der Republik 
das Erbe des Antifaschisten, und so akzep-
tierte er sie für einige Jahre als Wahlhei-
mat. An der Filmhochschule in Babelsberg 
wurde er zum Kameramann ausgebildet. 
Seine Examensarbeit war ein Dokumen-
tarfilm über die Mahn- und Gedenkstätte 
Buchenwald. Mit Robert Siewert fuhren 
wir auf den Ettersberg. Den Film unter-
legte Juschu mit einer zu Herzen gehen-
den Melodie von Albinoni, ich höre sie bis 
heute. Er heiratete seine schöne blonde 
Französisch-Dolmetscherin Christa und 
bekam mit ihr zwei Söhne, Marc Daniel, 
geboren 1966 in Berlin, Thomas Harry, 

geboren 1973 in Wien. Ich sehe den stolzen 
Vater noch am Bett seines Erstgeborenen, 
durch die Gitterstäbe dessen kleine Hand 
haltend, bis das Baby eingeschlafen war. 
Das Bild berührte mich tief. Er war als 
Baby im Ghetto, ihm wurde die Kindheit 
gestohlen, um ein Haar das Leben, und 
nun wuchs den Mördern zum Trotz eine 
neue Generation der Zweigs heran.

Ich sehe wohl den Unterschied zwi-
schen Realität und Roman. Doch 
nichts gibt es zu deuteln an der Rolle 
der tollen Kerle, wie Juschu sie nennt. 
Robert Siewert hatte mir erzählt, wie 
betroffen sie waren, als sie 1939 zum 
ersten Mal polnische Kinder sahen, 
die von SS-Männern mit Hunden 
ins Lager getrieben wurden. „Was 
geschieht alles im Namen Deutsch-
lands?“, fragten sie sich, und die im 
illegalen Widerstand Verbundenen 
überlegten, wie sie, selbst ständig mit 
dem Tod konfrontiert, das Sterben der 
Kinder verhindern konnten. Juschus 
Rettung war eine in der Kette beherz-
ter Taten, durch die Buchenwald in 
die Geschichte eingegangen ist. Buch 
und Film „Nackt unter Wölfen“ waren 
Erlebnisse, die wir in der DDR verin-
nerlicht haben. Besserwessis mit ein-
gebildeter Sachkenntnis wollen uns 

im Übermut der Sieger alles in ihrem Geist 
umdeuten. Gerade das Bild von Buchen-
wald, dessen Häftlinge sich am 11. April 
1945, kurz vor dem Eintreffen der Ameri-
kaner, mit denen die Widerstandsorganisa-
tion im Funkkontakt stand, selbst befreien 
konnten, wird verzerrt und verunglimpft. 

Deutsche Sorge
Groß ist die Sorge
dieses Landes
um den Menschen.

Sie ist groß
wie die Sorge
um den kleinen Jungen,
seinen Eltern
auf der Rampe
entrissen. 

Fürsorglich
nimmt der Offizier
ihn auf den Arm,
spricht ihm Trost zu
vom Wiedersehen
mit Vater und Mutter,
wenn alles vorbei.

Als alles vorbei,
trägt er ihn scherzend
herzend den Öfen zu
und wirft ihn
lebendigen Leibes
hinein.

Groß ist die Sorge
dieses Landes
um den Menschen.

Ernst Kusserow-Vierck

Der 3-jährige Stefan Jerzy Zweig (li.) in Buchenwald
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Wie die DDR mit Kriegs- und Nazi-Verbrechern verfuhr

„Verordneter Antifaschismus“?

A ls sachkundige Autoren des Buches 
„Im Namen des Volkes“ versuchen 

wir – Dieter Skiba, letzter Leiter der 
MfS-Hauptabteilung IX/11, und ich als 
ehemaliger Untersuchungsführer in 
MfS-Ermittlungsverfahren gegen Täter 
faschistischer Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit –  
die im Titel dieses Beitrags gestellte 
Frage zu beantworten. Dabei weisen 
wir die Behauptung westdeutscher 
Geschichtsrevisionisten zurück, in der 
DDR habe es einen „verordneten Anti-
faschismus“ gegeben. Von der Gauck-
Birthler-Jahn-Behörde und den Leitern 
der damit synchronisierten „Gedenk-
stätten“ in ehemaligen Untersuchungs-
haftanstalten des MfS wird behauptet, 
die DDR-Staatssicherheit habe Nazitä-
ter instrumentalisiert, vor Strafver-
folgung geschützt und nur dann zur 
Ahndung ihrer Verbrechen freigegeben, 
wenn durch Schauprozesse der Nachweis 
habe geführt werden können, daß die 
BRD Nazi- und Kriegsverbrecher weiter 
verwende und vor Sühne bewahre. Tat-
sächlich sollte auf die BRD Druck aus-
geübt werden, die in großer Zahl dort 
unbehelligt lebenden Mittäter, Anstif-
ter und Dienstvorgesetzten durch uns 
Beschuldigter der strafrechtlichen Ver-
antwortlichkeit zuzuführen. Dazu leiste-
ten wir der BRD-Justiz Rechtshilfe, die 
jedoch nur äußerst zögerlich angenom-
men wurde. Im Vordergrund stand für 
das MfS die Erfüllung des Ersuchens der 
Alliierten und aller von den deutschen 
Faschisten überfallenen Völker, Nazi- 
und Kriegsverbrecher nicht ungescho-
ren zu lassen.
Ab Mai 1945 begannen die sowjetische 
Besatzungsmacht und die in der SBZ 
geschaffenen antifaschistisch-demokra-
tischen Polizei- und Justizorgane mit der 
intensiven Suche nach Nazi- und Kriegs-
verbrechern sowie Aktivisten des faschi-
stischen Unterdrückungsapparats. Sie 
wurden zügig abgeurteilt. 
Personen hingegen, die das Hitlerregime  
lediglich unterstützt hatten, wurden 
nach erfolgter Entnazifizierung in den 
Aufbau der neuen Gesellschaft ein-
bezogen. Das geschah auch mit Nazi-
tätern, die ihre Strafen verbüßt hatten. 
Ein großer Teil der aktiven Faschisten 
war jedoch in die damaligen Westzonen 
geflohen, wo sie sich nicht grundlos vor 
Strafverfolgung weitgehend geschützt 
wähnen konnten.
Die sowjetische Besatzungsmacht entließ 
Anfang der 50er Jahre in ihren Inter-
nierungslagern festgehaltene Naziakti-
visten und bis 1956 auch einen Großteil 
von ihren Gerichten Verurteilter in die 
DDR und die BRD. Einige wurden der 
DDR-Justiz unter Auflagen im Zusam-
menhang mit noch ausstehender Straf-
verfolgung übergeben – nicht selten 

allerdings mit unzureichenden Beweis-
unterlagen. Daraus resultierten z. B. die 
„Waldheim-Verfahren“. Sämtliche in die-
sem Zusammenhang gefällten Urteile 
wurden von der BRD-Siegerjustiz ab 
1990 als angeblich rechtsstaatswidrig 
aufgehoben. Man rehabilitierte die Nazi-
täter und verurteilte statt dessen die 
beteiligten Richter und Staatsanwälte 
der DDR.
Mitte der 50er Jahre war nach Amnestien 
und Gnadenerweisen der DDR-Regierung 
bereits ein großer Teil verurteilter Nazi-
täter aus dem DDR-Strafvollzug entlas-
sen worden, teilweise mit erheblichem 
Straferlaß.
Natürlich waren sich die zuständigen 
Organe dessen bewußt, daß auch eine 
unbestimmbare Zahl von Nazi- und 
Kriegsverbrechern getarnt oder uner-
kannt in der DDR lebte. Die intensive 
Suche nach solchen Personen, über die 
auch immer mehr Archivmaterialien aus 
der UdSSR, Polen und der Tschechoslo-
wakei übergeben wurden, erfolgte ab 
1965. Während bis dahin die Mehrzahl 
der Ermittlungsverfahren dieser Art 
durch die Kripo bearbeitet worden war, 
hatte sich das MfS nur dann eingeschal-
tet, wenn zugleich auch staatsfeindliche 
Verbrechen gegen die DDR vorlagen. Von 
nun an bearbeiteten die Untersuchungs-
abteilungen IX des MfS alle noch nicht 
abgeschlossenen Fälle von Kriegsverbre-
chen und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit.
Die Beschuldigten saßen in den Unter-
suchungshaftanstalten des MfS in Ber-
lin-Hohenschönhausen und in denen der 
Bezirke ein. Gauck, Birthler, Jahn sowie 
deren „Gedenkstätten“-Chefs, Merkels 
Kulturstaatsminister Neumann und 
Hubertus Knabe haben diese Naziver-
brecher stets als „Opfer des Kommunis-
mus“ gewürdigt. Neumann verstieg sich 
sogar zur Infamie der Gleichsetzung von 
faschistischer Gewaltherrschaft und 
angeblicher DDR-Diktatur.
In unserem Buch haben wir auch zur 
operativen Arbeit von Diensteinhei-
ten des MfS mit ehemaligen Angehöri-
gen faschistischer Einrichtungen und 
Behörden Stellung genommen, soweit 
uns dies aus der Sicht ehemaliger Unter-
suchungsführer möglich war. Hervor-
zuheben ist, daß die Anwerbung von 
Personen, die zur Agenturbasis der BRD-
Geheimdienste und anderer Feindor-
ganisationen gehörten, ausschließlich 
dem Schutz der DDR vor gegnerischen 
Angriffen dienen sollte. Das führte indes 
nicht immer zu den erhofften Ergeb-
nissen. Die Behauptung, das MfS habe 
Nazi- und Kriegsverbrecher geschützt, 
ist lediglich darauf gerichtet, die ehr-
liche Arbeit unserer Genossen und der 
DDR-Justizorgane zu diskreditieren. 
Uns lag zur Prüfung und Bewertung der 

strafrechtlichen Verantwortlichkeit ehe-
maliger Angehöriger faschistischer Ein-
heiten, Dienststellen und Formationen 
eine Vielzahl von Archivmaterialien und 
Dokumenten vor. Wir konnten auch den 
Aufenthalt etlicher Täter in der DDR 
ermitteln. Leider gelang es in vielen Fäl-
len trotz intensiver Bemühungen nicht, 
den Nachweis individueller Schuld als 
Voraussetzung für strafrechtliche Ver-
antwortlichkeit zu erbringen. Dem MfS 
waren Archive der BRD und der west-
lichen Alliierten nicht zugänglich. Die 
Fälle, in denen wir von bundesdeutschen 
Stellen Belastungsmaterial zu Nazitätern 
erhielten, lassen sich buchstäblich an 
den fünf Fingern einer Hand abzählen. 
Andererseits verschwanden noch nicht 
abgeschlossene Vorgänge des MfS zu 
Nazitätern ab 1990 im damaligen DDR-
Staatsarchiv, da sich niemand mehr für 
deren Verfolgung zuständig fühlte. 
Von der BRD-Siegerjustiz konnte nur 
ein geringer Teil der DDR-Urteile gegen 
faschistische Verbrecher aufgehoben 
werden. Den DDR-Gerichten und dem 
MfS wurde von sachkundigen BRD-Juri-
sten und Historikern eine gewissenhafte 
und exakte Arbeit auf diesem Gebiet 
bescheinigt. Davon erfuhr die Öffentlich-
keit jedoch kaum etwas. Noch im Straf-
vollzug befindliche Nazitäter wurden 
als „resozialisiert“ oder aus Gesundheits- 
und Altersgründen vorzeitig entlassen 
und konnten danach ihre Renten und 
Pensionen ganz ungeniert genießen. 

Reiner Stenzel, Berlin 

Dieter Skiba/Rainer Stenzel: Im Namen 
des Volkes. Al le Ermittlungs- und 
Gerichtsverfahren in der DDR gegen 
Nazi- und Kriegsverbrecher. Edition Ost, 
Berlin 2014, 400 Seiten, 17,99 €, ISBN 978-
3-360-01850-2

Am 10. April um 16 Uhr spricht Admi-
ral a. D.  Theodor Hoffmann auf einer 
Veranstaltung der Berliner RF-Gruppe 
Johannisthal/Schöneweide im „Ratz-
Fatz“ Schöneweide, Schnellerstraße 81, 
über das Thema

Aktuelle Fragen der Militärpolitik 
von NATO und BRD

Am 23. April um 19 Uhr spricht Oberst  
a. D.  Karl Rehbaum auf einer Veranstal-
tung der RF-Regionalgruppe Bernau  
im „Treff 23“, Breitscheidstraße 43 a,  
über das Thema

NATO-Strategie, Europäische  
Verteidigungsgemeinschaft und 
linke Friedenspolitik
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Warum ich auf meinen Enkel stolz bin

Als Großmutter von sechs Enkeln im 
wehrfähigen Alter heißt es für mich, 

wachsam zu sein. Es war 1998, als meine 
Tochter angeheult kam. Sie erzählte mir, 
daß sich mein ältester Enkel freiwillig zum 
Auslandseinsatz im Kosovo verpflichtet 
habe. Er käme am Wochenende ein letz-
tes Mal vom „Bund“ auf Urlaub.
Als Kind mußte ich den Zweiten Welt-
krieg miterleben. So weiß ich, was Krieg 
bedeutet. Deshalb war ich über seinen 
Entschluß entsetzt.
Damals wußte ich vor Schreck nicht 
gleich, wie ich mich verhalten sollte. So 
bat ich meine Tochter, mir den Jungen am 
Wochenende einmal vorbeizuschicken.
Er kam auch ganz fröhlich zu mir und 
fragte mich: „Na Oma, was haste denn mit 
mir zu meckern?“ Wütend fauchte ich ihn 
an und fragte, ob er denn noch bei Sin-
nen sei. Er lachte mich aus und erwiderte 
nur: „Ach Oma, ich bekomme für diese Zeit  
25 000 DM, davon kann ich mir vieles kau-
fen, auch ein Motorrad. Du weißt doch, 
daß das mein großer Wunsch ist.“
Nun fragte ich ihn, was er mache, wenn 
er da unten auf eine Mine träte oder 
eine Granate ihm Arme und Beine weg-
risse. Seine Antwort war unbekümmert: 
„Mensch Oma, reg Dich nur nicht auf, so 
schlimm wird es schon nicht werden.“
Ich merkte, daß ich auf diese Weise an 
meinen Enkel nicht herankam. Bei Kaf-
fee und Kuchen erzählte ich ihm dann 
ein Erlebnis, das ich 1944 als achtjähriges 
Kind hatte, als ich mich mit meiner Mutter 
in Stuttgart aufhielt. Von deren Freundin 
waren wir für den Nachmittag eingeladen 
worden. Weil es damals aus Gründen der 

Verdunkelung wegen drohender Luftan-
griffe keine Straßenbeleuchtung gab, bat 
uns die Freundin, doch bei ihr zu bleiben. 
In dieser Nacht mußte ich den ersten schwe-
ren Luftangriff auf die Stadt miterleben. Wir 

Kinder saßen im Keller, hörten die Bomben 
fallen und hatten große Angst. Alle weinten, 
auch unsere Mütter. Als dann ein Volltreffer 
das Haus erwischte, versperrten Trümmer 
sämtliche Ausgänge. 24 Personen waren 

unter der Erde eingeschlossen, darunter 
fünf Kinder. 
Als die Luft stickig und knapp wurde, 
brach Panik aus. Es war sehr schlimm. 
Nach mehrstündiger mühevoller Arbeit 

hatten drei beherzte ältere Männer einen 
Spalt freigelegt, so daß wir unter gro-
ßer Anstrengung rauskriechen konnten. 
Doch es empfing uns ein Inferno. Kilome-
terweit standen Gebäude und Anlagen in 
Flammen. Es gab kaum Luft zum Atmen, 
beißender Qualm, einstürzende Häuser-
wände, links und rechts Tote und um 
Hilfe schreiende Verletzte, dazwischen 
verzweifelte Menschen. Heute bin ich 77, 
aber niemals werde ich diese Bomben-
nacht vergessen.
Als ich all das meinem Enkel geschildert 
hatte, wurde er sehr nachdenklich und 
sagte auf einmal: „Oma, das habe ich 
so bisher nicht gesehen. Am Bildschirm 
spielt sich alles ganz anders ab.“ 
Er bereute seinen Entschluß, sich freiwil-
lig gemeldet zu haben. Alles andere ging 
dann recht schnell. Er kehrte in seine 
Einheit zurück, meldete sich krank, so 
sehr, daß man ihn sofort nach Zschopau 
brachte. Im Krankenhaus wurde er 
gründlich untersucht, wobei man ihm 
auf die Schliche kam. Sein Flunkern hatte 
zur Folge, daß er bei seinem Kompanie-
chef und bei Kameraden in Ungnade fiel. 
Er wurde in Unehren aus der Bundeswehr 
entlassen. Ein halbes Jahr lang bekam er 

keine Arbeit. Meinem Enkel geht es heute 
gut. Er ist gesund und hat sich auf Kredit 
ein Motorrad gekauft. 
Ich bin stolz auf ihn!

Erna Ziegler, Chemnitz

Collage: Heinrich Ruynat

Keine „Fußnote der Geschichte“

Wer die Wahrheit nicht weiß, der ist 
bloß ein Dummkopf. Aber wer sie 

weiß und sie eine Lüge nennt, der ist ein 
Verbrecher“, schrieb Brecht im „Galilei“.
Bei der Erarbeitung eines heimatgeschichtli-
chen Buches „Bildungsstadt Ilmenau“ mußte 
ich oft an diese Worte denken. Kapitel 7 lau-
tete z. B. „Die Entwicklung des Bildungssy-
stems der DDR“, Kapitel 8 „Entwicklung des 
Bildungswesens seit der Wende“.
Lange habe ich über die inhaltliche Dar-
stellung beider Kapitel nachgedacht, um die 
Wahrheit aufschreiben zu können. Dabei 
gelangte ich zu folgender Erkenntnis:
Das DDR-Bildungssystem war wissenschaft-
lich-pädagogisch durchdacht – von der Vor-
schulerziehung bis zur Berufslenkung. Es 
bot fast jedem Bürger die Möglichkeit, sich 
unabhängig vom elterlichen Geldbeutel sei-
nen Fähigkeiten und Kenntnissen entspre-
chend zu entwickeln. Dabei bestimmte in 
allen Phasen die Einheit von Bildung und 
Erziehung, die einheitliche Orientierung 
von Elternhaus und Schule die Ausbildung.
Rita Süßmuth, Professorin für Erziehungs-
wissenschaft und spätere Staatssekretärin, 

bemerkte 1990: „Man hätte im Bildungswe-
sen von der DDR eine Menge lernen kön-
nen.“ Zwei Jahre später fügte sie hinzu: „Die 
haben zwar im Osten ein ideologisiertes 
Schulsystem gehabt, aber im Prinzip ein 
richtiges.“
Bei der Vorstellung meines Buches vor mehr 
als 60 Ilmenauer Bürgern vermittelte ich 
die Erkenntnis, daß das derzeitige BRD-
Bildungssystem äußerst reparaturbedürftig 
sei. Diese These untersetzte ich mit der Fest-
stellung, unter dem föderalistischen System 
betreibe jedes Bundesland seine eigene Poli-
tik auf diesem Gebiet, wobei Stoffvermitt-
lung und Erziehung strikt getrennt werden. 
Die PISA-Studien beweisen den Mangel an 
wissenschaftlicher Erkenntnis und die 
Nichteinhaltung pädagogischer Grund-
prinzipien.
Im Herbst 2011 lernte ich auf einer Schwe-
den-Reise einen Kollegen aus der Pfalz ken-
nen, der über 40 Jahre als Biologie- und 
Physik-Lehrer an einer Realschule tätig war. 
Er sagte mir unumwunden: „Fast niemand 
von uns ist mit dem Bildungssystem zufrie-
den – es gab viele Reformen, die aber nicht 

dazu führten, daß man als studierter Lehrer 
seine Kenntnisse und Erfahrungen voll und 
ganz so auf die Schüler übertragen konnte, 
wie man es gewollt hätte.“
Vor Jahren begab sich eine Delegation des 
Bundestages nach Finnland, um die dor-
tige Volksbildung kennenzulernen. Man 
tat dabei so, als ob es die DDR nie gegeben 
hätte, obwohl doch die Finnen in den 80er 
Jahren wesentliche Erfahrungen in der DDR 
gesammelt und von ihr übernommen haben.
Der Vergleich zwischen den Bildungssyste-
men beider deutscher Staaten zeigt, wie not-
wendig es ist, bei der Beschäftigung mit der 
DDR-Vergangenheit komplexer und objek-
tiver die 40jährige Existenz eines soziali-
stischen deutschen Staates zu schildern. 
Dabei müssen natürlich auch begangene 
Fehler und offensichtliche Selbstherrlich-
keiten genauso sachlich dargestellt wer-
den wie die positiven Ergebnisse. Das sollte 
auch im Geschichtsunterricht vermittelt 
werden, damit vier Jahrzehnte DDR in der 
Vorstellung der Schüler nicht nur zu einer 
„Fußnote“ degradiert werden.

Horst Winter, Ilmenau
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Ein blonder Engel, der teuflische Pläne hegt

Merkels Kriegsministerin

Diesmal wollen CDU/CSU und SPD von 
Beginn an in Afrika dabeisein. Wäh-

rend Hitlers Feldmarschall Rommel nur 
bis El Alamein kam, hat man jetzt weiter-
gesteckte Ziele im Auge. Man will nicht 
wieder wie in Tunesien oder Libyen bloß 
Zaungast des Geschehens sein, 
sondern weiß: Wer an Kriegen 
und dem folgenden Wieder-
aufbau, der Lieferung neuer 
Waffen und Prothesen für Ver-
sehrte, der Ergatterung von 
Lizenzen für die Ausbeutung 
von Ressourcen und am mas-
senhaften Ankauf extra billi-
ger Sklavenarbeiter verdienen 
will, muß vorne sein, wo die 
Musik spielt.
Nach Jugoslawien, Somalia 
oder Syrien dachte man schon, 
den bundesdeutschen Profiteu-
ren würden die Konflikte aus-
gehen. Und schlimmer: In bezug 
auf Afghanistan muß man das 
Wahlversprechen einhalten, 
den Schwanz einziehen und 
gehen, obwohl am Hindukusch keines-
wegs Schluß ist, zumal nach dem Abzug 
der Besatzer die Taliban zurückkehren, 
um für die Morde an ihren Leuten Rache 
zu üben und mit den Kollaborateuren der 
ISAF-Interventen abzurechnen. Haben 
wir deren Chef Mullah Omar etwa ver-
gessen: „Den Besatzern gehören die Uhren, 
uns aber gehört die Zeit.“ Wer allerdings 
annimmt, Marionettenpräsident Karsai 
würde eines Tages wie der gelynchte linke 
Staatschef Nadschibullah an einer Kabuler 
Straßenlaterne hängen, dürfte fehlgehen. 
Er und sein Bruder, dem die Opiumherstel-
lung in Afghanistan untersteht, verfügen 
über ein geschätztes Privatvermögen von 
umgerechnet 3,1 Milliarden Dollar. Natür-
lich in der Schweiz sicher deponiert. 
Karsai dürfte dann ein gern gesehener 
Gast bei dem unerträglichen Markus 
Lanz sein und von Talkshow zu Talk-
show weitergereicht werden. Mit Trä-
nen in den Augen denken heute noch die 

Rüstungslobbyisten in den USA an Viet-
nam, Laos und Kambodscha zurück. Denn 
der „Kampf gegen den Kommunismus“, für 

„Frieden und Freiheit“ ermöglichte der US-
Rüstungsindustrie und deren Bilanzen 
immer neue Höhenflüge. Auch in Frank-

furt am Main wurde bei der Hoechst AG 
getrauert, hatte man doch mit Herstel-
lung und Absatz von Agent Orange die 
Verkaufsidee des Jahrtausends. Aus 40 
Millionen Litern hochgiftigen Dioxins 
machte man 80 Millionen Liter der noch 
die nachkommenden Generationen ver-
krüppelnden „Entlaubungschemikalie“. 
Einen solchen kommerziellen Einfall 
hatte bisher nur die katholische Kirche 
mit ihrem Ablaßhandel – den Leerver-
käufen des Mittelalters. 
Doch man kann auch mit Gefälligkeiten zu 
viel Geld kommen. So zahlte die US-Regie-
rung 15 Millionen Dollar an Polen für die 
Bereitstellung streng geheimer Folterge-
fängnisse. Der Flug dorthin erfolgte über 
Ramstein und Frankfurt am Main. Auch 
diese bisher stets bestrittene Tatsache 
deckte Edward Snowden auf.
Den Imperialisten gehen die Kriege nicht 
aus. Auf kleiner Flamme kocht der Tod im 
Südsudan und in Mali sein Süppchen, stets 

wissend, daß er immer gewinnt, wer auch 
der Sieger ist. Jetzt hat sich in der Zen-
tralafrikanischen Republik ein weiteres 
„Betätigungsfeld“ aufgetan, um den Krieg 
mit dem Krieg zu besiegen.
Damit Deutschland mit seiner christ-

lich-sozialdemokratischen 
Regierung dabei mitmachen 
kann, haben Merkel und 
Gabriel einen blonden Engel 
als Kriegsministerin aus dem 
Hut gezaubert: die ehema-
lige Sozialministerin Ursula 
von der Leyen. Sie soll und 
will der Furie Krieg ein ganz 
neues Image verschaffen: Kin-
derbetreuung, Teilzeitdienst, 
Standortnähe. Bei Einsätzen 
gegen beliebige Feinde kön-
nen die Kinder der Soldaten 
dann in der Kaserne abgege-
ben werden und dort wäh-
rend der Abwesenheit ihrer 
Väter schon mal an kleinka-
librigen Waffen altersgerecht 
üben. Papa und Mama kom-

men ja jetzt eher nach Hause, weil man 
humaner tötet, was bei Teilzeiteinsätzen 
ja allemal schneller geht, zumal dann, 
wenn man in der Nähe des Einsatzor-
tes wohnt.
Wurden bisher die „Auslandsmissio-
nen“ der Bundeswehr mit dem Argument 
bedient, man töte „für Frieden und Freiheit 
außerhalb des vom Grundgesetz gestatte-
ten Rahmens“, so erklärte Merkels neue 
Kriegsministerin am 26. Januar via N-TV: 
„Deutschland muß mehr Auslandseinsätze 
wagen, wenn man Gründe für eine huma-
nitäre Notsituation erkennt. Das gleiche 
gilt, wenn Deutschlands wirtschaftli-
che Interessen gefährdet sind.“ Das ist 
Klartext! Eine bloße Andeutung dieser 
Art hatte Horst Köhler noch das Amt des 
Bundespräsidenten gekostet. Jetzt darf 
man die Katze aus dem Sack lassen.
Wer hätte Frau von der Leyen eine solche 
Wandlungsfähigkeit zugetraut!

Joachim Augustin, Friesland

Karikatur: Gertrud Zucker

Beim Namen genannt
Phänomenen
armutsbedrohter Tätigkeiten
Würdebegriff Arbeit zu verleihen
bei möglicher Kriegshandlung
platinwertiges Wort humanitäre 

Aktion 
ausgeleiert zu verwenden
heißt von der Leyen

Jürgen Riedel, Minden 

Der Kommunist Heinz Keßler – er war nacheinander 
Chef der Luftverteidigung/Luftstreitkräfte, Leiter der 
Politischen Hauptverwaltung der Nationalen Volks-
armee und Verteidigungsminister der DDR – wurde 
von den Hitlerfaschisten in Abwesenheit zum Tode 
verurteilt. Als Frontbeauftragter des Nationalkomi-
tees Freies Deutschland rief er die Nazisoldaten aus 
der vordersten Linie der Roten Armee zur Beendigung 
des Blutvergießens auf. Die BRD-Rachejustiz warf 
ihn, dessen Truppe die einzige deutsche Armee war, 
welche niemals Krieg führte, auf Jahre ins Gefäng-
nis. Besaß die Bundesrepublik Deutschland jemals 
einen Verteidigungsminister mit einer so sauberen 
Biographie?
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Reformisten und Liquidatoren wollen eine Zerreißprobe herbeiführen

Quo vadis, DKP?

Seit dem 20. Parteitag befindet sich die 
DKP in einer Zerreißprobe. Eine Gruppe 

um den früheren stellvertretenden Partei-
vorsitzenden Leo Mayer hat begonnen, die 
Partei gezielt auseinanderzudividieren und 
damit zugrunde zu richten. Nicht nur, daß 
mit großen Mehrheiten gefaßte Beschlüsse 
des Parteitags in Frage gestellt werden, es 
wird ihnen direkt zuwidergehandelt. Das 
betrifft sowohl die Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl als auch das UZ-Pressefest. 
Parallel dazu wird versucht, einen eige-
nen reformistischen Jugendverband aus 
dem Boden zu stampfen, um der mit der 
DKP verbundenen marxistischen SDAJ zu 
schaden. Daß dies alles in eklatanter Weise 
gegen Statut und Programm der DKP ver-
stößt, ist offensichtlich; gewünscht scheint 
eine Lähmung der Partei, die an notwen-
digen Aktionen und Diskussionen gehin-
dert werden soll.
Dreh- und Angelpunkt Mayers ist sein 
„Zukunftsprojekt“: eine „rot-rot-grüne 
Koalition“, für die eine „Reformallianz“ 
aufgebaut werden müsse, um einen „Poli-
tikwechsel durchzudrücken“. Alle Erfah-
rungen der ersten Regierung aus SPD und 
Grünen ignorierend will Mayer eine solche 
Koalition wieder aufleben lassen – unter 
Einbeziehung der Linkspartei. Die wird 
bekanntlich erst dann „regierungsfähig“ 
sein, wenn sie sich vollends angepaßt und 
ihrer bisher antimilitaristischen Positio-
nen entledigt hat. Marxsche Erkenntnisse 
wie „Die moderne Staatsgewalt ist nur ein 
Ausschuß, der die gemeinschaftlichen 
Geschäfte der ganzen Bourgeoisklasse 
verwaltet“, spielen hier keine Rolle. Wie 
die „Neuerer“ vor 25 Jahren halluziniert 
man ein „friedensorientiertes ,anderes Eu-
ropa‘“ innerhalb der imperialistischen EU.
Begründet wird der radikale Kurswechsel 
mit dem Zustand der DKP: Die Partei leide 
an Mitgliederschwund, sei überaltert, iso-
liert und „keine attraktive organisations-
politische Alternative“. 
Diese Einschätzung ist bitter, aber teil-
weise berechtigt. Nur muß gefragt werden: 
Wer hat die DKP zu dem gemacht, was sie 
heute ist? Es sind genau jene PV-Mitglie-
der um Leo Mayer, die in den vergangenen      
25 Jahren die Verantwortung trugen. 
Der DKP ist es gelungen, nach der Nieder-
lage des Sozialismus, die für uns wegen der 
Verbundenheit mit der DDR/SED besonders 

schmerzlich war, als kommunistische Par-
tei zu bestehen. 
Ein latenter Reformismus war aber schon 
in den 90er Jahren spürbar. Deutlich 
wurde dies im Wahlkampf 1998, als die 
politischen Aussagen inhaltlich kaum 
über ein „Kohl muß weg!“ hinausreich-

ten. In Gießen hatten wir damals übri-
gens die auch von anderen aufgegriffene 
Losung: „Ob Kohl, ob Schröder, ganz egal, 
in Deutschland herrscht das Kapital!“ 
Als dann Kohl weg war und die damalige 
stellvertretende Parteivorsitzende Bruni 
Steiniger die neuen Möglichkeiten, die sich 
nun angeblich ergeben würden, in ihrem 
Referat nicht gebührend würdigte, wurde 
der Bericht vom PV „verworfen“ – ein mei-
nes Wissens bisher einmaliger Vorgang.
Die neue Politik von Schröder und Fischer 
ließ Deutschland erstmals wieder Krieg 
führen, und mit der Agenda 2010 wurde 
ein Sozialabbau ohnegleichen eingeleitet. 
Beides hätte Kohl gegen den Widerstand 
der Gewerkschaften nicht durchsetzen 
können, die nun durch eine SPD-geführte 
Regierung paralysiert waren. Zu einer 
Richtigstellung oder Rücknahme der „Miß-
billigung“ sah sich der PV jedoch nicht 
veranlaßt. 
Auch danach hatten die reformistischen 
Kräfte Oberhand. Kommunisten wie 
Klaus von Raussendorf oder Klaus Stei-
niger wurden als in der DKP unerwünscht 
bezeichnet. Es wurde zur Solidarität mit 
den Kollaborateuren aus der KP Iraks auf-
gerufen. Leo Mayer konnte 2005 auf einer 
Bezirksmitgliederversammlung der DKP 
Baden-Württemberg behaupten: Die DKP 
war noch nie eine marxistisch-leninisti-
sche Partei. 
2006 wurde auf dem 17. Parteitag nach 
gründlicher und streitbarer Diskussion 
das bis heute gültige Parteiprogramm 
von etwa zwei Dritteln der Delegierten 

beschlossen. Es stellte einen tragfähigen 
Kompromiß zwischen den kontroversen 
Linien dar – der revolutionären marxi-
stisch-leninistischen und der reforme-
risch/revisionistischen – und blieb daher 
unterschiedlich interpretierbar. Aber es 
war ein gemeinsamer Nenner, auf des-
sen Grundlage Politik entwickelt werden 
konnte.
Dieser Konsens wurde spätestens vor dem 
19. Parteitag mit den unsäglichen „Thesen“, 
die das Parteiprogramm in wesentlichen 
Teilen revidieren sollten, aufgekündigt. 
Obwohl das Papier eindeutig zurückge-
wiesen und festgestellt wurde, daß die 
„Thesen“ zumindest teilweise nicht in 
Übereinstimmung mit dem Programm 
stehen, wurden und werden sie dennoch 
bis heute weiterverbreitet.
Nachdem der 20. Parteitag mit der Wahl 
des neuen Parteivorstandes und des Vor-
sitzenden Patrik Köbele zu einer klaren 
kommunistischen Politik zurückgefun-
den hat, gehen die gleichen Kräfte daran, 
einen Spalt in die Partei zu treiben. Sie 
konstruieren Scheinwidersprüche zum 
Programm und unterstellen dem mit gro-
ßer Mehrheit gewählten Parteivorstand 
eine linkssektiererische Politik: in der 
Wahlpolitik, im internationalen Bereich 
und in der Gewerkschaftsfrage, wo sie 
versuchen, einzelne Gewerkschafter auf 
ihre Seite zu ziehen. 
Diese Auseinandersetzung scheint von lan-
ger Hand vorbereitet zu sein. Für den Fall, 
daß die ideologische Entwaffnung der DKP 
scheitern würde, war bereits alles für den 
Aufbau eigener Strukturen vorbereitet: 
Die Internetseite kommunisten.de, die 
Mayer bisher mit seinem Namen, aber im 
Auftrag des PV führte, wurde von ihm 
unter Ausnutzung formaljuristischer 
Eigentumstitel der Partei entzogen und 
faktisch privatisiert. Sie ist heute eine 
Plattform gegen die DKP.
Ursache für den Einfluß, den die Refor-
misten gewinnen konnten, ist einmal 
die jahrelange Vernachlässigung einer 
planmäßigen marxistischen Bildungs-
arbeit und Schulung anhand der Klas-
siker. Zum anderen ist es der teilweise 
Reformismus der DKP, der sich bis heute 
in einigen UZ-Beiträgen niederschlägt. 
Dadurch konnte die Mayer-Ideologie auf 
fruchtbaren Boden fallen und von vielen 
nicht durchschaut werden. Es stellt sich 
nicht nur die Frage: Wem nützt das alles? 
Die ist leicht zu beantworten. Man muß 
auch fragen: Warum soll die DKP liqui-
diert werden?
Wie die Zerreißprobe ausgeht, wird von der 
Überzeugungs- und Tatkraft der Kommu-
nisten in der DKP abhängen sowie davon, 
wie weit die UZ – als kollektiver Organi-
sator, Propagandist und Agitator – ihrem 
Anspruch als kommunistische Zeitung in 
Zukunft wieder gerecht wird. 

Erika Beltz, Gießen

Unser Autor und Leserbrief-Aktivist 

Werner Feigel 
aus Chemnitz vollendet am 20. April 
sein 90. Lebensjahr. Das ist ein Grund, 
den tapfer an Bord gebliebenen ver-
dienten DDR-Staats- und Parteifunktio-
när fest in die Arme zu schließen. 
Laß Dir gratulieren, lieber Werner!
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Sinkt der Stellenwert von Religionen?

Über Glauben und Wissen

In den Medien wird oft sehr allgemein 
von Religion gesprochen. Häufig wird 

bewußt eine Definition vermieden. Offen-
sichtlich meinen die Menschen schon 
immer irgendwie zu „wissen“, was Reli-
gion ist. Ist von ihr die Rede, schwappen die 
Gefühle hoch, negativ wie überschwenglich 
positiv. Religion gehört eben mit zu den am 
stärksten emotional besetzten Erfahrun-
gen der Menschen.
Wollte eine Definition wissenschaftliche 
Allgemeingültigkeit besitzen, so müßte 
sie so weit gefaßt sein, um auch jene Phä-
nomene mit einbeziehen zu können, die 
außerhalb der institutionalisierten Reli-
gionen anzutreffen sind. Also nicht nur 
in Jahrtausenden gewachsene Religionen 
und Volksfrömmigkeit. Sind ohne Wider-
spruch Christentum, Islam, Buddhismus, 
Schamanismus und Bahai als Religionen 
zu definieren, so müßten auch Phänomene 
wie Astrologie, New Age, neue Innerlich-
keit, Sinnsuche, Okkultismus, Tischrücken, 
Scientology, Wahrsagerei, Telepathie oder 
Zivilreligion in diese Begrifflichkeit mit 
einbezogen werden. Eine derartige Defini-
tion muß uns zugleich aber auch verdeut-
lichen, was Religion nicht ist. Nur so sind 
wir dann in der Lage, sie zum Beispiel von 
Philosophie, Kunst oder Literatur metho-
disch korrekt zu differenzieren.
Grob vereinfacht unterscheidet man in der 
Religionssoziologie zwischen einer „sub-
stantiellen“ und einer „funktionalen“ Defi-
nition von Religion. Die erste bestimmt 
Religion durch ihren Inhalt. So kann man 
zum Beispiel anhand von Lehraussagen, 
durch Heilige Schriften und Glaubensbe-
kenntnisse Unterscheidungen zwischen 
religiösen Phänomenen treffen: die Heilige 
Dreieinigkeit im Christentum – Gott Vater, 
Sohn und Heiliger Geist – im Unterschied 
zum alleinigen Gott Allah im Islam. Oder 
es sind elementare Erfahrungen, die das 
Leben von Menschen bestimmen, die sie für 
wahr halten und über die sich Mitglieder 
einer religiösen Gemeinschaft definieren 
und voneinander abgrenzen. 
Die funktionale Definition hingegen fragt 
danach, was Religion jeweils zur Lösung 
eines bestimmten Problems beitragen kann. 
Sie will zum Beispiel wissen, wie Religion 
gesellschaftlichen Zusammenhalt erzeugt, 
Ereignisse deutet, dazu Mut macht, Unter-
drückung abzuschütteln oder persönli-
chen Trost spendet. Indem diese Methode 
Religion in ihrer konkreten Wirkungs-
weise beobachtet und darauf sieht, was 
sie gesellschaftlich oder für den einzel-
nen Menschen leistet, wird es ihr möglich, 
die „Funktion“ von Religion zu erkennen. 
Im Licht dieser Alternativen entsteht die 
Möglichkeit des soziologischen Vergleichs: 
Sie entdeckt, wie Religion dadurch, was sie 
bewirkt, zu einem Angebot neben ande-
ren wird, um Probleme zu lösen. Was hilft 
mir mehr, mich zu beruhigen — in meiner 
höchsten Not im Gebet die Hände zu falten, 

buddhistisch zu meditieren oder nervös an 
meinen Nägeln zu kauen? Was aber ist das 
generelle Bezugsproblem von Religion? Die 
moderne Religionssoziologie spricht hier 
von der Sinnhaftigkeit und der Kontingenz 
(Zufälligkeit) allen Daseins.
Zunächst: Kontingenz, also etwas nicht 
notwendigerweise Eintretendes, kann in 
jedem Weltereignis erscheinen. „Daß ich 
meine Handschuhe verliere, ist ebenso kon-
tingent wie die Möglichkeit, daß morgen 
mein Haus einstürzt.“ Kontingenz meint, 
daß etwas logisch oder gesetzmäßig durch-
aus möglich ist, daß es aber nicht unbe-
dingt so sein muß, wie es ist. Es könnte 
immer auch ganz anders sein. Daher pro-
voziert Kontingenz die existentielle Frage 
nach dem „Warum?“: Warum ist etwas so, 
wie es ist? Warum ist es nicht anders? Und 
warum bin gerade ich betroffen?
Dabei ist nicht die Kontingenz selbst reli-
giös. Um mit persönlich erfahrener Kon-
tingenz umzugehen, kann ich mich zum 
Beispiel genausogut in Arbeit stürzen, mich 
zum Psychotherapeuten begeben oder zur 
Flasche greifen. Die speziell religiöse Form, 
das Kontingenzproblem zu lösen, ist die 
Unterscheidung von Immanenz und Tran-
szendenz. Die Unerreichbarkeit der Tran-
szendenz, im Christentum ist es die Rede 
von Gott, überführt alles Unbestimmte und 
Unbestimmbare der Welt in die gewisse 
Bestimmbarkeit. „Gott“ ist das Ende der 
„Warum?-Frage“. Die Religion sagt, es 
geschieht alles nach dem Willen Gottes, 
er ist furchtbar in seinem Zorn und uner-
gründlich in seiner Gnade, niemals aber ist 
er rein willkürlich in seinem Handeln. Reli-
giöse Rituale, Gebete und Heilige Schriften 
haben die Aufgabe, diese unüberbietbare 
Gewißheit im Glauben herzustellen. 
Unsere Definition von Säkularisierung 
will alle Erscheinungsformen von Reli-
gion beschreiben: religiöse Institutionen, 
verbindliche Weltdeutung und öffentlich 
vollzogene Rituale ebenso wie individu-
elle Ideen, Gefühle und Erfahrungen, aber 
auch das, was unter Zivilreligion verstan-
den wird. 
Religiöse Phänomene dürfen keinesfalls 
auf das Institutionelle begrenzt und Reli-
gion gar mit Kirche gleichsetzt werden. 
Die Kernthese der Säkularisierungstheo-
rie ist, daß Prozesse der Modernisierung 
einen letztlich negativen Einfluß auf die 
Bedeutung der Religion in der Gesell-
schaft ausüben. Sie nimmt an, daß sich 
das gesellschaftlich bedeutsame Gewicht 
von Religion in modernen Gesellschaf-
ten im Vergleich zu früheren Zeitepochen 
abschwächt, mag es auch immer wieder 
gegenläufige Bewegungen geben. Die Säku-
larisierungsthese setzt voraus, daß in vor-
modernen Gesellschaften und Kulturen 
Religion und Kirchen einen höheren Stel-
lenwert hatten als in der modernen Welt. 
Sie grenzt mit diesem Maßstab neuzeitli-
che Epochen von früheren ab.

Die wachsende Fähigkeit der Menschen, 
ihre natürliche Umwelt zu erkennen und 
Kontrolle über sie auszuüben, führt dazu, 
daß der magische „deus ex machina“ (der 
rettende Gott aus der Höhe) an den Rand 
der Welt zurückgedrängt wird. Wo Natur-
wissenschaften praktiziert werden, ist 
kein Platz für Wunder. Beten dafür, „daß 
es gelingen möge“, ist im Ablauf der Fer-
tigung einer Fabrik nicht das adäquate 
Steuerungsinstrument. Die Effektivität 
der mit Hilfe von Forschung und Technik 
erfundenen Werkzeuge und Maschinen 
führt dem Menschen vor Augen, daß er 
selbst Herr der Dinge ist. Eigenleistungen, 
gründend auf wissenschaftlicher Erkennt-
nis und praktischer Erfahrung, bringen den 
Menschen dazu, fromme Traditionen, Rou-
tinen, Gewohnheiten und gemeinschaftli-
che Bindungen aufzugeben.
Im Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft 
spielt bei der Beschlußfassung die Frage 
der göttlichen Inspiration der Heiligen 
Schrift keine Rolle, wohl aber der aktuelle 
Börsenkurs und die Frage nach der Eigen-
kapitalrendite. Funktionieren die Systeme 
der Sozialversicherungen, erübrigt sich das 
Almosen des Frommen, der sich damit den 
Himmel verdienen will.
Herkunft und Milieu legen nicht mehr aus-
schließlich fest, was der einzelne Mensch 
denkt, fühlt und glaubt. War bis in die 
frühe Neuzeit ein Überleben des Indivi-
duums außerhalb der für ihn bestimm-
ten Gesellschaft und Klasse so gut wie 
unmöglich und damit praktisch ausge-
schlossen, nicht an Gott zu glauben, so ist 
für die moderne Person heute die Gesell-
schaft durchlässiger geworden und sie 
kann ihren Glauben frei wählen. Die neu-
zeitliche Gesellschaft erlebt die Pluralisie-
rung kultureller Identitäten. Es gibt den 
Markt der religiösen Möglichkeiten. Heute 
kann keine Glaubensgemeinschaft mehr 
selbstverständlich die Gültigkeit ihrer 
Ideen behaupten. Sie muß es sich gefallen 
lassen, hinterfragt zu werden. Den eigenen 
Absolutheitsanspruch durchzuhalten, fällt 
immer schwerer. Aus einer Glaubensge-
meinschaft wieder auszutreten ist ebenso 
verbrieftes Recht der Religionsfreiheit.

Karl-Helmut Lechner, Norderstedt

Unser Autor ist Theologe, war evangeli-
scher Pastor und ist inzwischen konfes-
sionell ungebunden.

Am 8. April um 19 Uhr spricht Oberst 
a. D.  Klaus Eichner, ehemals leitender 
Analytiker der HVA zu Aktivitäten der 
US-Geheimdienste, auf einer Veranstal-
tung der RF-Gruppe Falkensee in der 
Begegnungsstätte der Partei Die Linke, 
Bahnhofstraße 74, über das Thema

Die Bedeutung des elektronischen 
Spionagekrieges im 21. Jahrhundert
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Zur kurzen Geschichte des DDR-Freidenkerverbandes

Lüftung eines Lügenschleiers

Die Geschichte der DDR-Freidenker 
(Verband der Freidenker – VdF) währte 

nur gut eineinhalb Jahre – von der Initi-
ierung im Herbst 1988 über die offizielle 
Verbandsgründung im Juni 1989 zu ihrem 
organisatorischen Ende im Sommer 1990. 
Danach verlieren sich die Spuren ihrer 
etwa 12 000 Mitglieder und lokalen Orga-
nisationen im Nirgendwo. 
Im Frühjahr 1990 wurde am „Runden 
Tisch“ von klerikal inspirierten „Bürger-
rechtlern“ über die DDR-Freidenker das 
Verdikt „Stasi-Organisation“ verhängt. 
Mit verhängnisvollen Folgen bis heute, 
sowohl für die ehemaligen VdF-Mitglie-
der und auch für die Verbände, in die viele 
von ihnen nach 1990/91 eingetreten sind. 
Mehr als 20 Jahre nach dem Ende die-
ser wenig bekannten und zumeist fehlin-
terpretierten Organisation haben Horst 
Groschopp und Eckhard Müller ein spar-
sam kommentiertes Lesebuch mit dem 

Titel „Versuch einer Offensive“ vorgelegt, 
in dem sie über 70 zeitgenössische Doku-
mente für sich sprechen lassen, wobei die 
Archive des VdF weitgehend verschol-
len sind.
Zunächst skizziert Horst Groschopp die 
schwierige Neugründung und Entwick-
lung der Freidenker in Deutschland-West 
und -Ost nach 1945 und stellt kurz die ver-
schiedenen Organisationen in den west-
lichen Besatzungszonen, der BRD und 
Westberlin vor. 
Er geht auch darauf ein, warum es in 
der Sowjetischen Besatzungszone und 
der DDR zu keiner Wiedergründung des 
Deutschen Freidenker-Verbandes kam 
und räumt dabei auch mit dem Fehlur-
teil auf, es habe hierfür ein Verbot gege-
ben. Nein, die politische Führung sah 
dafür keine Notwendigkeit mehr, weil 
die Kernthemen der Freidenker (Tren-
nung von Staat und Kirche, Trennung 
der Schule von der Kirche) hier realisiert 
worden seien. In der DDR wirkten letzt-
lich Verabredungen mit Klerikern aus der 
Zeit des Nationalkomitees Freies Deutsch-
land nach. Dabei ging es um einen „reli-
giös-weltanschaulich neutralen Staat“, 
der sich weder für noch gegen eine Reli-
gion oder Weltanschauung ausspräche ... 
Warum aber kam es dann – nach Jahr-
zehnten ohne organisierte Freidenker – 
Ende 1988 völlig unerwartet zu einem 
SED-Politbüro-Beschluß, einen DDR-Frei-
denkerverband zu gründen? Groschopp 
geht dieser Frage in seinem Beitrag „Not-
geburt per vertrauliche Schlußsache“ nach 
und versucht hier Antworten zu finden. 
Ausführlich untersucht er die sich schon 
in der Gründungsvorbereitung auftuen-
den Probleme: Was sollte der Verband sein 
und was nicht? Welche Erwartungen hegte 
die politische Führung, welche hatten 
durchaus interessierte Bürger, die Kir-
chenleitungen und bereits damals aktive 
westdeutsche Institutionen? Welche Pro-
gnosen stellten gerade die beiden letztge-
nannten Stellen?
Ausführlich befaßt sich der Autor mit 
den Folgen des „Runden Tisches“ vom  
12. März 1990. Seither gelten die DDR-Frei-
denker als Kirchenfeinde, ja schlechthin 
als „Stasi“. Diese Saat ging auf: West-
deutsche säkulare Organisationen grif-
fen dieses Verdikt unkritisch auf und 
distanzieren sich bis heute von den DDR-
Freidenkern. Groschopp dazu: „Urteile 
in der ‚Wende‘ haben sich tradiert bis in 
die Gegenwart. Alle den VdF betreffenden 
Vorgänge, seine Aktivitäten entziehen sich 
seit diesem 12. März 1990 oft jedem sachli-
chen Urteil. Nahezu jede Erwähnung wird 
mit tiefem Mißtrauen bedacht, auch inner-
halb der ‚Szene‘ selbst. Freidenker wer-
den stärker verurteilt als die ganze DDR.“  
Warum wohl? Darüber kann man aus 
heutiger Sicht nur Vermutungen anstel-
len. Möglicherweise, weil westdeutsche 

Politiker und Kirchenführungen in orga-
nisierten Freidenkern die einzig reale 
Widerstandskraft gegen ihre Klerika-
lisierungs- und Missionierungsbemü-
hungen im säkularisierten Osten sahen, 
weil der Freidenkerverband ein echtes 
Hindernis auf dem Wege der kirchlichen 
Monopolisierung bisher kommunaler sozi-
aler Einrichtungen hätte sein können. 
Groschopp resümiert: „So zu tun, als habe 
es auch hier die DDR nie gegeben, behin-
dert strategische Überlegungen, zu denen 
immer auch historische Verortungen gehö-
ren.“ Die Autoren bitten in diesem Zusam-
menhang ihre Leser, ihnen bei der Suche 
nach regionalen und lokalen VdF-Doku-
menten zu helfen oder sich als Zeitzeugen 
zur Verfügung zu stellen. 
Ergänzt werden die Materialien durch 
Groschopps eigene Papiere aus VdF-Zei-
ten, z. B. zur Kulturarbeit, Fest- und Fei-
ergestaltung. Er wie auch Prof. Dietrich 
Mühlberg zogen sich bereits im Sommer 
1990 aus der VdF-Arbeit zurück. 
Und was hat es nun mit dem Stasi-Ver-
dikt, dem aus dem Hut gezauberten „Stasi-
Befehl“ auf sich? Wenn man dieses im 
vollen Wortlaut abgedruckte Dokument 
(Brief an alle Diensteinheiten des MfS: Bil-
dung des Verbandes der Freidenker in der 
DDR) unvoreingenommen und vor allem im 
Kontext mit fast gleichlautenden und frü-
her datierten Briefen der Zentrale an die 1. 
Sekretäre der SED-Bezirksleitungen liest, 
dann geht daraus klar und eindeutig her-
vor: Der angebliche MfS-Befehl ist nichts 
anderes als eine interne Information über 
einen zuvor gefaßten Parteibeschluß, der 
übrigens nicht vom Politbüro-Mitglied und 
Staatssicherheitsminister Erich Mielke 
eingebracht worden war.
Nach der Lektüre aller Dokumente über 
den VdF und ihrer Analyse durch die 
Autoren kann man deren Schlußfolgerung 
durchaus zustimmen: „Dessen Gründung 
stellt sich als letzter Versuch der SED dar, 
zu einer innenpolitischen Offensive zu 
kommen – zwischen antikirchlichem Stoß-
trupp und Organisation von Lebenshilfe.“ 
Wobei sich wohl die wenigsten seiner-
zeitigen VdF-Mitglieder (zu denen auch 
der Rezensent gehört) als „antikirchlicher 
Stoßtrupp“ verstanden haben ... Dennoch, 
dieses Lesebuch unterbreitet erstmals ein 
fundiertes Angebot, die damaligen Vor-
gänge  ohne Scheuklappen zu bewerten 
und ihren Platz in der deutschen Freiden-
kergeschichte zu finden.

Siegfried R. Krebs, Weimar

Horst Groschopp u. Eckhard Müller: Letz-
ter Versuch einer Offensive. Der Verband 
der Freidenker der DDR (1988–1990). Ein 
dokumentarisches Lesebuch. Schriften-
reihe der Humanistischen Akademie 
Berlin-Brandenburg, Alibri-Verlag, Aschaf-
fenburg 2013, 264 S., 22 Euro, ISBN 978-3-
86569-171-2

Herzlich grüßen wir den bewährten 
Kommunalpolitiker und Leiter der RF-
Gruppe Greifswald 

Dr. Udo Schulz
der sich seit Jahren für die Verbrei- 
tung unserer Zeitschrift und ihrer  
Ideen in der Hansestadt einsetzt,  
zu seinem 80. Geburtstag am 6. April.

Liebe Grüße fester Verbundenheit 
gehen an unsere bewährte Mitstreiterin 
und Autorin 

Cornelia Noack 
aus Beeskow zu ihrem 60. Geburtstag 
am 14. April. Die eindringliche auto-
biographische Artikelserie „Cornelias 
kleine große DDR“ hat ihr unter den 
Lesern des RF viele Freunde gewon-
nen. Auch als Hobby-Malerin legt die 
standhafte Kommunistin Ehre ein.

Liebe Grüße gehen an Genossen

Wilfried Berthold 
aus Neubrandenburg, der am 14. April  
sein 75. Lebensjahr vollendet. Der vor- 
mals führende Funktionär des Rates 
des Bezirks hat im Vorjahr den Staffel-
stab der RF-Regionalgruppe in der 
Stadt der vier Tore von Wolfgang Mä-
der übernommen und setzt die guten 
Traditionen des bewährten Neubran-
denburger Kollektivs erfolgreich fort. 
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Über den Wert vorgelebter Standpunkttreue und Unverbiegbarkeit

Das persönliche Beispiel zählt

Eine von alten Kommunisten leerge-
fegte Zeit wird kommen; wir lesen 

fast in jeder Ausgabe des RF von Verstor-
benen. Gelingt es jungen Kommunisten, 
sie zu ersetzen? Gibt es die überhaupt? 
Sie können so schlecht nachwachsen 
in diesem Deutschland. Wenige stel-
len sich bekennend und mutig gegen 
den Makel, in dieser Republik des Gel-
des Kommunist zu sein! Oder sehe ich 
sie nur nicht? Man verlangt ja viel: Es 
muß einer Hetzjagd widerstanden wer-
den, fast einem Pogrom, das hierzu-
lande die von Wirtschaftsinteressen 
gekauften Regierenden, ihre Medien 
und Historiker allumfassend insze-
nieren. Eine Paranoia scheint sie zu 
peinigen, und die Furcht vor bolsche-
wistischen Gleichmacherbestien macht 
sie besessen, so sehr bekämpfen sie 
alles, was auch nur nach Kommunis-
mus riecht. Wer will da eigentlich den 
Jungen verdenken, wenn sie diesem 
Bombardement erliegen und – wohl 
erkennend, daß Widerstand geleistet 
werden muß – sich aufmüpfigen Grup-
pen anschließen, die dezentralisiert 
herumtappen und wenig ausrichten? 
In diesem Deutschland darf ja jeder 
(fast) alles und sich dabei fühlen und 
wiegen wie Gott in der Freiheit, wenn 
und solange er eben nicht an bestimm-
ten tragenden Pfosten rüttelt. Damit er 
es läßt, prügeln ihm hörige Herrscher 
und Medien so viel Müll in den Kopf, 
wie dazu nötig ist. Sie schreiben sogar 
die Bibel um, von der sie behaupten, sie 
sei Wiege des kapitalistischen Wirtschaf-
tens, weil ein Papst es gewagt hat, gegen 
die Verelendung der Massen zu wettern 
und öffentlich festhielt, daß die derzeitige 
Art, Ökonomie zu betreiben, töte. Wie sol-
len unter diesen Umständen Kommunisten 
entstehen, wie Anwärter Verantwortung 
erkennen und tragen?
Auch in der DDR gab es Tücken auf dem 
Weg der Kommunistwerdung. Ich war 
damals parteiloser Meister in einem Zei-
tungsbetrieb der SED. Eine Weile war die 
Nachtversorgung, besonders sonntags, 
miserabel. Eines Abends schlug ich mit 
einem zölligen Nagel eine grüne Bulette 
an die mit rotem Fahnentuch bespannte 
Wandzeitung zwischen die Planerfül-
lungsdaten. Am nächsten Tag war die 
Chefetage des Hauses empört über diese 
Schweinerei. Ja, das war die Freiheit der 
Andersdenkenden, nämlich der Rotationer, 
genauso wie es Rosa Luxemburg gemeint 
hatte, nicht wie es im Januar 1988 mitten 
im Demonstrationszug zu ihrer und Karl 
Liebknechts Ehrung zu sehen war: aus 
dem Zusammenhang gerissen und sinn-
entstellt. 
Ja, ich wollte immer den Sozialismus auf 
meine Weise und mit der Brechstange! 
Natürlich war ich nach dieser Tat bei der 
„Stasi“ Mode. Später habe ich regelmäßig 

berichtet, wer und was mich beein-
trächtigte, meine Abteilung möglichst 
reibungslos zu führen. Den Begriff inoffi-
zieller Mitarbeiter kannte ich nicht. Diese 
Gespräche bereue ich bis auf den jetzigen 

Tag nicht, weil ich vorwärts wollte und 
nicht stehenbleiben oder gar zurück. 
Heute betreibe ich einen kleinen Ver-
lag. Ich zögerte keinen Augenblick, als 
eine Dame aus Berlin, mit der ich über-
eingekommen war, ein Buch herzustel-
len, wobei ich schon erhebliche Kopfarbeit 
in das Manuskript gesteckt hatte, mich 
fassungslos anrief, sie habe von meinen 
Sympathien für den „RotFuchs“ erfahren. 
Distanzierte ich mich nicht, könnte sie 
unser Buchprojekt nicht mehr fortführen. 
Sie sehen, liebe Leser, ich hege noch immer 
Sympathien für den „RotFuchs“, und das 
Buch ist nie entstanden. 
Ähnlich verhielt es sich bei einem Autor, 
der ein Manuskript über seine Haftzeit 
aus politischen Gründen in der vernichte-
ten Republik brachte und dabei die DDR 
in Anführungszeichen setzte. Ich sagte 
ihm, natürlich müsse auch über diese 
wenig ehrenvolle Seite der DDR berichtet 
werden, doch gehe das bei mir nur dann, 
wenn ich seinem Buch einen Essay vor-
anstellen dürfe, in dem ich seine Erleb-
nisse in den Kontext der Geschichte stelle, 
und die DDR in Anführung sei bei allem 
Haß schlicht historisch falsch. Das wollte 
er nicht. So entstand auch dieses Buch 
nicht bei mir. Auf diese Konsequenz bin 
ich ein wenig stolz, aber sie fiel nicht 
vom Himmel. 

Jeder Mensch braucht ein Vorbild, einen 
Berater, einen Mentor, einen, der durch 
sein Beispiel überzeugt. Wer den nicht hat, 
ist arm dran. Ich hatte und habe einen: 
den Schweriner Journalisten Günter 

Jaffke. Nicht nur, daß er rigoros meine 
Texte von Überflüssigem befreite und 
mir sagte, es gäbe kein kleines Käm-
merlein – denn ich saß nie in einem 
Hörsaal, außer in dem großen des 
Lebens. Er bekannte auch einmal, er 
beneide mich, denn ich sei ein Dichter 
und er nur Journalist. Diese gegensei-
tige Achtung und Anregung zwischen 
Menschen zweier Generationen fehlt 
heute oft. Vorgelebte Werte wie Grad-
linigkeit, Standpunkttreue, Unverbieg-
barkeit werden seltener Bestandteil 
von Freundschaften. 
Andere, unverbindliche Dinge haben 
Vorrang, es ist auch so gewollt. Und 
Kommunisten passen in diese Zeit 
nun gar nicht. Ihre angeblich zyni-
sche Mordlust wird an Stalin, Pol 
Pot und den Mauertoten festgemacht. 
Ich erlebe den Kommunisten Günter 
Jaffke völlig anders, und in ihm fand 
ich einen der wertvollsten Menschen, 
denen ich in meinem Leben begegnen 
durfte. So wie Günter mir den Kom-
munismus beibrachte – ohne Zwang, 
allein durch sein Beispiel – und ihn 
gleich in Gestalt seiner Person beweist, 
ist diese Option für Gerechtigkeit mir 
etwas Edles und Erstrebenswertes. 
Auch ich will Kommunist sein, wenn 

ich es kann. Ich habe während meiner 
Lebensspätzeit vieles gelernt, u. a., daß es 
falsch war, eine neue Partei mitbegrün-
det zu haben. Es sollte nur eine einzige 
linke Partei geben, in der sich alle Gleich-
gesinnten verbünden. Jede Vereinzelung 
der Kräfte führt zu ihrer Vernichtung. Das 
ist eigentlich gar nichts Neues, und den-
noch anscheinend vielen aus dem Sinn. 
Vielleicht ist Sozialismus doch möglich, 
irgendwann nach uns, wenn die Folgenden 
begriffen haben, daß es an ihnen selbst 
liegt. Aber wir müssen doch den Boden 
bestellen für sie!
Günter Jaffke, den ich wegen meiner 
Dankbarkeit nicht ohne Selbstsucht im 
„RotFuchs“ ehren möchte, ist nun im fünf-
undachtzigsten Lebensjahr, hellwach, und 
doch wird man in diesem Alter ein wenig 
müder. Ich bin noch jünger, und natürlich 
werde ich den Staffelstab weitergeben so 
gut ich kann. Aber reicht das aus? Wird 
die Lücke, von der ich zu Beginn schrieb, 
geschlossen werden können? Wenn eines 
Tages all die Standhaften nicht mehr 
sind? Was können wir tun, damit trotz 
der verordneten Untugenden Gier, Raff-
sucht, Konsumterror und flächendeckende 
Manipulation aufrechte Menschen her-
anwachsen? Laßt uns darüber einmal in 
dieser Zeitschrift reden!

Rainer Stankiewitz, Crivitz

Ernst Thälmann (Gemälde auf Öl von Willi Sitte, 1975)
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Der Schwanz wedelt nicht mit dem Hund

Wer im Merkel-Kabinett bestimmt

Auf 185 Seiten Koalitionsvertrag ist 
festgeschrieben, wie die Beteiligten 

aus Unionsparteien und SPD „Deutsch-
lands Zukunft gestalten“ wollen – einer 
Koalition, die ermöglichen solle, daß es 
„uns“ morgen noch besser gehe als heute. 
Das jedenfalls gaukelte die CDU-Vorsit-
zende Merkel dem Wählervolk vor. Ein 
Vertrag „für die kleinen Leute“, meinte 
SPD-Vorsitzender Gabriel. Ja, er ver-
kündete gar: „Die SPD steht für einen 
Politikwechsel.“ Man sei wieder an der 
Macht. Diese Auslegung konnte Unions-
fraktionschef Kauder so nicht stehen las-
sen. Weshalb er der SPD-Führung klar 
machte: „In dieser Regierung wedelt der 
Schwanz nicht mit dem Hund.“ Schließ-
lich liege die Richtlinienkompetenz bei 
der Kanzlerin.
Nun ist das allerdings mit dieser Lesart 
der „Machtfrage“ so eine Sache. Marx 
und Engels haben nämlich vor mehr als 
anderthalb Jahrhunderten den Charak-
ter des kapitalistischen Staates bloßge-
legt: „Die moderne Staatsgewalt ist nur 
ein Ausschuß, der die gemeinschaftli-
chen Geschäfte der ganzen Bourgeois-
klasse verwaltet.“ An dieser Realität hat 
sich seitdem nichts geändert. Wie bisher 
nehmen die Spitzenverbände der Kon-
zerne und Banken ihre Richtlinienkom-
petenz wahr. Nach der Wahl gaben sie 
den Mitgliedern ihres Verwaltungsaus-
schusses – der Bundesregierung – Eck-
punkte des Koalitionsvertrages vor. Zur 
Installierung der GroKo hatten bereits 
am Wahlabend der Präsident der Bundes-
vereinigung Deutscher Arbeitgeberver-
bände, Hundt, und andere Bosse grünes 
Licht gegeben. Für die „großen Aufga-
ben der Zukunft“ brauche das Land eine 
große Koalition.
Hundt erteilte dann  während der Koali-
tionsverhandlungen einem gesetzlich 
verankerten flächendeckenden Stun-
denlohn von 8,50 Euro eine Absage.  

„CDU/CSU und SPD stehen für die gemein-
same Euro-Stabilisierungspolitik der 
letzten Jahre, und es liegt aus meiner 
Sicht nahe, diese vom Wähler bestätigte 
Politik gemeinsam fortzusetzen“, for-
derte er. 
Der Präsident des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, Grillo, verlangte: 
„Es muß Schluß sein mit dem ‚Wünsch-
dir-was-Konzert‘ und immer neuen Aus-
gabenplänen.“ Und er verkündete: „Die 
zentrale Frage lautet, wie wir in Europa 
und in Deutschland unsere Wettbewerbs-
fähigkeit sichern können. Löhne müs-
sen wettbewerbsfähig sein und bleiben, 
Arbeitsmärkte flexibel, Energie bezahl-
bar, Sozialabgaben leistbar …“ Das sei 
mit Steuererhöhungen für die Unterneh-
mer unvereinbar. Die Steuern müßten 
vielmehr gesenkt werden.
Auch die wirtschaftsnahen Forschungs-
institute RWI, IWH, DIW und das Ifo- 

Institut warnten „dringlich“ vor einem 
flächendeckenden Mindestlohn von 8,50 
Euro und vor Steuererhöhungen.
In diesem Bunde durften die sogenann-
ten Wirtschaftsweisen nicht fehlen. 
Demonstrativ in ihrer Position von Hundt 
bestärkt, unterbreiteten sie den künf-
tigen Koalitionspartnern ein „Horror-
szenario“, genannt „Gutachten“. Darin 
empfahlen sie: „Weiterentwicklung der 
Reformen der Agenda 2010, Deregulie-
rung des Arbeitsmarktes, Lockerung des 
Kündigungsschutzes, weitere Anhebung 
des Renteneintrittsalters, keine Wie-
dereinführung der Vermögenssteuer, 
Senkung der Erbschaftssteuer, flächen-
deckende Erhebung von Studiengebüh-
ren.
Die Koalitionspartner fühlten sich von 
den Richtlinien der Unternehmerver-
bände und dem „Gutachten“ der „Wirt-
schaftsweisen“ tief beeindruckt. Frau 
Merkel erklärte, das „Gutachten“ komme 
„zur rechten Zeit“. „Wir werden die Hin-
weise ernst nehmen.“ Die damalige SPD-
Geschäftsführerin Nahles tat kund: „Das 
Geld ist knapp. Es ist klar, daß nicht alles 
realisiert werden kann.“
Und so sieht denn auch der Koalitions-
vertrag aus.
Was den Mindestlohn angeht, so soll 
ab 1. Januar 2015 ein flächendecken-
der Mindestlohn von 8,50 Euro gelten. 
Aber: Bis 2017 bleiben die Tarifentgelte 
unter 8,50 Euro. Von 2011 bis 2013 waren  
41 Tarifverträge abgeschlossen wor-
den, die Stundenlöhne unter 8,50 Euro 
vorsehen. Es existieren rund 500 Lohn-
gruppen, die unter 8,50 Euro liegen. 
Berücksichtigt man die Inflationsrate 
bis 2017, so bleiben von den 8,50 Euro 
bestenfalls 7,80 Euro übrig. Und, was oft 
übersehen wird, es handelt sich um einen 
Bruttolohn, dessen Empfänger mit ihrem 
Monatsverdienst unter der offiziellen 
Armutsgrenze von 980 Euro liegen. Kom-
mentar von Kauder: „Der Union ist es zu 
verdanken, daß die deutsche Wirtschaft 
bis 2017 Zeit hat, sich auf den Mindest-
lohn einzurichten.“ Im übrigen bleiben 
befristete Beschäftigung und Teilzeit-
beschäftigung unter 21 Stunden sowie 
Minijobs, Zeit- und Leiharbeit der Wett-
bewerbsfähigkeit des Kapitals erhalten. 
Nicht beseitigt wird der versprochene 
Abbau der sogenannten kalten Progres-
sion, wonach Beschäftigte bei Lohner-
höhungen infolge steigender Steuerlast 
netto weniger haben als zuvor. 
Die Bürgerversicherung wurde von der 
SPD aufgegeben. Die paritätische Kran-
kenversicherung – mit gleichen Teilen 
von Unternehmen und Mitarbeitern – 
wurde 2005 von der Schröder-Regierung 
liquidiert. Seitdem bleibt der Beitrag für 
Unternehmen bei 7,3 Prozent eingefroren. 
Arbeiter und Angestellte müssen dage-
gen während der Legislaturperiode mit 

Beitragserhöhungen rechnen, weil die 
Mütterrente und die Rente mit 63 für 
Beschäftigte mit 45 Beitragsjahren aus 
den Sozialkassen und nicht aus Steuer-
mitteln finanziert werden. Beitragserhö-
hungen sind unausbleiblich. Die Beiträge 
für die Pflegeversicherung werden spä-
testens zum 1. Januar 2016 erhöht. Die 
vielgepriesene Rente mit 63 bei 45 Bei-
tragsjahren wird nur für einen relativ 
kleinen Kreis von Anwärtern – rund 350 
000 – wirksam. 
Um die SPD-Forderung nach einer Bür-
gerversicherung war es schon vor der 
Wahl still geworden. Und längst war 
nicht mehr von Steuererhöhungen für 
Reiche, für die Konzerne oder der Wieder-
einführung einer Vermögenssteuer die 
Rede gewesen. Die Reformen der Agenda 
2010 sollen vielmehr, wie die „Wirt-
schaftsweisen“ darlegten, „weiterent-
wickelt“ werden. Damals, bei Schröder, 
waren den Konzernen Steuervergünsti-
gungen in Höhe von 60 Milliarden per 
Gesetz zugeschanzt worden. 
Für die Gehälter von Managern wurde –  
der Wahlkampfpropaganda zuwider –  
keine Grenze gesetzt. Ob in der Hin-
sicht überhaupt etwas geschieht, ist 
den Hauptversammlungen überlassen, 
insofern der Aufsichtsrat entsprechend 
entscheidet.
Die Energiewende wurde gedrosselt. 
Hundt hatte verlangt: „Die Wettbewerbs-
fähigkeit deutscher Unternehmen darf 
nicht durch den weiteren unkontrol-
lierten Ausbau erneuerbarer Energien 
und die damit verbundene Kostenexplo-
sion gefährdet werden.“ Und Grillo for-
derte, es gehöre „eine bezahlbare und 
sichere Energieversorgung auf Platz eins 
der Prioritätenliste“. Den Profitinter-
essen der vier großen Energiekonzerne 
mit ihren Atom- und Kohlekraftwerken 
wurde entsprochen. Im Koalitionsvertrag 
wurde ein „Ausbaukorridor“ geschaf-
fen. Er soll lästige Konkurrenz, näm-
lich das Wachstum der erneuerbaren 
Energie, drosseln. Betroffen sind die 
Solarindustrie und die preiswerte Wind-
kraft-Land-Industrie sowie die privaten 
Haushalte, während die Konzerne wei-
terhin Preisabschläge erhalten. 

Prof. Dr. Georg Grasnick

Am 23. April um 19 Uhr spricht Andreas 
Wehr, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
der Fraktion der Europa-Linken im 
EU-Parlament, auf einer Veranstaltung 
der RF-Regionalgruppe Potsdam im 
Jugendzentrum „Freiland“, Friedrich-
Engels-Straße 22, über das Thema

Der Europa-Traum  
und die Wirklichkeit
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Eine Landgenossenschaft mit tiefen Wurzeln in der LPG-Geschichte

Die Klingers aus Oppurg
Am 10.12. 2013 führte die 3163 Hektar 
große Landgenossenschaft Oppurg eG im 
thüringischen Kreis Schleiz eine Gene-
ralversammlung durch. Sie zählt 122 
Mitglieder und Beschäftigte sowie sechs 
Lehrlinge. In der Versammlung wurde der 
Diskussionsbeitrag des Ehepaares Klinger, 
den der 89jährige Ortschronist Herbert 
auch im Namen seiner Frau 
Annelies vortrug, gehalten. 
Beide sind aktive Mitglie-
der der Partei Die Linke und 
engagierte „RotFuchs“-Leser. 
Herbert hatte schon vor über 
40 Jahren als Parteisekretär 
der seinerzeitigen LPG im 
gleichen Saal am Redner-
pult gestanden. 
Hören wir den Klingers zu:

Wi r gingen 1990 in 
Altersrente, blieben 

aber ideell immer eng mit 
unserer LPG Oppurg ver-
bunden. Die Felder sind 
eingebracht, zu Hause hal-
ten wir nur noch Kanin-
chen und Hühner. Ich habe 
die Geschichte der land-
wirtschaftlichen Genossen-
schaftsbewegung bei uns und 
im Kreisgebiet seit 1952 in 
zwei inzwischen vorliegenden 
Bänden aufgezeichnet. Viele 
Gespräche mit den Oppurger 
LPG-Schrittmachern sind vor 
60 Jahren durch mich pro-
tokolliert worden. Außer-
dem besitze ich Hunderte Fotos, die unser 
Genossenschaftsleben widerspiegeln. Diese 
Dokumente berichten über menschliche 
Leistungen in der Pflanzen- und Tierpro-
duktion, im Gartenbau, durch die Bau-
brigade und in der Kulturarbeit – auch in 
unserem Ferienzentrum Neumannshof an 
der Saale. Hier in diesem Saal trat unsere 
LPG-Frauentanzgruppe Oberoppurg auf. 
Die Gesichter der Tänzerinnen waren ori-
ginell als Larven nach hinten gerichtet.
Vermerkt habe ich auch die Spitzenleistun-
gen der Oppurger Kühe, die in 16 Jahren 
100 Millionen Liter Milch an den Milch-
hof Scheßlitz bei Bamberg zur Herstellung 
allerbester Frischmilch und von Extrakäse 
– auch zum Export nach Italien – lieferten. 
Die Auszeichnung für Spitzen-Brauger-
ste ist von mir ebenso festgehalten wor-
den wie der uns in DDR-Tagen verliehene 
Karl-Marx-Orden, den wir bis heute in 
Ehren halten.
Die bisherigen Vorstände der LPG und die 
Leitung der Kooperationsgemeinschaft 
„Orlatal“ Oppurg sowie zahlreiche fleißige 
Genossenschaftsbäuerinnen und Bauern 
werden in meinen Büchern erwähnt.
Ein großer Teil unserer LPG wurde schon 
vor Jahren von ihr abgeteilt, um eine 
Extra-Agrargenossenschaft Ludwigshof 

entstehen zu lassen, die sich mit spe-
zieller Arzneidrogenproduktion befaßt. 
Heute wirtschaftet sie auf 755 Hektar 
mit Trocknungsanlage – eine der größ-
ten Einrichtungen dieser Art in der BRD. 
Unsere ehemalige Oppurger LPG-Haupt-
buchhalterin Louise Hauke wurde deren 
Vorsitzende.

Durch meine Niederschriften kann jeder 
erfahren, wie sich damals die Entwicklung 
in den Dörfern unserer Region vollzog. In 
einigen Orten gab es zwei landwirtschaft-

liche Produktionsgenossenschaften – eine 
vom Typ I, wo nur das Land gemeinsam 
bewirtschaftet wurde, und eine andere 
vom höheren Typ III, in welche auch die 
Viehwirtschaft einbezogen war.
Jahrelang unterhielten wir enge Partner-
schaftsbeziehungen zur LPG Korten in 
Bulgarien. Es handelte sich dabei um einen 
fachlich-kulturellen Austausch, bei dem 
auch Urlauber hin und her reisten. Unver-
gessen sind mir sowjetische Soldaten und 
vietnamesische Helfer bei der Lagerge- 
treideernte sowie im Gartenbau, aber auch 

die intensive Mithilfe von Einwohnern 
aus dem Ort. Wir haben Berufskollegen 
aus Pskow bei Leningrad, aus Norwegen, 
Zypern, Polen, Frankreich und der ČSSR 
empfangen.
In der Chronik sind örtliche Höhe-
punkte beschr ieben und im Bi ld 
festgehalten worden. Dazu gehörte zwei-

fellos das Wiedereinset-
zen von Wildpferden nach  
12 000 Jahren in der Döbrit-
zer Schweiz. Ganz wichtig 
war mir auch die Erinnerung 
an das 50jährige Bestehen 
der Oppurger Arztpraxis Dr. 
Büttners. Ihr neues Gebäude 
wurde 1969 fertiggestellt, 
wobei den Löwenanteil der 
Arbeit unsere LPG-Baubri-
gade bewältigte, die auch 
alle anderen Häuser im 
Umfeld der Praxis errich-
tet hat.
Selbst im hohen Alter drängt 
es Annelies und mich, noch 
ein bißchen mitzumachen. 
Von den Fenstern unserer 
einstigen Bodenreform-
Wirtschaft, die mein Groß-
vater, mein Vater und ich 
gebaut haben und die 1951 
von Menschen mit Tieren 
bezogen wurde, können wir 
zuschauen, was auf den 
großen Feldern zwischen 
Rehmen und der Döbritzer 
Schweiz heute in der Feld-
wirtschaft geschieht. 

Ich halte es für sehr unklug, daß die 
Brüsseler EU-Zentrale landwirtschaft-
liche Großbetriebe weniger als bisher 
unterstützen und besonders die Genos-
senschaften in Ostdeutschland, die ganz 
überwiegend aus großen LPGs hervorge-
gangen sind, bei der finanziellen Förde-
rung zurückschrauben will. Diese Aktion 
betrifft auch unsere Landgenossenschaft 
Oppurg eG. Sie richtet sich gegen grö-
ßere Schläge und Ställe, propagiert unter 
Öko-Vorwänden die Rückkehr zum Klein-
betrieb. Würde sich diese Linie durchset-
zen, gäbe es auf unserer Erde nicht nur 
842 Millionen Hungernde, sondern einige 
hundert Millionen mehr. Dagegen gilt es 
gemeinsam aufzutreten.

Annelies und Herbert Klinger, Oppurg

Dieses Foto vom Erntetag des Lagerroggens dokumentiert die Hilfe 
von sowjetischen Soldaten der Garnison Saalfeld/Saale und Einwoh-
nern Oppurgs. Die Männer mit dem roten Stern kamen der LPG jahr-
zehntelang zu Hilfe, um ausgeackerte Steine zu beseitigen, Kartoffeln 
und Zuckerrüben zu ernten und selbst bei 10 Grad minus Rosenkohl-
pflanzen für die Versorgung der Bevölkerung abzuhacken. 
Hier erklärt Oppurgs inzwischen verstorbener Bürgermeister Gerhard 
Reißig (mit Gabel) den Arbeitsablauf.

Am 26. April um 10 Uhr spricht Genossin 
Jutta Vogel, Kreisvorsitzende der Partei 
Die Linke, auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Königs Wusterhau-
sen im Hanns-Eisler-Haus, Eichenallee 12, 
über das Thema

Kommunalpolitische Aufgaben im 
Landkreis Dahme-Spreewald
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Erlebnisse eines erfahrenen DDR-Diplomaten (1)

Heinz Birch erzählt

Ganz gleich welche Arbeit oder Auf-
gaben man im Leben zu erfüllen hat, 

eines sollte man dabei immer bedenken: 
Man darf sich niemals zu wichtig nehmen. 
Man ist eben stets nur ein Rädchen im 
großen Getriebe der Gesellschaft oder der 
Welt. Ich trete bei dieser Geschichte ins 
Bild, doch vorerst nur in einer Neben-
rolle. Jedem anderen hätte diese Rolle 
ebenfalls zugedacht worden sein kön-
nen. Allerdings wird hier deutlich, mit 
welchen Mitteln die USA und deren 
Bündnispartner die Entwicklung der 
DDR zu stören, ihre Ausstrahlungskraft 
zu verhindern suchten. Erklärtes Ziel 
war immer die Blockierung jeglicher 
sozialistischen Entwicklung oder deren 
Rückgängigmachung, was ihnen in Eu-
ropa leider auch gelungen ist. 
Das war allerdings in jenem Jahr, als 
ich zum ersten Mal einem gewissen Mr. 
Meyer begegnete, noch nicht abzuse-
hen. Lange Zeit habe ich nicht an das 
mehrmalige „zufällige“ Zusammentref-
fen mit diesem Mann gedacht. Erst als 
ich mit Aufzeichnungen über meinen 
Lebensweg begann, kam er mir plötz-
lich wieder in Erinnerung. Bevor ich 
jedoch zur eigentlichen Geschichte vor-
dringe, bedarf es noch einiger Bemer-
kungen. Während meiner Tätigkeit in 
der Abteilung Internationale Verbin-
dungen des ZK der SED kam ich mit 
vielen Genossen der KP Großbritan-
niens zusammen, die im Rahmen der 
Parteibeziehungen die DDR besuchten. 
Zu einigen von ihnen entwickelten sich 
enge freundschaftliche Kontakte. Die 
SED war bestrebt, den britischen Genos-
sen trotz begrenzter eigener finanzieller 
und materieller Möglichkeiten  maximale 
Unterstützung zu gewähren, sei es durch 
die Bereitstellung von Urlaubsplätzen 
oder Hilfe bei Erkrankungen. Auch die 
Zusammenarbeit mit der Londoner Marx-
Gedenkbibliothek und die Pflege der letz-
ten Ruhestätte von Karl Marx auf dem 
Highgate-Friedhof gehörten dazu. Obwohl 
in der DDR westliche Valuta knapp war, 
wurden für Restaurierungen am Grab-
mal von Marx Mittel bereitgestellt. Die 
weitere Pflege erfolgte nach Etablierung 
einer Mission der Kammer für Außenhan-
del in London durch die Kinder der Mitar-
beiter. Bei Besuchen führender Genossen 
der KP Großbritanniens erhielt das ZK der 
SED wiederholt Einladungen zur Entsen-
dung einer Delegation. Sie wurden mit 
Dank angenommen, da es reges Interesse 
dafür gab, an Ort und Stelle die Kampfbe-
dingungen der Bruderpartei zu studieren. 
Leider waren die Bemühungen zunächst 
vergebens. Bis zum Anfang der 70er Jahre 
existierte in Berlin das sogenannte Allied 
Travel Office. Es war eine typische Insti-
tution des Kalten Krieges. Wer als DDR-
Bürger ins westliche Ausland reisen wollte, 
mußte sich dort eine Reisebescheinigung –  

den Travel-Paß – besorgen. Darin wurde 
nicht etwa bestätigt, der Bürger XYZ wolle 
und dürfe nach Frankreich, Großbritan-
nien, in die USA oder einen anderen west-
lichen Staat reisen. Für das Travel Office 
existierte die DDR-Staatsbürgerschaft 
nicht. Bekam man von ihm ein Reisedoku-

ment, so stand unter der Rubrik Staatsan-
gehörigkeit stets „presumed German“. Das 
hieß soviel wie: mutmaßlich Deutscher.
Schließlich wurde vom Politbüro beschlos-
sen, eine SED-Delegation zum Erfahrungs-
austausch nach London zu entsenden. Nun 
begannen für mich endlose Laufereien. 
Mehrmals begab ich mich mit dem Auf-
trag nach Westberlin, Visa für die Mit-
glieder der Delegation einzuholen, zu der 
auch ich gehören sollte. Mein erster Weg 
führte mich zum britischen Konsulat. Dort 
erklärte mir der Konsul, daß ich mich 
zunächst zum Allied Travel Office begeben 
müßte, um von dort entsprechende Pässe 
beizubringen. In die Reisedokumente der 
DDR wollten die Briten kein Visum stem-
peln, da sie in ihren Augen nicht existierte. 
Es war die Zeit der Hallstein-Doktrin, also 
der Alleinvertretungsanmaßung der BRD. 
Da durfte das Konsulat keinen Schritt tun, 
der auch nur vage einer Anerkennung der 
staatlichen Existenz der DDR nahe gekom-
men wäre. 
Was sollte ich tun? Wohl oder übel mußte 
ich das Travel Office aufsuchen. Das war 
allerdings gar nicht so leicht. Bei mei-
nen Fahrten nach Westberlin bekam ich 
nämlich nur 5 DM in die Hand gedrückt. 
Der in unserer Abteilung für „Reisekosten“ 

zuständige Genosse erwartete, daß man 
nach einem „Ausflug in westliche Gefilde“ 
möglichst den vollen Betrag zurückerstat-
tete. Wenn es zu keinen außergewöhnli-
chen Ereignissen kam, wurde das von den 

„Reisenden“ auch so gehandhabt. 
Im Travel Office angekommen, konnte 

ich mein Anliegen vorbringen. Doch 
ein Erfolg war mir nicht beschieden. 
Mein Hinweis auf den britischen Konsul 
brachte mich nicht weiter. Der Beamte 
im Travel Office empfahl mir, zum bri-
tischen Konsulat zurückzugehen und 
dem Konsul mitzuteilen, daß ich für die 
Ausstellung des Passes auf alle Fälle 
erst ein Visum beibringen müßte. Also 
tat ich, was mir empfohlen worden war. 
Der Konsul beharrte indes darauf, daß 
er zur Ausstellung der Visa die Tra-
vel-Pässe benötige. So hätte ich tage-
lang hin- und herpendeln können, ohne 
einen Schritt weiterzukommen. 
Mehrfach mußte ich den Versuch zur 
Erlangung der Einreisevisa nach Groß-
britannien wiederholen. In meiner 
Abteilung wurde ich schon ein wenig 
belächelt. Vielen war es bereits gelun-
gen, in Länder wie Dänemark, Belgien, 
Holland oder Finnland zu fahren. Daher 
ging der gutgemeinte Spruch um, ich 
sei ein weitgereister Weltenbumm-
ler, wenn es auch nur bis Westberlin 
gereicht habe.
Kurz vor der weltweiten Anerkennungs-
welle der DDR konnte dann 1970 eine 
SED-Delegation unter der Leitung von 
Kurt Seibt, der ich als Sekretär ange-
hörte, doch nach London reisen. Das 

Visum wurde zu dieser Zeit jedoch noch 
immer nicht in die DDR-Pässe gestem-
pelt: Man bekam es auf einer Einlage. 
Schon die Überschrift war bezeichnend 
für die damalige Phase des Kalten Krie-
ges: DECLARATION OF IDENTITY FOR 
VISA PURPOSES (Identitätsbescheini-
gung für Visazwecke). Damit besaß ich 
zwar ein Papier, mit dessen Hilfe ich mich 
als Heinz Birch ausweisen konnte, aber 
weder Staatsangehörigkeit noch Nationa-
lität waren darauf vermerkt. Meinen Paß 
nahm bei der  Einreise in London auch 
niemand zur Kenntnis. Für die Grenz- und 
Zollkontrolle war allein die mit einem Foto 
versehene DECLARATION maßgeblich. Mit 
solchen Lächerlichkeiten meinte man, die 
weltweite Anerkennung der DDR aufhal-
ten zu können.

Mr. Kerrys Lektion Grafik: G. Zucker

Am 26. April um 10 Uhr spricht Prof. Dr. 
Ekkehard Lieberam auf einer Veranstal-
tung der RF-Regionalgruppe Dresden in 
der „Drogenmühle“ Heidenau, Dresdner 
Straße 26, über das Thema

Arbeiterklasse und  
Machtverhältnisse
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Zum politisch-moralischen Format Wolfgang Harichs

Ein nicht Vereinnehmbarer
Die Gesellschaft zum Schutz von Bürger-
recht und Menschenwürde (GBM) führte 
am 19. Dezember 2013 ein Kolloquium  
anläßlich des 90. Geburtstages des Philo-
sophen Wolfgang Harich durch. Wir veröf-
fentlichen einen Auszug der einleitenden 
Bemerkungen des stellvertretenden GBM-
Bundesvorsitzenden Oberst a. D.  Klaus 
Eichner.

Die Organisatoren hatten sich in der 
Vorbereitung des Kolloquiums geei-

nigt, heute Wolfgang Harich nicht nur als 
Philosophen und Geisteswissenschaftler zu 
würdigen, sondern vorrangig als politischen 
Akteur in den Jahren nach der von ihm auch 
so empfundenen Konterrevolution 1989/90.
Dazu gehört in erster Linie seine Initiative 
zur Bildung der Alternativen Enquetekom-
mission Deutsche Zeitgeschichte (AEK) – als 
politisches Gegengewicht zur Enquetekom-
mission des Deutschen Bundestages unter 
Leitung von Pfarrer Eppelmann.
Ich verbinde diese Einleitung mit ganz per-
sönlichen Erinnerungen an eine bemer-
kenswerte Persönlichkeit. In den Jahren 
der Gründung und der Arbeit der AEK habe 
ich oft bei Wolfgang Harich in der Friedens-
straße gesessen – und wir waren uns nicht 
immer einig! 
Es war ja auch eine etwas sonderbare Situa-
tion: Da sitzt ein Mensch, der vom MfS als 
Mitglied einer staatsfeindlichen Gruppe 
„bearbeitet“ und 1957 von einem DDR-
Gericht verurteilt wurde – und ihm gegen-
über als akzeptierter Partner ein ehemals 
verantwortlicher Mitarbeiter des MfS. 
Aber gerade deshalb drängte Wolfgang 
Harich auf die Durchführung von Veran-
staltungen der AEK, in denen ein objekti-
ves Bild der Geheimdienstarbeit im Kalten 
Krieg und auch eine schonungslose Offen-
legung von Fehlentwicklungen und Fehl-
entscheidungen in der Sicherheitspolitik 

der DDR im Zentrum standen …  Besonders 
beeindruckt war ich durch seine Haltung, 
sich nie und nimmer für einen Rachefeld-
zug gegen Personen, die direkt oder indirekt 
für Repressionen gegen ihn verantwortlich 
waren, vereinnahmen zu lassen.
Dazu erklärte er in einem offenen Brief an 
den Generalstaatsanwalt beim Kammerge-
richt Berlin, der vom ND am 27. Juli 1993 
abgedruckt wurde, daß er das Erscheinen 
zu einer Vernehmung bei einer Staatsan-
wältin der Zentralen Ermittlungsgruppe 
Regierungs- und Vereinigungskriminali-
tät grundsätzlich ablehne. Die ZERV wollte 
Wolfgang Harich als Zeugen für Ermitt-
lungen gegen Akteure des Gerichtsprozes-
ses von 1957 vernehmen. Harich ging sogar 
weiter und stellte seinerseits Strafanzeige 
gegen die Staatsanwältin M., da sie ihn mit 
der Vorladung zur Vernehmung unter Andro-
hung von Nachteilen zu einem Verstoß gegen 
geltendes Recht genötigt hatte.
Diese Haltung beruhte auf einem tiefgehen-
den Verständnis von Solidarität unter Lin-
ken. Er hatte dazu auf einer Konferenz der 
Abgeordnetengruppe PDS/Linke Liste im 
Bundestag im November 1993 zum Thema 
„Lebenselixier Solidarität“ gesprochen 
(„junge Welt“ vom 11. März 2010). 
Wolfgang Harich formulierte seinen Stand-
punkt folgendermaßen: „Es kann Genossen 
was auch immer vorzuwerfen sein. Sobald 
die Schergen des Klassenfeindes sich ihrer 
bemächtigen, darf es ihnen gegenüber nur 
noch Solidarität geben. Ohne Wenn und 
Aber.“ Er schloß in diese Haltung auch die 
verurteilten Mitglieder der alten SED-Füh-
rung ein.
Weiter sagte Wolfgang Harich in diesem 
Referat: „Ich wende mich gegen den berüch-
tigten MfS-Offenlegungsbeschluß der PDS 
für Genossen, die Funktionen übernehmen 
wollen. Die Stasi war nun einmal Schild und 
Schwert der Partei, die einst SED hieß. Jeder, 

der ihr gedient hat, offiziell und inoffiziell, 
mußte sich darauf verlassen können, daß 
die PDS eisern zu ihm hält. …
Es ist aber besonders die Verlogenheit zu 
verdammen, einen derartigen Beschluß zu 
fassen und im Einzelfall sich selbst davon 
auszunehmen, weil man sich für so unent-
behrlich hält, daß da über einen selbst gar 
nichts zu finden sein könnte.“
Als ich diese Zeilen jetzt noch einmal gele-
sen hatte, wurde ich nachdrücklich an das 
Agieren führender Vertreter der Linkspartei 
in Brandenburg, vor allem zu Beginn ihrer 
Koalition mit der SPD, erinnert!
Wir ehren heute diese außergewöhnliche 
Persönlichkeit mit all ihren Ecken und 
Kanten.
In einem Beitrag zum 75. Geburtstag von 
Wolfgang Harich merkte Peter Feist zum Bei-
spiel an: „In den zu seinem Tode 1995 zahl-
reich erschienenen Nachrufen finden sich 
die unterschiedlichsten Wertungen, die von 
seltsamer Dissident, Wunderkind der jungen 
DDR über kämpferischer Philosoph, eigen-
williger Nonkonformist, deutscher Patriot, 
brillanter Literaturkritiker bis Ökostalinist 
reichen. Er sei aufsässig, spritzig-intelligent, 
dogmatisch, verbohrt, selbstkritisch, fana-
tisch, eloquent, unangepaßt, stur, unhöflich 
und begabt gewesen …
Peter Feist schließt seine Würdigung des 
„charmanten Querdenkers“ mit den Wor-
ten: „Wenn Harich etwas als notwendig 
angesehen hatte, konnte ihn nichts und 
niemand abhalten, sich dafür rückhalt-
los einzusetzen. Sein aus tiefstem philo-
sophischem Grund gespeister moralischer 
Rigorismus verschaffte ihm nicht wenig 
Feinde, und machte es zuweilen auch sei-
nen Genossen nicht leicht, ihm beizuste-
hen. Freund und Feind aber sind sich einig: 
Wolfgang Harich war einer der bedeutend-
sten kommunistischen Intellektuellen der 
Nachkriegszeit.“

„RotFuchs“-Wegbereiter (11): Dr. Ernst Heinz

Mitglied der Linkspartei und ihrer 
Kommunistischen Plattform, saß 

Ernst Heinz schon Ende der 90er Jahre mit 
vielen anderen Genossen in „RotFuchs“-Ver-
anstaltungen, als unsere Zeitschrift noch 
von der DKP-Gruppe Berlin-Nordost her-
ausgegeben wurde. Mit Interesse verfolgte 
er damals, wie sie bis zu ihrer parteipo-
litischen Abkoppelung im Juli 2001 mar-
xistisches gegen weniger marxistisches 
Gedankengut verteidigte. 
Ernst wurde 1934 in Berlin-Moabit geboren, 
erlebte die Bombenteppiche der Westalliier-
ten und den Einmarsch der Roten Armee. 
In Mecklenburg wurde er dann Zeuge und 
ganz junger Beteiligter der antifaschistisch-
demokratischen Umwälzung. Schon 1948 
gehörte er einem FDJ-Kreisvorstand an. 
1950 wurde er Mitglied der SED. 

Sein Arbeitsleben widmete er zunächst dem 
Jugendverband und dann der Partei. Nach 
Absolvierung des 1. Einjahreslehrgangs 
der Jugendhochschule „Wilhelm Pieck“ 
war Ernst Heinz in verantwortlichen FDJ-
Funktionen tätig. 1961 wurde er, der die 
Abiturreife autodidaktisch erlangt, an der 
Humboldt-Universität Philosophie studiert 
und am Institut für Gesellschaftswissen-
schaften beim ZK der SED den akademischen 
Grad eines Dr. phil. erworben hatte, haupt-
beruflicher Parteiarbeiter. Von 1971 bis 1984 
war er 1. Kreissekretär der SED im Berliner 
Arbeiterbezirk Prenzlauer Berg, anschlie-
ßend bis 1989 Sekretär der hauptstädtischen 
SED-Bezirksleitung. Nach 1990 arbeitete 
Ernst als Dozent für Erwachsenenbildung. 
Seit 12 Jahren leitet er umsichtig und 
engagiert die Berliner RF-Regionalgruppe, 

bei deren monatli-
chen Veranstaltun-
gen inzwischen viele 
prominente und aus-
kunftsfähige Redner 
aufgetreten sind.
Ernst Heinz, der ver-
witwet und Vater 
zweier Söhne ist, ge-
hört dem Vorstand 
des RF-Fördervereins 
seit vielen Jahren an. Er hat sich auch als 
Autor etlicher solider und mit Herzblut 
geschriebener Beiträge in unserer Zeit-
schrift profiliert.
In der PDL-Basisorganisation trägt seine 
aktive Mitarbeit dazu bei, marxistische 
Positionen unter den Genossen zu bewah-
ren und zu verteidigen. RF
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Warum Georg Kurtze nicht in Gabriels Partei passen würde

Hut ab vor einem mutigen Sozialdemokraten!

Als ich vor einiger Zeit für den RF einen 
Artikel über einen falschen „Helden“ 

meiner neuen Heimatstadt Strausberg 
schrieb – nämlich über Michael Garten-
schläger – erwähnte ich darin bereits 
den Sozialdemokraten Georg Kurtze. 
Über dessen Leben und Sterben las ich 
zuerst in einer Strausberger Stadtchro-
nik. Ich war von seinem Schicksal sehr 
bewegt und beschloß, über diesen wah-
ren Helden zu berichten. Ein weiterer 
Grund dafür ist mein Eindruck, daß 
das Wirken aufrechter Sozialdemokra-
ten in der Zeit des Faschismus in unse-
rer Zeitschrift unterrepräsentiert ist.
Georg Kurtze wurde am 9. November 
1872 in Strausberg geboren. Schon sehr 
früh las er die Schriften von Ferdinand 
Lassalle und August Bebel. Er begann 
eine Tuchmacherlehre in seiner Hei-
matstadt, die damals noch über eine 
florierende Textilindustrie verfügte. 
Viele Jahre lang prägten die Färberei 
und die Gerüste zum Trocknen der 
Tücher das Ufer des Straussees.
Man weiß, daß Kurtze 1897 eine Zeit-
lang in Berlin Feuerwehrmann und 
Lagerarbeiter war. 1910 trat er der SPD 
bei. Bald darauf wurde er auch Mit-
glied der Textilarbeitergewerkschaft 
und des Arbeiterturnvereins „Vor-
wärts“. Im Ersten Weltkrieg, den die 
Reichstagsfraktion seiner Partei 1914  
– mit der rühmlichen Ausnahme Karl Lieb-
knechts – durch ihre Zustimmung zu den 
Kriegskrediten moralisch mit getragen 
hatte, diente Georg Kurtze als Sanitäter 

an der russischen Front. Als er 1918 nach 
Strausberg zurückkehrte, war er in einer 
Schuhfabrik und als Straßenbahnkon-
trolleur tätig. Bei der ersten Wahl nach 

der niedergerungenen Novemberrevolu-
tion gewann Georg Kurtze ein SPD-Man-
dat in der Stadtverordnetenversammlung. 
Im Mai 1919 wurde er in den Oberbarni-
mer Kreistag gewählt. Diesen Sitz vertei-
digte er zweimal erfolgreich. 1924 und 
1929 wurde er als ehrenamtlicher Stadtrat 
bestallt und leitete den Ausschuß für Feld, 
Wirtschaft und Verschönerung.
Schon 1921 fiel er dadurch auf, daß er 
eine Hindenburg-Feier der Deutschna-
tionalen Volkspartei als reaktionäre 
Veranstaltung attackierte. 1924 gehörte 
er zu den Unterzeichnern des Straus-
berger Gründungsaufrufs für die SPD-
Selbstschutzorganisation Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold. 1932 übermalte Georg 
Kurtze im Vorfeld der Reichspräsidenten-
wahl faschistische Parolen und schrieb 
die Thälmannsche Losung „Wer Hitler 
wählt, wählt den Krieg!“ an Mauern sei-
ner Stadt. 
Ein Mann dieser Art konnte bei denen, 
die am 30. Januar 1933 mit Hilfe und im 
Auftrag des deutschen Kapitals die Macht 
übernahmen, nicht auf Gnade hoffen. Als 
die Faschisten auf dem Strausberger Rat-
haus ihre Hakenkreuzfahne hißten, trat 
Georg Kurtze von seinem Stadtratsamt 
zurück. Am 24. Juni 1933 wurde er mit 
drei weiteren Sozialdemokraten der Stadt 
in „Schutzhaft“ genommen. Man brachte 
die Arretierten in das KZ Oranienburg. 
Georg Kurtze blieb dort bis zum 30. August. 
Während der kurzen Haftdauer wurde er 

schwer mißhandelt. Sein Freund Richard 
Hauschildt kehrte als gebrochener Mann 
zurück, wurde aus Strausberg vertrieben 
und nahm sich 1934 das Leben.

Georg Kurtze traf sich weiter heimlich 
mit widerstandsbereiten Sozialdemo-
kraten bei ausgedehnten Waldspazier-
gängen. Als ihm im Rahmen der „Aktion 
Gewitter“ eine erneute Verhaftung 
drohte, versteckte er sich bei Freunden 
im nahen Petershagen. Beruflich fand 
er während der faschistischen Gewalt-
herrschaft nur schwer Arbeit. Er half 
bei Bauern in den umliegenden Dörfern 
aus, war Lagerarbeiter in einer Säge-
mühle. 1938 starb seine Frau Hedwig.
Als sich das Ende der Hitlerdikta-
tur auch in Strausberg durch den 
Geschützdonner der nahenden Front 
ankündigte, wollte Georg Kurtze die 
Zerstörung seiner Heimatstadt ver-
hindern. Er wünschte sich ihre kampf-
lose Übergabe an die Rote Armee. Am  
20. April 1945 hißte er die weiße Fahne 
auf dem Rathaus. Obwohl Strausberg 
einige leichtere Zerstörungen erfuhr, 
blieb ihm das Schicksal von Seelow 
oder Küstrin erspart. Am 21. April 
rückten die Soldaten mit dem roten 
Stern in die Stadt ein. 
Georg Kurtze wurde an jenem Tag zwei-
mal beim Betreten der sowjetischen 
Kommandantur gesehen. Was danach 

geschah, ist heute nicht mehr zu ermitteln. 
Anfang Mai wurde er am Ufer des Straus-
sees tot aufgefunden. Der 72jährige war 
durch einen Kopfschuß regelrecht hin-
gerichtet worden. Die Täter konnten nie 
ermittelt werden, doch sicher gab es in 
jenen Tagen noch  genügend Nazis, die ihm 
die „verräterische“ Übergabe von Straus-
berg nicht verzeihen wollten. 
Bürgermeister Otto Langenbach (KPD), 
dem das Amt nach der Befreiung der Stadt 
kommissarisch anvertraut worden war, 
verfügte bereits am 9. September 1945, 
daß Strausbergs Ritterstraße, in der Georg 
Kurtze gewohnt hatte, seinen Namen erhal-
ten sollte. Sie trägt ihn noch heute. Sein 
Grab wird als Ehrengrab gepflegt. Man 
wünschte sich eine Gedenktafel an sei-
nem Haus.
Oft frage ich mich, wie sich dieser wak-
kere Mann 1946 beim Zusammenschluß 
von SPD und KPD zur SED wohl verhalten 
hätte, wäre er nicht ermordet worden. Kei-
ner kann das mit Bestimmtheit sagen, aber 
ich glaube, daß man sich als Kommunist 
neben ihm durchaus wohl gefühlt hätte. 
Leben und Bekenntnis dieses aufrechten 
Sozialdemokraten lassen darauf schlie-
ßen, daß er in Gabriels SPD ganz bestimmt 
nicht passen würde. Es sind Leute wie er, 
die dieser Partei fehlen. Als Kommunist 
aus einer ganz anderen Generation fällt 
es mir nicht schwer, in ihm das zu sehen, 
was er immer sein wollte: ein Genosse!

Ulrich Guhl

Georg Kurtze war ein Sozialdemokrat, den der  
Händedruck von Wilhelm Pieck und Otto Grote-
wohl sicher glücklich gemacht hätte.

Am 12. April um 10 Uhr spricht das 
Vorstandsmitglied des Fördervereins Kon-
stantin Brandt auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Chemnitz-Zwickau-
Plauen im Chemnitzer Rothaus, Lohstr. 2 
(Getreidemarkt), über das Thema

Warum die Sozialdemokratie keine 
gesellschaftsverändernde Kraft ist

Am 26. April um 10 Uhr spricht Prof. Dr. 
Benno Pubanz auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Schwerin im Bertha-
Klingberg-Haus, Max-Planck-Straße 9a, 
über das Thema

Das Zukunftsszenario  
der Herrschaftsschicht

Am 12. April um 10 Uhr spricht Wolfgang 
Dockhorn, stellvertretender Vorsitzender 
des RF-Fördervereins, auf einer Veran-
staltung der Regionalgruppe Bitterfeld-
Wolfen im Kulturhaus, Puschkinstraße 3, 
über das Thema

Aktuelle Aufgaben des RF im Ringen 
um die Einheit der linken Kräfte
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Er war Untersuchungsrichter im Auschwitzprozeß 

Würdigung eines Würdigen: Heinz Düx zum 90.

Im April wird Heinz Düx 90 Jahre alt. 
Mehr als zwei Drittel seiner Lebens-

jahre – nicht weniger als 68 – widmete 
er der Entlarvung deutsch-faschistischer 
Verbrechen, ihrer juristischen Bewälti-
gung und der Rehabilitierung ihrer Opfer. 
Die gesammelten Schriften dieses enga-
gierten Mannes hat Dr. Friedrich-Mar-
tin Balzer unlängst bei Pahl-Rugenstein 
herausgebracht. 
Geboren in der Familie eines Marburger 
Mechaniker-Meisters, wegen Lungen-
krankheit nicht zur faschistischen Wehr-
macht eingezogen, studierte Heinz Düx in 
den ersten Jahren nach 1945. Er arbeitete 
als Anwalt, Richter und Sachverständi-
ger, gehörte zeitweilig der KPD an, war 
Gewerkschafter, SPD-Mitglied, vor allem 
aber in der VVN/BdA und der Vereinigung 
demokratischer Juristen aktiv. Immer 
wieder trat er an die Öffentlichkeit –  
sowohl, um Nazi-Richter und -Staatsan-
wälte, die in der BRD-Justiz wieder aktiv 
wurden, zu demaskieren, als auch, um die 
Frage zu beantworten: Was für ein Staat 
ist die BRD? Er entlarvte den Mythos von 
der Fortexistenz des Deutschen Reiches 
und erklärte: Über eine natürliche Person, 

die sich mit einem verblichenen Massen-
mörder zu identifizieren wünsche, könne 
man nur den Kopf schütteln. Daher sei es 
unbegreiflich, wie ein neugegründeter 
Staat für sich in Anspruch nehme, der 
Rechtsnachfolger einer faschistischen 
Diktatur zu sein, deren hervorstechend-
stes Merkmal die Begehung von Völker-
mord gewesen sei.
Ob als Untersuchungsrichter im Ausch- 
witz-Prozeß oder bei der Aufklärung 
der Euthanasie-Verbrechen, als Sach-
verständiger im Entschädigungssenat –  
Heinz Düx stritt überall für die juristi-
sche Verfolgung der Schuldigen und die 
Rehabilitierung ihrer Opfer. Angefeindet 
von den Wortführern der Reaktion, auf 
CDU-Antrag mit Disziplinarverfahren 
überzogen, kämpfte er, der 1970 Vorsit-
zender eines Zivilsenats am Oberlan-
desgericht Frankfurt am Main wurde, 
standhaft gegen die bundesdeutsche 
Berufsverbotspraxis, die Diskriminie-
rung von Wehrdienstverweigerern und 
die Verfolgung von Mitgliedern der ille-
galisierten KPD. Er wurde so zu einer 
Ausnahmeerscheinung unter Juristen 
der BRD. Scharf kritisierte Heinz Düx 

auch das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, wonach die DDR nicht als Ausland 
zu gelten habe. Er verglich die Behand-
lung von Naziverbrechern und deren Kar-
rieren in der BRD mit ihrer Aburteilung 
in der DDR.
Die Gesammelten Schriften von Heinz 
Düx enthalten einleitend eine bewe-
gende Würdigung dieses Verteidigers 
demokratischer Rechte und aufrechten 
Antifaschisten durch den renommier-
ten Herausgeber Friedrich-Martin Bal-
zer. Es folgen seine Veröffentlichungen 
zur juristischen Aufarbeitung der Nazi-
verbrechen, kritische Kommentare zur 
Geschichte der BRD, Äußerungen zur 
Friedenspolitik und zum Völkerrecht 
sowie autobiographische Texte. Alles in 
allem: ein hochinteressanter Rückblick, 
der zugleich brandaktuell ist.

Dr. Ernst Heinz

Heinz Düx: Justiz und Demokratie – An-
spruch und Realität in Westdeutschland 
nach 1945. Ges. Schriften (1948–2013).  
Herausgegeben von Friedrich-Martin Bal-
zer. Pahl-Rugenstein-Verlag, Bonn 2013, 
984 Seiten, 39,99 €, ISBN 978-3-89144-467-2

Wortmeldung aus dem Allende-Viertel

Der Beitrag „Eine Ehrung Allendes“  
im RF 193 veranlaßt mich zu einer 

Wortmeldung. Der Umsetzung der 
Allende-Büste in die angebliche Mitte 
des Allende-Viertels ohne Not und ihrer 
„Erhaltung“ ging die Bilderstürmerei an 
einem anderen DDR-Kunstwerk voraus: 
den „Drei Stelen“. Die Allende-Büste des 
Bildhauers D. Rohde befand sich nach 
dem Verlust des Venceremos-Flachre-
liefs von Prof. W. Nerlich durch Dieb-
stahl allein auf dem Schulhof. Deshalb 
wurde sie unserer Ansicht nach durch 
Mitarbeiter des Bezirksamtes (BA) wir-
kungsvoll vor die „Drei Stelen“ mit dem 
Schriftzug Salvador-Allende-Oberschule 
in den schon bestehenden kleinen Ehren-
hain vor dem Schulgebäude umgesetzt.
Die nach dem „Anschluß“ der DDR an 
die BRD im Gebäude der Salvador-
Allende-Oberschule neu entstandene und 
benannte Salvador-Allende-Gesamtschule 
wurde später aufgelöst, und ein Gym-
nasium zog dort ein. Es deutete sich an, 
daß die Schulleitung den Namen Salva-
dor Allende nicht weiterführen wollte. 
Als neue Namenspatronin wurde Emmy 
Noether, eine angesehene deutsch-jüdi-
sche Mathematikerin, die 1933 in die USA 
emigrierte und kurze Zeit später dort 
starb, auserkoren und der Name Allende 
gelöscht. 

In der Folge der Namensgebung wurde 
auch der Schriftzug an den „Drei Stelen“ 
entfernt. Im 40. Jahr des Putsches in 
Chile unterbreitete die SPD in der Absicht, 
den Namen des Sozialisten Allende end-
lich ganz vom Schulbau zu lösen, den 
Vorschlag, die Büste in nur schlecht kon-
trollierbare Räume an der Peripherie des 
Viertels zu verbringen. Allein mit den 
Stimmen der SPD wurde die Umsetzung 
vom öffentlich-rechtlichen Gelände der 
Schule auf ein Terrain der privaten Woh-
nungsbaugesellschaft DEGEWO beschlos-
sen. Zu deren Absicherung unterzeichnete 
das BA mit der DEGEWO, die das Pro-
jekt unterstützte, einen zivilrechtlichen 
Vertrag. 
Unsere Bürger wurden zu dieser Sache 
nie befragt. Die Umsetzung erfolgte 
trotz einer fachlich fundierten Stellung-
nahme der Arbeitsgemeinschaft Kunst im 
öffentlichen Raum und des Büros glei-
chen Namens, die sich für den Erhalt des 
alten Standortes im historischen Kontext 
und die Restaurierung der Kunstwerke 
aussprachen. 
Unserer Auffassung nach war das Allen-
de-Ensemble schon bei der Einfahrt ins 
Viertel ein Blickfang. Zugleich wurde der 
Gedenk- und Denkort „Savador-Allende-
Oberschule“ kenntlich gemacht, der als 
Symbol für die Solidarität mit den nach 

dem blutigen Militärputsch in Chile in 
die DDR geflohenen Chilenen steht und 
bis in die 80er Jahre ein wichtiger Treff 
mit dem chilenischen Exil war. 
Als Dank für die erwiesene Solidarität 
wurde die Allende-Büste 1983 anläßlich 
des zehnten Jahrestages des Putsches und 
des Todes von Salvador Allende durch den 
chilenischen PS-Politiker Sepulveda an 
die Schule übergeben. Um das Schlimmste 
zu verhüten, hatte ich Anfang 2013 einen 
Antrag zur Prüfung der Schutzwürdigkeit 
der Kunstwerke im Allende-Viertel an 
das Landesdenkmalamt mit dem Gedan-
ken gestellt, insbesondere das Allende-
Ensemble vor der Schule zu erhalten. 
Die Allende-Büste wurde jedoch an den 
neuen, unserer Meinung nach völlig unge-
eigneten Standort umgesetzt und mit höch-
ster bezirklicher Weihe am 11. September 
2013 der Öffentlichkeit übergeben. Somit 
wurden das alte Ensemble zerstört und 
die persönlichen Eitelkeiten jener Herren 
befriedigt, die das Projekt in der Folge der 
BVV-Entscheidungen zielstrebig vorange-
trieben hatten. Nun beabsichtigt Bürger-
meister Igel gemeinsam mit den anderen 
Herren die vollständige Beseitigung der 
„Drei Stelen“, da sie angeblich schon nicht 
mehr standsicher seien.

Torsten Postrach, Vorsitzender des 
Bürgervereins Allende-Viertel Köpenick e. V. 
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Politiker aus NATO und EU an der Seite der Putschisten

Faschistischer Umsturz in der Ukraine

Was westliche Medien als bloße Fort-
setzung der „Orangenen Revolution 

von 2004“ – einer schon damals durch die 
Konrad-Adenauer-Stiftung der CDU ange-
leiteten konterrevolutionären Umwälzung 
zur restlosen Liquidie-
rung jeglicher Überreste 
aus sowjetisch-ukraini-
schen Tagen – und gerech-
tes Streben des Volkes 
nach Anschluß an die EU 
bezeichnen, ist im Kern 
ein faschistischer Putsch. 
Die Aktionen rund um den 
Kiewer Maidan wurden 
längst durch die Nachfol-
ger einstiger Nazikolla-
borateure aus den Reihen 
der Swoboda-Partei ange-
führt und koordiniert. Die 
Insignien ihrer Kohorten  
waren allenthalben sicht-
bar.
Diese offen faschistische 
Formation, deren Gefolgs-
leute sich mit der Wolfsan-
gel-Rune der SS-Division 
„Das Reich“ in der Öffent-
lichkeit zeigen, hat in 
der Westukraine bei den 
letzten Parlamentswahlen rund 40 % der 
Stimmen erhalten. Sie ist mit der U.D.A.R.-
Partei des aus dem Boxgeschäft hervorge-
gangenen Multimillionärs und Trägers des 
Bundesverdienstkreuzes Vitali Klitschko 
ein parlamentarisches und außerparla-
mentarisches Bündnis eingegangen.
Nicht zufällig zählte zu den ersten Ope-
rationen der in der ukrainischen Haupt-
stadt amoklaufenden, Regierungsbehörden 
verwüstenden und Nazigegner ermorden-
den Swoboda-Faschisten die Enthauptung 
und anschließende Zerstörung des Kiewer 
Lenin-Denkmals. Hunderte andere folgten.
Das unter der Parole, man müsse den „rus-
sischen Putinismus“ genauso auslöschen 
wie den „Kommunismus“, inszenierte 
Komplott von NATO-Kräften und ukrai-
nischen Rechtsradikalen trägt strategi-
schen Charakter: Es geht nicht nur darum, 
die Ukraine als selbständigen, in seinen 
Entscheidungen ungebundenen Staat aus-
zulöschen, sondern vor allem auch um 
den Versuch, Rußland von entscheidenden 
Ressourcen wie Kohle und Erz, aber auch 
den Schwarzmeerhäfen der Krim abzu-
schneiden.
Allenthalben werden jetzt nicht nur 
die Symbole der Swoboda-Faschisten, 
sondern auch die Insignien der mörde-
rischen, einst aus Westukrainern rekru-
tierten SS-Division „Galizien“ öffentlich 
gezeigt. Auf dem Maidan beherrschten 
sie ebenso das Bild wie bei zynischen 
Gedenkfeiern für im Zweiten Weltkrieg 
zu Tode gekommene Mordbrenner aus 
ihren Reihen. Während die Medien der 
Bourgeoisie seinerzeit in Wehgeschrei 

über die Ablehnung des von Brüssel und 
Berlin angestrebten Kooperationsabkom-
mens mit der EU durch eine deutliche 
Mehrheit des gewählten ukrainischen 
Parlaments ausbrachen, wurde ein ande-

rer Aspekt in der Nachrichtengebung ein-
fach unterschlagen: die Tatsache, daß 
die KP der Ukraine vier Millionen Unter-
schriften für ein Referendum über das 
erwähnte Abkommen gesammelt und der 
Öffentlichkeit präsentiert hatte.
Unterdessen demonstrierten führende 
Politiker Frankreichs, der BRD und der 
USA unter eklatantem Bruch des Völker-
rechtsgebots der Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten anderer Staa-
ten ihre Mißachtung für die Souveräni-
tät der Ukraine. So produzierte sich z. B. 
der damals noch amtierende BRD-Außen-
minister Guido Westerwelle auf Kiews 
Straßen zwischen Vitali Klitschko und 
Swobodas Nazihäuptling Oleg Tjagnibok. 
Auch Westerwelles Nachfolger Frank-Wal-
ter Steinmeier zeigte sich demonstrativ an 
der Seite dieses Faschisten, der sogar in 
die BRD-Botschaft eingeladen worden war. 
Frankreichs gleichfalls an der Seite dieses 
Mobs aufgetauchter delegierter Minister 
für Europäische Angelegenheiten Thierry 
Repentin erklärte gegenüber der Nach-
richtenagentur France-Inter, er habe in 
der Ukraine „eine ernsthafte Bewegung 
gesehen“, die er als „Träger des Verlan-
gens nach den Werten der Demokratie in 
diesem Land“ empfinde. 
Auch der einst über Vietnam abgeschos-
sene US-Bomberpilot und heutige republi-
kanische Senator John McCain, der gegen 
Obama glücklos für die Präsidentschaft 
der Vereinigten Staaten kandidiert hatte, 
durfte da nicht fehlen. Auf einer der zahl-
losen Zusammenrottungen aufgeputschter 
Kiewer Gewalttäter nahm er an der Seite 

von Tjagnibok das Wort zu einer „Solida-
ritätsadresse“.
Die BRD hatte Swobodas Koalitionspart-
ner Klitschko von Beginn an eine führende 
Rolle zugedacht, zumal Julia Timoschenko 

damals „nicht zur Verfü-
gung“ stand. Nach Aus- 
sagen des CDU-Europaab-
geordneten Werner Jost-
meier wurde Klitschko 
bereits zu Zeiten der Oran-
genen Revolution von zwei 
CDU-nahen Einrichtungen 
– dem National-Demokra-
tischen Institut und dem 
International-Republika-
nischen Institut – aufge-
baut und finanziert. Beide 
waren schon vor Jah-
ren darauf bedacht, in 
der Ukraine eine christ-
lich-konservative Par-
tei ins Leben zu rufen. 
Am 8. Dezember 2013 
ließ der „Spiegel“ wissen, 
daß Angela Merkel ent-
schieden habe, Klitschko 
zum „wichtigsten Oppo-
sitionsführer und Gegen-
kandidaten Präsident Ja- 

nuschenkos“ zu bestimmen. 
Der kommunistische Abgeordnete des 
Kiewer Parlaments Aleksandr Golub 
nannte die wahren Hintergründe der mas-
siven Einmischung des Westens in die 
inneren Angelegenheiten der Ukraine: Es 
gehe darum, der EU Zugang zu Rohstoffen 
und gut ausgebildeten, dabei aber relativ 
billigen ukrainischen Arbeitskräften zu 
verschaffen.
„Wir sind mit dem ukrainischen Volk, das 
seine Zukunft in Europa sieht“, hatte US-
Unterstaatssekretärin Victoria Nuland, 
die später durch ihren Ausspruch „Fuck 
the EU!“ von sich reden machte, am  
5. Dezember 2013 mit großer Geste in Kiew 
so verkündet, als ob die Ukraine geogra-
phisch nicht zu Europa gehöre.
Gemeint ist in der Tat nicht der Kontinent, 
sondern das Europa der Monopole unter 
Führung des deutschen Imperialismus, 
der dabei ist, den Zweiten Weltkrieg mit 
nichtmilitärischen Mitteln nachträglich 
zu gewinnen. Auch in der Ukraine.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel, und 
„Initiative Communiste“, Paris

Bergarbeiter aus Donezk verteidigen ihren Lenin.

Am 24. April um 16 Uhr spricht Buchau-
tor Oberst a. D.  Bernd Fischer auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Rostock im Mehrgenerationenhaus, 
Maxim-Gorki-Straße 52, über das Thema 

Die Auflösung der HVA aus der 
Sicht ihres letzten Leiters
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Diplomatischer Durchbruch für die Insel der Freiheit

CELAC-Gipfel tagte in Havanna 

Am 29. Januar ging in Havanna das 
zweite Gipfeltreffen der Gemeinschaft 

Lateinamerikanischer und Karibischer 
Staaten (CELAC) zu Ende. Der regionale 
Verband zählt 33 Mitgliedsstaaten und 
wurde 2011 auf Initiative des verstorbenen 
venezolanischen Präsidenten Hugo Chávez 
gegründet. Er soll eine Alter-
native zur US-dominierten 
Organisation Amerikani-
scher Staaten (OAS) werden, 
von der Kuba seit 52 Jah-
ren ausgeschlossen ist. Die 
CELAC zählt übrigens nur 
zwei Mitgliedsstaaten weni-
ger als die OAS, da ihr die USA 
und Kanada nicht angehören. 
Neben UN-Generalsekre-
tär Ban Ki-Moon und ande-
ren ausländischen Gästen 
waren 29 Regierungschefs 
angereist. Durch den Gipfel 
wurde Kubas Hauptstadt für 
einige Tage zum politischen 
Zentrum des amerikanischen 
Kontinents.
„Im Rahmen der CELAC haben 
wir die Möglichkeit, ein eige-
nes und an unsere Verhält-
nisse angepaßtes Modell 
zu entwickeln, das auf den 
Prinzipien des Gemeinwohls 
und der Solidarität basiert“, 
sagte Präsident Raúl Castro in seiner 
Eröffnungsrede, nachdem die Teilneh-
mer des Gipfels mit einer Schweigeminute 
des CELAC-Mitbegründers Hugo Chávez 
gedacht hatten. Wichtigste Themen des 
Treffens waren der Kampf gegen Unterer-
nährung, Armut und soziale Ungleichheit. 
Castro hob die Fortschritte der letzten 
Jahre hervor, gab aber zu bedenken, daß 
es für den Kontinent noch einiges auf dem 
Gebiet der Armutsbekämpfung zu tun 
gebe. Die Teilnehmer der Beratung auf 
höchster Ebene erklärten, daß die OAS 
immer nur den Interessen der USA gedient 
habe. Deren Generalsekretär José Insulza 
war übrigens als Beobachter in Havanna 
erschienen. Erstmals hatte damit ein OAS-
Abgesandter kubanischen Boden betreten. 
„Je stärker die CELAC, desto stärker die 
Vereinten Nationen“, bemerkte UN-Gene-
ralsekretär Ban Ki-Moon.
Doch der Gipfel hatte noch mehr zu bie-
ten: Am zweiten Tag wurde Lateinamerika 
durch Raúl Castro zur „Zone des Friedens“ 
erklärt, womit sich die Gemeinschaft 
gegen die Nutzung von Atomwaffen und 
mit Gewalt ausgetragene regionale Kon-
flikte engagierte. Äußerer Einmischung, 
wie durch die USA in der Vergangenheit 
immer wieder praktiziert, wurde damit 
eine kollektive Absage erteilt. Trotz der 
erheblichen politischen und ökonomischen 
Unterschiede der teilnehmenden Länder 
gelang die Erarbeitung einer gemeinsa-
men „Erklärung von Havanna“, welche 

die wichtigsten Aspekte der beschlosse-
nen Agenda zusammenfaßt. Sie sieht unter 
anderem die regionale Kooperation bei 
der Armutsbekämpfung, die Stärkung der 
CELAC- Institutionen sowie die Zusammen-
arbeit mit der UNO vor. Der Binnenhan-
del soll gefördert werden, um die soziale 

Entwicklung der Länder voranzubringen. 
Obwohl einige Staaten, wie Mexiko, Kolum-
bien und Honduras, heute von rechtsge-
richteten Regierungen geführt werden, 
unterschrieben auch sie das gemeinsame 
Bekenntnis. Kolumbiens Präsident Juan 
Manuel Santos würdigte Kubas Rolle beim 
Friedensprozeß in seinem Land.
Neben den inhaltlichen Beratungsthe-
men des Gipfels ist auch manch ande-
res außerhalb des offiziellen Ablaufs der 
Tagung durchaus von Interesse. So hatte 
Fidel Castro sein wohl umfangreichstes 
Arbeitsprogramm seit Jahren, als er mit 
zahlreichen Regierungschefs der CELAC-
Länder persönlich zusammentraf, so mit 
Rafael Correa (Ecuador), Evo Morales 
(Venezuela), Dilma Rousseff (Brasilien) 
und Daniel Ortega (Nicaragua). Ban Ki-
Moon war in der „Casa de Fidel“ ebenfalls 
zu Gast. 
Auch in wirtschaftlicher Hinsicht gab es 
am Rande des Gipfels einige Neuigkeiten: 
Die Präsidenten etlicher Länder nahmen 
ihren Kuba-Aufenthalt zum Anlaß, der 
Eröffnung des Container-Terminals in 
Mariel beizuwohnen. Dieses soll künftig 
Kubas Hauptumschlagplatz für Waren 
werden und verfügt über eine Kapazität 
von 824 000 Containern (TEU) pro Jahr, 
ab 2015 sogar über 1 Million. Mariel 
wird damit zu den vier größten Häfen der 
Region gehören. Ein Vergleich: Der alte 
Hafen Havannas kann maximal 350 000 
Container im Jahr abfertigen. 

Auch die EU hat inzwischen die Überar-
beitung ihres „gemeinsamen Standpunkts“ 
von 1996 in Auftrag gegeben – einen Nor-
menkatalog, der die Kooperation mit dem 
sozialistischen Inselstaat weithin zum 
Erliegen gebracht hat. Die Konzerne Euro-
pas und der USA wittern bereits neue Pro-

fite, doch diesmal werden die 
Investitionsbedingungen von 
den Kubanern diktiert. 
Mit dem CELAC-Gipfel ist 
Kuba ein spektakulärer 
diplomatischer Durchbruch 
gelungen. Die Anwesenheit 
fast aller Regierungschefs 
Lateinamerikas und der Kari-
bik sowie des UN-Generalse-
kretärs verdeutlicht, wie sehr 
sich die Zeiten seit der Iso-
lierung des Landes durch die 
US-Blockade geändert haben. 
Auch die Tatsache, daß La-
teinamerika geschlossen ge-
gen das Embargo aufgetreten 
ist, liefert den Beweis, wie 
sehr sich die USA mit ihrer 
aggressiven Politik selbst iso-
liert haben. 
Der Kontinent wächst zusam-
men – und zwar in Havanna 
bei Abwesenheit der Vereinig-
ten Staaten. Auf dem nächsten 
OAS-Treffen in Panama 2015 

wird Washington seine Haltung gegen-
über Kuba vor den anderen Staaten des 
Kontinents nicht mehr rechtfertigen kön-
nen. Lateinamerika arbeitet heute Hand in 
Hand. Dieses Signal hat der CELAC-Kon-
greß in alle Welt ausgesandt. Die Vision 
Simón Bolívars, des ersten Vordenkers der 
subkontinentalen Einheit, ist damit ein 
Stück Realität geworden.

Marcel Kunzmann

Überall in Kuba symbolisieren gelbe Bänder die Solidarität mit den 
fünf von der US-Justiz zu langjährigen Freiheitsstrafen verurteilten 
Kundschaftern.

Unser „Kalle“ vollendet am 7. April sein 
80. Lebensjahr. Einer der standhaft 
Gebliebenen aus der alten ND-Drucke-
rei verkörpert 

Karlheinz Reichelt 
den Typ des klassenbewußten Berliner 
Arbeiters, der sich vom politischen und 
sozialen Gegner nicht ins Bockshorn 
jagen läßt. Laß Dich herzlich umarmen, 
lieber Kalle!

Am 30. April um 15.30 Uhr spricht 
Oberst a. D.  Klaus Eichner auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Mecklenburg-Nordwest in der Begeg-
nungsstätte der Volkssolidarität Wismar, 
Hanno-Günther-Str. 6a, über das Thema

Die elektronische Kriegführung  
der US-Geheimdienste im  
21. Jahrhundert
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Erklärung Kommunistischer und 
Arbeiterparteien Europas

Hundert Jahre nach dem Beginn des 
Ersten Weltkrieges erleben wir eine 

erneute Debatte darum, wer das Feuer 
an die Lunte gelegt hat. Bei dieser Infra-
gestellung der Hauptverantwortung des 
deutschen Imperialismus an dem über vier 
Jahre dauernden Völkergemetzel geht es 
selbstverständlich nicht um historische 
Wahrheit. Es geht um die theoretische und 
politische Legitimierung heutiger impe-
rialistischer Politik. Der Erste Weltkrieg 
erwuchs aus den Expansionsinteressen 
der imperialistischen Großmächte Euro-
pas, er war auf Eroberung neuer Märkte 
und Ressourcen und die Neuaufteilung 
der vorhandenen gerichtet: ein „kapitali-
stischer Angriffs- und Eroberungskrieg“, 
wie Karl Liebknecht, Mitgründer der Kom-
munistischen Partei Deutschlands, früh 
feststellte. Gleichzeitig war der Krieg eine 
Gelegenheit für die Herrschenden, in ihren 
Ländern das Bewußtsein der Arbeiter-
klasse mit dem Gift des Opportunismus, 
des Nationalismus und Chauvinismus zu 
verseuchen. Im Sommer 1914 standen sich 
in Europa zwei feste Militärblöcke gegen-
über: der „Dreibund“ Deutschland, Öster-
reich-Ungarn und Italien und die „Entente“ 
England und Frankreich, mit der sich Ruß-
land jetzt verbündete. Italien trat 1915 auf 
der Seite der Entente in den Krieg. 
Das Attentat von Sarajevo war die will-
kommene Gelegenheit für die kriegslü-
sternen Großmächte, ihre strategischen 
Konzepte zu verwirklichen. Was folgte, 
war ein Krieg, der erstmals in der Ge-
schichte alle Kontinente erfaßte. 
38 Länder waren an ihm beteiligt, ohne die 
damaligen Kolonien zu rechnen. Erstmals 
wurde ein Krieg auch industriell geführt. 
Dem Schlachten fielen sieben Millionen 
Menschen zum Opfer, die Zivilbevölkerung 
wurde in bisher nicht gekanntem Maß 
Opfer von Hunger und Seuchen. Zwanzig 
Millionen Menschen wurden verwundet 
oder verkrüppelt, unvorstellbare materi-
elle Werte zerstört.
Das Gemetzel endete mit der militärischen 
Niederlage der Aggressoren. Die Novem-
berrevolution in Deutschland, die Revolu-
tionen in Österreich, Ungarn und anderen 
Ländern wurden abgewürgt durch die 
Rolle, welche die rechtssozialdemokrati-
schen Führungen in der Niederwerfung 
der Revolution übernahmen. In Deutsch-
land wurde zwar die Monarchie gestürzt 
und die Republik gegründet, aber die 
Generale und die Kräfte des Monopolka-
pitals blieben – deren politisches Überle-
ben machte später den Zweiten Weltkrieg 
möglich. Die Sozialdemokratie wurde 
im Zuge des Ersten Weltkriegs gespal-
ten, die revolutionären Kräfte trennten 
sich von der 2. Internationale und grün-
deten weltweit kommunistische Parteien. 
Die Große Sozialistische Oktoberrevolu-
tion in Rußland ebnete den Weg für den 

ersten Arbeiter-und-Bauern-Staat der 
Geschichte der Menschheit. Aus dem Welt-
krieg erwuchs so eine neue Hoffnung für 

die Welt – die Hoffnung auf den Sozialis-
mus. Dafür stehen die unterzeichnenden 
Parteien bis heute.

• KP Britanniens 
• KP Dänemarks 
• KP in Dänemark 
• Französische KP
• Pol der Kommunistischen  

 Wiedergeburt in Frankreich

• KP Finnlands
• Vereinte KP Georgiens
• KP Griechenlands
• KP Irlands
• Partei der Italienischen  

 Kommunisten (PdCI)
• Neue KP Jugoslawiens 
• Partei der Kommunisten Kataloniens 
• Sozialistische Arbeiterpartei Kroatiens 
• KP Maltas
• Neue KP der Niederlande 
• Partei der Arbeit Österreichs 
• KP Polens 
• Portugiesische KP 
• KP der Russischen Föderation 
• KP Schwedens
• Partei der Arbeit der Schweiz
• Partei der Kommunisten Serbiens
• KP Spaniens
• KP der Völker Spaniens
• KP Böhmens und Mährens
• KP der Ukraine
• Ungarische Arbeiterpartei  

 (Munkaspart) 
• Fortschrittspartei des Arbeitenden  

 Volkes Zyperns (AKEL))

Sowie die Initiatoren:
• Partei der Arbeit Belgiens 
• Deutsche Kommunistische Partei 
• KP Luxemburgs

Quelle: „Unsere Zeit“, Essen

Und endlich ist kein anderer Krieg für Preußen-Deutschland mehr möglich als ein 
Weltkrieg, und zwar ein Weltkrieg von einer bisher nie geahnten Ausdehnung und 
Heftigkeit. Acht bis zehn Millionen Soldaten werden sich untereinander abwürgen 
und dabei ganz Europa so kahlfressen, wie noch nie ein Heuschreckenschwarm. Die 
Verwüstungen des Dreißigjährigen Kriegs zusammengedrängt in drei bis vier Jahre 
und über den ganzen Kontinent verbreitet; Hungersnot, Seuchen, allgemeine, durch 
akute Not hervorgerufene Verwilderung der Heere wie der Volksmassen; rettungslose 
Verwirrung unsres künstlichen Getriebs in Handel, Industrie und Kredit, endend im 
allgemeinen Bankerott; Zusammenbruch der alten Staaten und ihrer traditionellen 
Staatsweisheit, derart, daß die Kronen zu Dutzenden über das Straßenpflaster rollen 
und niemand sich findet, der sie aufhebt; absolute Unmöglichkeit, vorherzusehn, wie 
das alles enden und wer als Sieger aus dem Kampf hervorgehen wird; nur ein Resultat 
ist absolut sicher: die allgemeine Erschöpfung und die Herstellung der Bedingungen 
des schließlichen Siegs der Arbeiterklasse. Friedrich Engels, 1887

Im Unterschied zu dem, was in der kommunistischen Bewegung bei anderer 
Gelegenheit vertreten wurde, gibt es keinen Gegensatz zwischen diesen bei-
den Elementen in der Orientierung und Aktion kommunistischer Parteien. Jede 
Partei ist solidarisch mit den Parteien, den Werktätigen und den Völkern der 
anderen Länder. Aber sie ist – mit Überzeugung – auch eine Verteidigerin der 
Interessen und Rechte des eigenen Volkes und Landes. Der Ausdruck „interna-
tionalistische und patriotische Partei“ besitzt am Ende dieses 20. Jahrhunderts 
seine volle und ganze Bedeutung. Man kann als internationalistischen Wert den 
Kampf im Innern eines Landes und als Wert des inneren Kampfes die Beziehun-
gen der Solidarität mit den Werktätigen und den Völkern der anderen Länder 
einschließen.  Álvaro Cunhal (1913 – 2005)

Aus „Initiative Communiste“, Paris
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Südkoreas Eisenbahner blockierten Privatisierungspläne

Eine rote Schärpe an der Märtyrer-Statue

Während sich die Medien der Bour-
geoisie unablässig mit der tendenzi-

ösen Berichterstattung über Ereignisse 
im Norden der koreanischen Halbinsel –  
der KDVR – beschäfti-
gen, suchen sie von fun-
damentalen Vorgängen im 
Süden des geteilten Lan-
des abzulenken: der Tat-
sache nämlich, daß dort 
seit Jahr und Tag erbit-
terte Klassenauseinan-
dersetzungen zwischen 
den Vertretern von Kapi-
tal und Arbeit stattfinden. 
Sie sollen im Mittelpunkt 
unserer Untersuchung 
stehen.
Unlängst haben die süd-
koreanischen Eisenbah-
ner den größten, längsten 
und härtesten Streikkampf 
seit Jahren bestanden. Er 
richtete sich gegen die 
von massivem Einsatz 
der Staatsgewalt beglei-
teten Bestrebungen der südkoreanischen 
Präsidentin Park Geun-Hye, die Strecke 
von der Metropole Seoul bis zur Hafen-
stadt Pusan in Privathand zu überführen. 
Zwischen dem 9. und dem 30. Dezember 
2013 ruhte in Südkorea der Schienenver-
kehr. 8700 Eisenbahner hielten sich dis-
zipliniert an die Gebote des von ihnen 
beschlossenen Ausstandes. Ihre Gewerk-
schaft gehört zum Dachverband KCTU. 
Das Privatisierungsvorhaben stieß schon 
in seiner Ankündigungsphase auf hefti-
gen Widerstand – nicht nur beim Bahn-
personal, sondern auch in wichtigen 
Bereichen der südkoreanischen Öffent-
lichkeit. So schrieb z. B. die bürgerliche 
„Korea Times“, man befürchte, daß eine 
Überführung der Staatsbahn in Privat-
hand ähnlich negative Auswirkungen 
wie vorangegangene Schritte in Großbri-
tannien nach sich ziehen werde: Tarifer-
höhungen, sich häufende Unglücke, ein 
Ansteigen von Subventionen aus öffent-
licher Hand und die Stillegung unren-
tabler Strecken.
Die Regierung bestritt, daß ihr Pro-
jekt nur die erste Etappe einer durch-
gängigen Privatisierung des gesamten 
Schienenverkehrsnetzes darstelle, das 
ja hervorragend funktioniere. Die Tat-
sache, daß man eine neue Institution 
zu schaffen beabsichtige, habe abso-
lut nichts mit der Privatisierung der 
Staatsbahn Korail zu tun. Die erwogene 
Agentur solle vielmehr dieser gehören 
und dürfe niemals an private Investo-
ren weiterveräußert werden.
Doch bald darauf bestätigte der Korail-
Präsident höchstpersönlich, daß „die Zeit 
gekommen“ sei, „radikale Reformen ein-
zuführen und eine starke Konkurrenz 
beim Schienenverkehr zu schaffen“.

Präsidentin Park suchte ihrem Idol 
Margaret Thatcher in puncto Arbeiter-
feindlichkeit nachzueifern und erklärte 
der Gewerkschaftszentrale KCTU wie 

deren Eisenbahner-Verband den Krieg. 
Nachdem sie mit zunächst eingesetzten 
Streikbrechern gescheitert war, unter-
sagte sie offiziell den Ausstand und ließ 
finanzielle Sanktionen gegen die an ihm 
beteiligten Mitglieder der Gewerkschaft 
verhängen.
Höhepunkt der brutalen Repression war 
am 22. Dezember der Überfall auf das 
Hauptquartier der 677 000 Mitglieder 
zählenden KCTU im Zentrum von Seoul, 
an dem über 600 Polizisten teilnahmen. 
Nach der zweistündigen Besetzung des 
Gebäudes wurden 119 Mitglieder und 
Funktionäre des Verbandes arretiert. 
Gegen weitere 35 Gewerkschaftsführer 
– darunter den KCTU-Präsidenten Kim 
Myun-hwan – erging Haftbefehl, weil sie 
sich geweigert hatten, das Polizeilokal 
zur Vernehmung aufzusuchen. 
Madame Park erklärte nach Beendigung 
des Streiks am 30. Dezember, sie bleibe 
bei der Verfolgung der durch Repressa-
lien Betroffenen, da der Ausstand „ille-
gal“ gewesen sei.

Nach der Polizeiattacke auf den zentralen 
KCTU-Sitz rief die Gewerkschaft Südko-
reas Arbeiter zu einer nationalen Mobi-
lisierung auf. Am 28. Dezember erlebte 

das Land die größte Mani-
festation seit Jahren. In 
Seoul überfluteten mehr 
als 100 000 Menschen die 
Hauptstraßen, auch in 
Pusan, Gwangju, Deajon 
und Daegu marschierten 
die Kolonnen unter der 
Losung „Nein zur Privati-
sierung von Korail!“ Der 
Streik endete nicht eher, 
bis eine Übereinkunft 
zur Schaffung einer par-
lamentarischen Untersu-
chungskommission erzielt 
worden war. Diese soll sich 
bis Ende März zur Glaub-
würdigkeit von Regie-
rungsgarantien für eine 
neue nichtprivate Behörde 
äußern.
Angesichts der Tatsache, 

daß die Repressalien gegen Gewerk-
schaftsfunktionäre bis heute weder 
zurückgenommen noch eingestellt wor-
den sind, kündigte die KCTU an, ihren 
Kampf bis zur Demission der Präsidentin 
Park fortsetzen zu wollen.
In diesem Zusammenhang rief eine sym-
bolische Aktion erhebliches Aufsehen 
hervor: Die Statue der jungen Gewerk-
schaftsaktivistin Chun Tae-il, die sich 
in den 70er Jahren aus Protest gegen die 
erbärmlichen Arbeitsbedingungen in 
Südkorea selbst verbrannt hatte, wurde 
mit einer roten Schärpe geschmückt. 
Während der Wahlkampagne sah sich 
Madame Park gezwungen, das ihr ver-
haßte Denkmal aufzusuchen, um der 
unter dem Regime ihres Vaters Umge-
kommenen ihre Referenz zu erweisen. 
Die Entscheidung, das schlichte Monu-
ment mit einer roten Banderole zu ver-
sehen, ist in einem der repressivsten 
Staaten Ostasiens einer Kriegserklärung 
gleichzusetzen.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel

Grüße fester Verbundenheit übermitteln 
wir dem verdienstvollen Pädagogen 
und Literaturkritiker 

Dr. Bernhard Igel 
aus Eisenach, der am 22. April seinen 
85. Geburtstag begeht. Zu DDR-Zeiten 
wirkte er in verantwortlichen Positionen 
des Volksbildungswesens. Nach dem 
Sieg der Konterrevolution blieb er der 
sozialistischen Sache treu.
Liebe Grüße in die Wartburgstadt.

Unser besonderer Dank gebührt 

Ursula Münch 
aus Strausberg für ihre bahnbrechen-
de Herausgebertätigkeit. Die Veröffent- 
lichung von Erinnerungen ihrer soziali-
stischen Heimat DDR treu gebliebener 
Bürger bereitete einer sich bis heute 
fortsetzenden verdienstvollen Publika-
tionsreihe den Weg. 
Am 11. April begeht die Jubilarin ihren 
85. Geburtstag. 
Wir gratulieren von Herzen!
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Türkei: Gülen sägt an Erdogans Ast

Zehn Monate nach den Eruptionen des 
Massenprotests am Bosporus zeich-

nen sich deutliche Verschiebungen in 
der politischen Landschaft der Türkei 
ab. Während der Widerstand aktiver Teile 
der Bevölkerung nicht erlahmt und erlo-
schen ist, suchen mit Premier Erdogan 
und seiner islamistisch-
neoliberalen AKP unzu-
friedene Gruppierungen 
des einheimischen Groß-
kapitals, vor allem aber 
maßgebliche Kreise in 
den USA, offensichtlich 
nach einer Lösung ohne 
den derzeitigen Regie-
rungschef. Erdogan 
wehrt sich heftig gegen 
eine solche Bedrohung 
aus dem eigenen sozialen 
Lager, indem er schein-
bar in die Offensive geht. 
Am 17. Dezember entließ 
er Knall auf Fall etwa  
80 einflußreiche Per-
sonen, darunter etliche 
Minister seines Kabi-
netts. Unter Korrupti-
onsvorwürfen wurden 
sie ihrer Posten enthoben. Seitdem nimmt 
die „Säuberung“ vor allem des Polizei- und 
Justizapparats ihren Fortgang.
Ausgangspunkt der jüngsten Krise waren 
die vorjährigen Ereignisse im Istanbu-
ler Gezi-Park unweit des Taksim-Plat-
zes. Aus scheinbar ökologischem Protest 
gegen die geplante Abholzung kostbaren 
Stadtgrüns zugunsten von Neubauten 
entstand Ende Mai 2013 binnen weniger 
Tage das bislang machtvollste Aufbe-
gehren gegen das Erdogan-Regime. Die 
Revolte breitete sich rasch auf andere 
Landesteile aus. Im Juni flammte der 
Widerstand in mehreren Regionen auf. 
Hauptforderung war das Verlangen 
nach Rücktritt des Diktators. Zugleich 
wurde die Brutalität der „Ordnungs-
kräfte“ angeprangert. Die Protestieren-
den trotzten tagelang der Gewalt. Erst 
am 15. Juni wurde der Taksim nach mas-
siven Tränengas-Einsätzen geräumt.
Der Rückzug verschaffte den Regimegeg-
nern eine Atempause und ermöglichte eine 
Umgruppierung ihrer Kräfte. Seitdem 
heißt die Losung: „Der Taksim ist über-
all, der Kampf auch!“
Nach zuverlässigen Schätzungen waren 
etwa 3,5 der rund 80 Millionen Türken an 
den Aktionen gegen das Erdogan-Regime 
aktiv beteiligt, viele von ihnen zum ersten 
Mal. Landesweit fanden etwa 5000 Mani-
festationen und Protestaktionen statt. 
Unüberhörbar war das Verlangen nach 
Abtreten der in Korruptionsskandale ver-
strickten AKP.
Die Machenschaften der Regierungs-
partei wurden vor allem durch die  
8 Millionen zählende Gülen-Gemeinde 
aufgedeckt, obwohl diese ihre Rolle 
bewußt in Abrede stellte. Der Gülen-Clan 

ist keine politische Partei, sondern eine 
in den 70er Jahren entstandene Strö-
mung mit geheimgehaltener Struktur. Sie 
trägt ihren Namen nach dem des Grün-
ders Fethullah Gülen, eines gemäßigten 
islamistischen Predigers, der seit Jahr-
zehnten in den USA lebt. Ein Eckpfeiler 

seiner Aktivitäten sind Schulen in mehr 
als 40 Ländern. Im Laufe der Jahre for-
mierte Gülen eine türkische Elite, die auf 
ihn hört und ihm folgt. Sie verfügt mit 
„Zaman“ über die auflagenstärkste türki-
sche Tageszeitung, besitzt zwei Fernseh-
sender und betreibt ein Internetportal. 
Auch der Unternehmerverband Tucson 
steht zu Gülens Werk.
Bei Erdogans Aufstieg zum AKP-Füh-
rer und Ministerpräsidenten spielte der 
Prediger die Rolle des Königsmachers. 
Er sorgte dafür, daß dessen Partei die 
bewaffneten Kräfte des Landes unter ihre 
Kontrolle bekam. Lange Zeit schien es so, 
als seien Gülen und Erdogan ein geradezu 
ideales Paar. Allerdings war von Beginn 
an klar, daß sich die Gülen-Gemeinde 
einige Schlüsselpositionen, die bestim-
menden Einfluß vor allem auf die Medien 
ermöglichten, gesichert hatte. Von dort 
ging dann auch die Kampagne zur geziel-
ten Diskreditierung wichtiger Personen 
des Erdogan-Lagers aus.
Vor elf Jahren betrachtete man in den 
USA und anderen westlichen Staaten die 
Installierung der AKP und Erdogans als 
die vorteilhafteste Variante bei der Wah-
rung der Interessen Washingtons und der 
NATO in der Türkei. Man versprach sich 
davon eine verläßlichere Gefolgschaft 
als unter den Vorgängern. Längere Zeit 
profilierte sich Erdogan als brauchbarer 
Sachwalter der Interessen des türkischen 
Großkapitals. Die Gülen-Gemeinde instal-
lierte mit ihm einen islamistischen Regie-
rungschef, der ihre Positionen national 
wie international stärkte. Dabei handelte 
Gülen keineswegs im Alleingang, sind 
doch seine Verbindungen zur CIA nicht 
nur in der Türkei ein offenes Geheimnis.

Unterdessen ist der Status Erdogans als 
eines zuverlässigen Vollstreckers ameri-
kanischer Vorgaben ins Wanken geraten. 
Bei den Protesten hat er Schwäche gezeigt, 
andererseits aber eine Reihe von Schrit-
ten zur Untergrabung des Gülen-Lagers 
eingeleitet. Überdies sind die Hauptver-

bündeten der AKP in der 
Region – vor allem die 
ägyptischen Moslem-
brüder und Tunesiens 
islamistische Ennahda-
Partei – inzwischen wie-
der abserviert worden.
Alles in allem: Erdogan 
hat heute schlechtere 
Karten als am Beginn 
seiner Regierungszeit. 
Die Türkische Kommu-
nistische Partei (TKP) 
bewertet die aktuelle 
Krise im Land am Bospo-
rus als einen Bruch im 
Block der führenden 
Kräfte. Bis vor kurzem 
habe das internationale 
Kapital uneingeschränkt 
die AKP unterstützt, 
jetzt fordere es von 

Erdogan, er solle zurückweichen. Über 
ihre Kader in Polizei und Justiz ist es 
der Gülen-Gemeinde im Bunde mit den 
USA gelungen, Teile des Machtapparats 
gegen den Regierungschef aufzubringen 
und seine politische Handlungsfähig-
keit einzuschränken. Das Ziel besteht in 
der Schwächung der AKP bei Stärkung 
systemtreuer Kräfte anderer Art. 
So streckt die Gülen-Gemeinde bereits 
ihre Fühler zur CHP – der republika-
nischen Oppositionspartei – aus. Nach 
Umfragen steht fest, daß die AKP im Falle 
von Neuwahlen etwa ein Zehntel ihrer 
Stimmen einbüßen würde. 
Es ist nicht unwahrscheinlich, daß sich 
das AKP-Regime dem Ende seiner Mög-
lichkeiten nähert. Doch erscheint die CHP, 
von Gülens Leuten flankiert, als Alter-
native zu Erdogan? Kaum, verteidigen 
doch auch diese Formationen nicht die 
Interessen des Volkes, sondern in erster 
Linie jene der USA und des türkischen 
Großkapitals. 
So ist der vor zwei Jahren von der TKP 
ins Spiel gebrachte Wahlslogan „Boyum 
EĞME! – Gebt nicht auf!“ inzwischen zur 
Hauptlosung der türkischen Volksbewe-
gung geworden.

RF, gestützt auf „Solidaire“, Brüssel

Unter Tränengas: der Taksim-Platz in der Nacht vom 11. zum 12. Juni 2013

Am 25. April um 15 Uhr spricht Oberst 
a. D.  Klaus Eichner auf einer Veranstal-
tung der RF-Regionalgruppe Frankfurt 
(Oder) in den Räumen der Volkssolidari-
tät, Logenstraße 1, über das Thema

Spitzelei unter „Freunden“ – zur elek-
tronischen Kriegführung der USA
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Kuba will kein Paradies für ausländische Unternehmen werden

Zur Sonderwirtschaftszone Mariel 

In Kuba wird derzeit an der lange ange-
kündigten Neufassung des Gesetzes 

über ausländische Investitionen gearbei-
tet. Pedro San Jorge, Leiter der wirtschafts-
politischen Abteilung beim Ministerium für 
Außenhandel und Investitionen, erklärte 
unlängst einer Gruppe britischer Geschäfts-
leute: „Auslandsinvestitionen werden jetzt 
über eine rein ergänzende Funktion zu 
den heimischen Investitionen hinausge-
hen, ihnen wird eine wichtige Rolle in Sek-
toren wie der Landwirtschaft zukommen, 
wo ausländische Direktinvestitionen bis-
lang selten waren.“ In der kubanischen Zeit-
schrift „Opciones“ hatte San Jorge zuvor 
angekündigt, daß das kubanische Parlament 
auf einer Sondersitzung das neue Gesetz 
beschließen werde. 
Das bislang gültige Gesetz für Auslandsin-
vestitionen stammt aus dem Jahr 1995 und 
sieht eine Staatsquote von mindestens  
51 Prozent bei Joint-ventures vor. Auch sind 
bestimmte Sektoren der Wirtschaft für aus-
ländische Investitionen gesperrt. Diese kon-
zentrierten sich bislang vor allem auf den 
Tourismus. „Es wurde entschieden, das neue 
Gesetz deutlich tiefergehend zu gestalten 
und an die aktuellen wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen des Landes anzupassen“, 
sagte der führende Ökonom der Zeitschrift. 
Bereits auf der Sitzung des kubanischen 
Parlaments im Dezember hatte Präsident 
Raúl Castro angekündigt, daß ausländi-
sche Investitionen eine Schlüsselrolle bei 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung des Landes spielen werden. San Jorge 
sagte jetzt, daß sich ein Teil der neuen Inve-
stitionsbedingungen in Übereinstimmung 
mit den Regeln der Sonderwirtschaftszone 
Mariel befinden werde. Diese sehen unter 
anderem vor:

• Bis zu 100 Prozent ausländischer Anteil 
an den Unternehmen

• niedrige Export- und Importzölle
• Befreiung von lokalen Abgaben sowie 

der Lohnsteuer
• 14 Prozent Sozialabgaben
• 12 Prozent Gewinnsteuer (Befreiung 

in den ersten zehn Jahren)
• 1 Prozent Steuer auf Verkäufe und 

lokale Dienstleistungen
• Einzahlung von 0,5 Prozent des 

Gewinns an einen Fond zum Erhalt 
und Ausbau der Zone.

Insbesondere im Bereich der Landwirt-
schaft sind Auslandsinvestitionen in jüng-
ster Zeit besonders erwünscht. Der Sektor 
ist seit Jahrzehnten unterkapitalisiert und 
ineffizient, weshalb Lebensmittelimporte 
in Milliardenhöhe eine schwere Bürde für 
Kubas Staatshaushalt darstellen. Aus die-
sem Grund wurde bereits 2012 eine Zuk-
kermühle von der brasilianischen Firma 
Odebrecht übernommen und mit einer 
Anfangsinvestition von 60 Millionen US-
Dollar modernisiert. Der kubanische Staat 

verfügt auch in vielen anderen Bereichen 
derzeit nicht über das notwendige Kapital, 
um bestehende Fabriken aufzurüsten oder 
neue zu errichten und ist deshalb auf aus-
ländische Investitionspartner angewiesen. 
„Wir müssen die Kapazitäten des Landes 
erhöhen, um Produkte selbst herzustellen, 
die wir derzeit importieren müssen“, faßt 
Jorge das Ziel dieser Investitionen zusam-
men. Obwohl bisher bevorzugt befreundete 
Länder wie Venezuela, Brasilien und China 
zum Zuge kommen, zeigten auch britische 
Unternehmer und EU-Staaten wie die Nie-
derlande in jüngster Zeit Interesse daran, 
in Kuba zu investieren.
Dabei ist die absolute Zahl der Joint-ven-
tures seit Jahren rückläufig. Nach der wirt-
schaftlichen Erholung im ersten jahrzehnt 
des 21. Jahrhunderts setzte man in Havanna 
verstärkt auf Kooperation mit Venezuela, das 
nicht nur Öl zu Vorzugskonditionen liefert, 
sondern sich auch an der Modernisierung 
wichtiger Raffinerien beteiligt hat. Wohl 
auch aufgrund der ungewissen Situation 
Venezuelas nach dem Tod von Hugo Chávez 
dürfte sich Kuba in Zukunft stärker auf 
eine Erweiterung des Kreises seiner Han-
delspartner orientieren. Brasilien, China, 
Rußland und Weißrußland sind derzeit die 
wichtigsten Newcomer auf der Liste, aber 
auch Länder wie Angola und Iran haben 
ihre Wirtschaftsbeziehungen mit Kuba in 
den letzten Jahren ausgedehnt.
Mariel wird dabei eine Schlüsselrolle 
zukommen. Mit dem Ausbau des Hafens 
45 Kilometer westlich von Havanna, wird 
das Land über einen der leistungsfähig-
sten Containerports der gesamten Karibik 
verfügen, durch die Erweiterung des Pana-
makanals werden ab 2015 auch die welt-
weit größten Containerschiffe in Mariel 
anlegen, wodurch es sein volles Potential 
entfalten kann. Die zugehörige Sonder-
wirtschaftszone soll befreundete Län-
der und potentielle Handelspartner zur 
Eröffnung neuer Fabriken und Betriebe 
motivieren. Sie umfaßt eine Fläche von  
466 Quadratkilometern und lockt mit den 
(für kubanische Verhältnisse) guten Inve-
stitionsbedingungen und hervorragender 
Infrastruktur. Das 900 Millionen-Dollar-
Projekt stellt das größte Bauvorhaben seit 
Beginn der Revolution dar und wird eben-
falls von Odebrecht ausgeführt. Brasilien 
gewährte Kuba hierfür einen Kredit von 
640 Millionen Dollar.
Die Zuteilung von Arbeitskräften an die 
Joint-ventures erfolgt allerdings wie bis-
her ausschließlich durch kubanische 
Agenturen, mit deren Hilfe der Staat auch 
weiterhin den Großteil der Löhne direkt 
abschöpfen wird. Inzwischen ist die Son-
derwirtschaftszone (ZEDM, Zona Especial 
de Desarrollo) offiziell eröffnet worden. 
Yanet Vázquez, Beamtin in der Verwaltung 
der Zone, gab Auskunft über deren Struktur. 
Obwohl nicht bekannt ist, wie viele Firmen 
sich seit Freigabe der Einschreibungen im 

vergangenen November um einen Platz in 
Mariel beworben haben, sind 38 Prozent 
der Projekte der Industrie zuzuordnen,  
21 Prozent der Agrarindustrie und 13 Pro-
zent der Firmen sind im Bereich Infrastruk-
tur und Telekommunikation angedacht. 
Gute Neuigkeiten für Kuba! Denn genau 
diese Sektoren nehmen eine Schlüsselstel-
lung für die weitere Entwicklung des Lan-
des ein.
Um die richtigen Rahmenbedingungen für 
einen effizienteren Außenhandel zu schaf-
fen, wird jetzt auch das dazugehörige Mini-
sterium einer Umstrukturierung unterzogen. 
Der Handelskatalog soll verbreitert wer-
den. Man wird Staats- und Betriebsfunk-
tionen einer Trennung unterziehen. Ziel ist 
eine Steigerung und Diversifizierung der 
Exporte. Durch zusätzliche Joint-ventures 
kann Kubas Importbedarf weiter sinken: 
Konsumgüter, Lebensmittel, Baumateri-
alien, Elektronik und anderes, was bisher 
teuer aus dem Ausland bezogen werden muß, 
könnte fortan im Land selbst produziert 
werden. Allerdings birgt die Öffnung für 
ausländisches Kapital auch Risiken. Insbe-
sondere war die Korruption unter auslän-
dischen Geschäftsleuten und kubanischen 
Partnern schon immer ein Problem. 
Möglicherweise wurde auch wegen Schwie-
rigkeiten, die sich aus dem dualen Wäh-
rungssystem ergaben, so lange mit der 
Überarbeitung des Investitionsgesetzes 
gewartet, denn bereits 2012 war eine bal-
dige Neufassung angekündigt. Durch die 
laufende Kampagne gegen Korruption sowie 
zahlreiche Prozesse versuchte Raúl Castro 
in den vergangenen Jahren das Haus auf-
zuräumen, bevor er die Tür öffnet. Daß 
alle in Mariel geltenden neuen Regeln auf 
das gesamte Land ausgedehnt werden, ist 
sehr unwahrscheinlich. Kuba will nicht 
zu einem Paradies für ausländische Unter-
nehmer werden, sondern versucht viel-
mehr, durch gezielte Investitionen seine 
eigene Wirtschaft zu modernisieren und 
Know-how aus dem Ausland zu erwerben. 
Es geht auch darum, neue Handelspartner 
ins Boot zu holen, um weitere Branchen zu 
erschließen und zusätzliche Exportpro-
dukte zu entwickeln. Daß Kuba seine Tore 
für ausländisches Kapital mit Augenmaß 
öffnen wird, steht fest. Flächendeckender 
Bedarf wie in China ist bei der überschau-
baren und stark konzentrierten kubani-
schen Volkswirtschaft allerdings nicht 
gegeben. Deshalb dürften auch Vergleiche 
wenig sinnvoll sein. Marcel Kunzmann

Am 8. April um 17 Uhr sprechen Dr. 
Gisela Sonntag und der Student der 
Geschichte Marcel Kunzmann auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Jena im Stadtteilzentrum Jena-Lobeda 
West, Karl-Marx-Allee 28, über das Thema

Neues aus Kuba
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Wo 40 Familien ein Fünftel des nationalen Reichtums besitzen

Die Hungerlöhne der Filipinos 

A lexia Fouarge, die im Auftrag der 
Menschenrechtsorganisation „Medi-

zin für die Dritte Welt“ an einer Konfe-
renz auf den Philippinen teilgenommen 
hat, schilderte der belgischen PTB-Zeitung 
„Solidaire“ ihre Wahrnehmungen in dem 
südostasiatischen Inselreich, das im Vor-
jahr von einer schweren Naturkatastrophe 
heimgesucht wurde. Nach ihrem Urteil 
schaffen das massive Elend der meisten 
Landesbürger und die ins Auge springende 
politische Unterdrückung ein erschrek-
kendes Panorama.
Was Alexia Fouarge am meisten schok-
kierte, sind die soziale Kälte und die öko- 
nomische Ungleichheit. In Manila befän-
den sich ausgedehnte Elendsviertel in 
unmittelbarer Nachbarschaft zu Fünf-
Sterne-Hotels. 
Die Regierung werde nicht müde, das zwei-
fellos beachtliche Wirtschaftswachstum 
von 6,6 % zu preisen. Doch 2012 kamen den 
40 reichsten Familien unter 94 Millionen 
Filipinos nicht weniger als 21 % des Brut-
toinlandsprodukts zugute – 47,4 Milliar-
den US-Dollar. Staatlicherseits beziffere 
man den Anteil der offiziell Armen mit 
28 bis 30 %. Bei dieser Rechnung würden 
allerdings nur jene Menschen einbezogen, 
die am Tag weniger als 52 Pesos – knapp 

einen Euro – zur Verfügung hätten. Damit 
könne man auf den Inseln 1 Kilo Reis und 
3 Eier erwerben.
Der Bergbausektor widerspiegele auf 
besonders krasse Weise Ungleichheit 
und Machtmißbrauch in der philippi-
nischen Gesellschaft. Seit Inkrafttreten 
des Gesetzes über die Förderung von 
Bodenschätzen im Jahre 1995 habe ein 
regelrechter Run auf Gold und andere 
kostbare Metalle wie Silber, Nickel und 
Kupfer eingesetzt. Während sich inter-
nationale Konzerne um möglichst große 
Anteile dieses lukrativen Marktes strit-
ten, zumal die dafür erhobenen Steuern 
die niedrigsten der Welt und gesetzliche 
Regelungen äußerst vage seien, bekomme 
der philippinische Staat, der all das ermu-
tige, von den exorbitanten Profiten kaum 
etwas ab. Die Steuern, die er für die För-
derungsgenehmigung einziehe, stellten 
nur 0,61 % des von den Konzernen erziel-
ten Gewinns dar.
Ein anderes Problem der Philippi-
nen sei die forcierte Privatisierung der 
öffentlichen Dienste – vor allem des Bil-
dungs- und Gesundheitswesens sowie 
der Wasserversorgung. 1997 habe man 
das gesamte Trink- und Brauchwasser-
netz zwei privaten Unternehmen – Manila 

Water und Maynilad – ausgeliefert. Sie for-
derten von den Durchschnittsbeziehern 
Preise ab, die ihnen den Zugang zu Wasser 
außerordentlich erschwerten. Allein die 
„Grundgebühr“ sei nahezu unerschwing-
lich. Sie wurde durch Maynilad von 4,96 % 
auf 33,97 % heraufgesetzt. 2013 hätten 
weitere 26 Krankenhäuser verschiede-
ner Regionen auf der Privatisierungsli-
ste gestanden.
Um den multinationalen Konzernen die 
uneingeschränkte Erzielung von Maxi-
malprofiten zu ermöglichen, würden Pro-
teste der Bevölkerung brutal unterdrückt. 
Zwischen Juli 2010 und Dezember 2012 –  
so berichtete Alexia Fouarge – hätten 
auf den Philippinen 137 Hinrichtungen 
ohne Gerichtsurteil stattgefunden. Immer 
wieder verschwänden Widersacher des 
Regimes spurlos oder erfolgten willkür-
liche Verhaftungen aus politischen Grün-
den. Im Oktober 2012 sei z. B. die 27jährige 
Yuvy Capion gemeinsam mit ihren zwei 
Söhnen von Militärs umgebracht wor-
den, weil sie zur Familie eines Aktivisten 
gehörte, der den Widerstand gegen einen 
ausländischen Bergbaukonzern organi-
siert hatte. Wenige Monate später habe 
man auch den Schwager der jungen Frau 
ermordet. RF, gestützt auf „Solidaire“

NSA-Opfer: Fliegen auf einem Klebeband 

Seit den ersten Enthüllungen des frühe-
ren NSA-Mitarbeiters Edward Snow-

den über die Bespitzelungspraktiken 
seines Brotherrn – der Regierung der Ver-
einigten Staaten – vergeht kaum ein Tag, 
an dem die Welt nicht durch neue Horror-
meldungen in Aufregung versetzt wird. 
Dabei sollte man stets im Hinterkopf 
behalten, daß alle Bloßstellungen nur 
die Spitze des Eisbergs erkennen lassen. 
Seit Kenntnis US-amerikanischer Neugier 
habe ich das Entsetzen derer vermißt, die 
das Hauptanliegen ihrer Arbeit so lange 
und so vehement im „Kampf gegen staat-
liche Repression und Bespitzelung in der 
DDR“ sahen. Jene, welche die einstigen 
DDR-Bürger vom Trauma der angeblich 
totalen Überwachung befreien wollten, 
halten sich jetzt in Sachen NSA eher pein-
lich bedeckt. Vor allem die Kammerjäger 
der eigens für Ossis geschaffenen Büßer-
behörde zur „Aufarbeitung der Stasi-
Unterlagen“ geben sich angesichts der 
kalten Dusche aus Übersee derzeit eher 
wortkarg. Offenbar fürchtet man um die 
eigene Existenzberechtigung. 
Betrachtet man die professionellen „Sta-
si“-Jäger, dann erlebt man, wie sie die 
NSA-Affäre herunterzuspielen und abzu-
mildern oder die BRD-Bürger für blöd 

zu verkaufen suchen. In einem Inter-
view philosophierte Roland Jahn am  
29. August 2013 über seine Sicht auf die 
Unterschiede zwischen der Freiheit in 
einer Diktatur und in der bürgerlichen 
Demokratie, wobei er den Eindruck zu 
erwecken suchte, daß es zwei völlig kon-
träre Freiheiten gäbe.
Die Tatsache, daß deutsche Bürger durch 
die NSA gläsern gemacht worden seien, 
müsse als ein Kavaliersdelikt unter Freun-
den bewertet werden, beteuern unsere 
Politiker. Alles sei halb so wild, schließlich 
kenne doch jeder auch aus seinem Privat-
leben genügend Leute, die einen beschnüf-
feln, bespitzeln und ausspionieren.
Was da in der mormonischen Wüste von 
Utah aus dem Sandboden gestampft wor-
den ist, muß rein technisch als ein Mon-
strum betrachtet werden, das unsere 
Vorstellungskraft übersteigt. Die Flä-
che der NSA-Abhörzentrale umfaßt rund 
50 Fußballfelder, der jährliche Strom-
verbrauch des Komplexes beträgt etwa  
65 Megawatt und kostet geschätzte 45 
Millionen Euro. Das entspricht dem 
Bedarf einer Stadt mit 40 000 Einwoh-
nern. Allein für die Kühlung der Anlage 
veranschlagt „Wired“-Autor James 
Bamford pro Tag 450 000 Liter Wasser. 

Angestrebt ist vorerst eine Speicherka-
pazität von fünf Zettabyte – das ist, um 
die Sache zu verdeutlichen, eine Eins mit 
21 Nullen. Sie reicht aus, um die gesamte 
Kommunikation, jeden Computer, das 
Inter- und Intranet, das Bewegungsver-
halten bei Google und anderen Suchma-
schinen, alle E-Mails und SMS, Eingaben 
in Smartphones, Handys, Telefon und 
netzfähigen TV, sämtliche Bankdaten 
incl. Angaben über Steueraufkommen, 
Eigentumsverhältnisse, Arztbesuche, 
Krankenhausaufenthalte und Einkäufe 
im bevorzugten Supermarkt für jeden 
Erdenbürger über einen Zeitraum von 
100 Jahren zu speichern. Natürlich auch 
Bewegungsdaten, die durch moderne 
Autos oder per Handy und Smartphone 
geliefert werden.
Wer meint, daß ein so gigantischer 
Überwachungsapparat nötig wäre, um 
sich auf alle Zeiten seine zweifelhafte 
Existenz als Gesellschaftsordnung zu 
sichern, sieht nicht gut aus. Eine Regie-
rung, die Edward Snowden politisches 
Asyl verweigert, ist letztlich auch dazu 
verdammt, die Bürger des eigenen Lan-
des wie Fliegen auf einem Klebeband dem 
vermeintlichen „Freund“ auszuliefern.
 Jan Bischoff, Neustrelitz
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Die Olympischen Winterspiele waren vorbildlich organisiert

Spasibo bolschoje, Sotschi!

Die Olympischen Winterspiele in So-
tschi sind jüngste Geschichte. Für die 

98 ausgeschriebenen Wettbewerbe in 15 
Sportarten bewarben sich knapp 3000 
Athleten aus 88 Ländern. Die BRD war mit 
153 Olympioniken vertreten. 30 Medail-
len, wie in Vancouver, so lautete die Ziel-
stellung, wurden nicht erreicht. Nur 19 
Medaillen kommen auf das magere Konto. 
Am Ende reichte es nur für den sechsten 
Platz in der Nationenwertung. Beeindruk-
kend waren die sportlichen Leistungen 
der dreifachen Olympiasiegerin im Biath-
lon, Daria Domratschewa (Belarus), der 
Eisflitzer der Niederlande und die des 
„Seniors“ im Biathlon, Ole Einar Björn-
dalen, der zum erfolgreichsten Sportler 
bei Winterspielen wurde.
Bevor Putin die Olympischen Spiele für 
eröffnet erklärt hatte, erlebten wir eine 
stolze Selbstdarstellung des Gastgeber-
landes, getragen von einem hohen künst-
lerischen und sportlichen Niveau, von 
Emotionen und Traditionen. Diese Präsen-
tation der Geschichte Rußlands und der 
UdSSR übertraf wohl all unsere Erwar-
tungen. Eindrucksvoll war auch der Weg 
der olympischen Flamme, die in 123 Tagen 
durch zehn Zeitzonen – von Kamtschatka, 
in das Weltall und nach Sotschi – 65 000 
km zurücklegte. Vorbildlich organisiert 

wurde die Austragung der Wettbewerbe 
für die Teilnehmer, Zuschauer und auch 
für das russische Sotschi. Sportler, Trai-
ner und Offizielle äußerten sich anerken-
nend über die Wettkampfstätten und die 
kurzen Wegezeiten zu ihnen sowie zu der 
sprichwörtlichen Gastfreundschaft und 
Herzlichkeit der Veranstalter.
Schon kurz nach der Vergabe der Olympi-
schen Winterspiele an Sotschi wurde das 
Störfeuer eröffnet. Politiker wie Journa-
listen suchten nach Schmuddelecken, um 
gezielte Propaganda gegen Rußland und 
Putin zu führen. Als Repräsentanten der 
deutschen Herrenvolkdemokratie surften 
Golineh Atai und Udo Lielischkies durch 
Rußland. Sie sollten Moskau im Auftrag 
der ARD belehren, was in den russischen 
Zeitzonen vernachlässigt werde. Wir hät-
ten uns eine Berichterstattung gewünscht, 
die dem Anliegen der Olympischen Spiele 
Rechnung getragen hätte. Oder sollte die 
Welt nicht erfahren, was Rußland zu lei-
sten imstande ist?
Die Sotschi-Abwertung war eindeutig poli-
tisch motiviert. Im „Berliner Kurier“ vom  
25. Januar las man: „Putins Spiele: Kor-
ruption, Bausünden, Terrorgefahr, Ver-
letzung von Menschenrechten prägen die 
Winterspiele von Sotschi.“ Wer kann Men-
schenrechte einfordern, wenn man sie 

im eigenen Land mit Füßen tritt? Erin-
nert sei nur an das KPD-Verbot und die 
Berufsverbote in der BRD, die Strafrenten 
sowie das widersinnige Lohn- und Ren-
tengefälle zwischen Ost und West.
Unerwähnt soll nicht bleiben, daß Bun-
despräsident Gauck kommentarlos eine 
Reise nach Sotschi absagte. Auch Regie-
rungsvertreter der BRD fehlten bei der 
Eröffnung der 22. Olympischen Winter-
spiele. Steinmeier und von der Leyen 
bevorzugten statt dessen Besuche auf 
Kriegsschauplätzen.
Die Kommerzialisierung des Weltsports 
zeigt sich immer ausgeprägter. Das Inter-
nationale Olympische Komitee (IOC) 
entwickelt sich zunehmend zu einem Mil-
liarden-Wirtschaftsunternehmen. Das 
US-Fernsehen kaufte für 775 Millionen 
Dollar die TV-Rechte, um die Bürger der 
Vereinigten Staaten 16 000 Sendestunden 
beflimmern zu können. Mit diesen Rech-
ten bestimmten sie Inhalt und Zeitplan 
der Spiele, wie das seit Jahrzehnten prak-
tiziert wird. In diesen Modus ordnet sich 
auch die Aufnahme solcher artistischen 
Wettbewerbe wie Freestyle-Ski, Short-
track oder Buckelpiste ein. Das IOC wäre 
gut beraten, sich stärker auf die traditio-
nellen Wintersportarten zu orientieren.
 Erhard Richter

Für „Kaiser, Volk und Vaterland“ gefallen

Erinnern an Carl Böhm-Hennes

Am Rennsteig, in der Nähe des klei-
nen Ortes Ernstthal mit seiner großen 

Skitradition, steht seit 1921 ein Gedenk-
stein des Thüringer Wintersportverban-
des. Er ist „Seinen tapferen Gefallenen 
1914–1918“ gewidmet. Besonders viele 
junge Athleten haben den 1. Weltkrieg 
nicht überlebt. Zu ihnen gehörte auch der 
erste deutsche Weltklasse-Skisportler Carl 
Böhm-Hennes aus Ernstthal. Er starb im 
November 1914 bei Łódz. 
Mit einem 17-Meter-Sprung auf der Ober-
hofer Schanze am Wadeberg begeisterte er 
schon 1908 die Sportwelt. Seit 1909 reihte 
er Erfolg an Erfolg. Vierfacher Thüringer 
Skimeister bis 1914 bei den Wintersport-
festen in Oberhof, Sächsischer Skimeister, 
1911 Deutscher Skimeister in Oberwie-
senthal und Österreichischer Skimeister 
in Mitterndorf. Seine beste internationale 
Plazierung erreichte er 1912 mit einem  
4. Rang in der Nordischen Kombination am 
Holmenkollen. Die Norweger feierten ihn.
Wofür sind Carl Böhm-Hennes und seine 
Sportkameraden im 1. Weltkrieg gestorben? 
Wer hat ihn angezettelt und den Glasbläser 
aus dem Thüringer Wald an die Front befoh-
len? Angeblich seien die verantwortlichen 
Politiker und Militärs wie Schlafwandler 

in die Katastrophe des Krieges hineinge-
stolpert, wird behauptet. Eine großange-
legte Kampagne der bürgerlichen Medien 
versucht gegenwärtig, die deutsche Kriegs-
schuld kleinzureden. Das große Gemetzel 
wurde von allen imperialistischen Mächten 
durch eine gigantische Aufrüstung vorbe-
reitet. Die deutschen Kriegsziele sahen eine 
Neuaufteilung der Welt vor.
Die jungen Sportler starben 1914 bis 1918 
nicht für das Vaterland, sondern für 
fremde Interessen. Die Kriegerdenkmale 
sollten uns heute zum Nachdenken über 
die gegenwärtige Militärpolitik Deutsch-
lands anregen. Seit 1990 ist der Krieg nach 
Europa zurückgekehrt. Die Bundeswehr 
wird zielgerichtet zu einer Söldnerarmee 
für weltweiten Einsatz gemacht. Militä-
rische Intervention deklariert man als 

„Engagement“. Eine konsequente Anti-
kriegshaltung – unser Nein zu allen Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr –, das ist 
die Lehre aus dem Jahr 1914 und sollte 
Maßstab zur Beurteilung aller Parteien 
und Politiker dieses Landes sein. 

Jan Knapp

Unser Autor war langjähriger Leiter des 
Oberhofer Wintersportmuseums.

Dieses Kriegerdenkmal entdeckte ein RF-
Leser in Stolpe auf der Insel Usedom.
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Warum in den USA immer mehr Kleinkriminelle eingeknastet werden

Hochkonjunktur der Gefängnisindustrie

In den USA saßen 2012 knapp 2,5 Mil-
lionen Gefangene in Haftanstalten ein. 

Nach UNO-Angaben war das ein Viertel 
aller Gefangenen der Welt. Kein Staat 
steckt derzeit mehr seiner Bürger in den 
Knast, weder in absoluten Zahlen noch im 
Verhältnis zur Bevölkerung. Diese Anga-
ben suggerieren den Eindruck, daß in den 
Vereinigten Staaten die meisten Schurken 
beheimatet sein müßten. Sind die Men-
schen dort mit denen anderer Staaten nicht 
vergleichbar?  
Die Entwicklung spricht Bände. Zählte man 
1974 in USA-Gefängnissen ungefähr eine 
halbe Million Insassen, so waren es nur 
zehn Jahre später bereits 1,5 Millionen. Die 
aktuelle Zahl haben wir bereits genannt. 
Zwar stimmt es, daß das kapitalistische 
System immer mehr Menschen kriminali-
siert, doch das ist nur ein Teil der Wahrheit. 
Der zeitgenössische Kapitalismus ist näm-
lich an der Potenzierung vermeintlicher 
Kriminalität interessiert, da die private 
Gefängnisindustrie ständig Nachschub 
benötigt. Deshalb besitzt das System die 
perverse Eigenschaft, die Zahl angeblicher 
Täter vervielfachen zu können. 
Derzeit bedeutendster „Anbieter“ im 
Lager der Gefängnisindustriellen ist 
die Corrections Corporation of America 
(CCA), der die „Frankfurter Rundschau“  
bescheinigt, 17 500 Angestellte und  
90 000 „Kunden“ zu haben. Der Jahresum-
satz des Unternehmens belief sich 2010 
auf 1,7 Milliarden Dollar. Ein boomendes 
Geschäft, das allein von Bestrafung lebt! 
Je mehr Menschen hinter Gittern sind und 
je länger sie dort bleiben, desto mehr Kasse 
macht die CCA. Man nennt sie spöttisch 
auch das „Hilton der privaten Gefängnis-
industrie“.
Im Gegensatz zu dieser Hotelkette hat sich 
die CCA aber die durchgängige Ausbuchung 
gesichert. In den Verträgen ist die Betten-
kapazität festgeschrieben, die Belegung 
garantiert. Mit den Verwaltungsbehör-
den wurde geregelt, daß ständig genügend 
Gefangene angeliefert werden, sogar dann, 
wenn die offizielle Kriminalitätsrate sin-
ken sollte.
Parallel zum stetigen Rückgang der So- 
zialausgaben erhöhten sich die im Be-
reich Überwachung, Gefängnisbau und 

Anstaltspersonal eingesetzten Mittel. Der 
Zuwachs im Polizei- und Justiz-Etat geht 
fast immer zu Lasten von Programmen zur 
Verbrechensvorbeugung und Betreuung von 
Menschen in sozialer Not.
Die Zahl der Gewaltverbrechen, welche oft-
mals Menschenopfer zur Folge haben, ist 
über die Jahrzehnte hinweg nahezu kon-
stant geblieben. Heute sitzt die Hälfte der 
US-Gefangenen wegen anderer Delikte ein. 
Doch seit 1990 ist die Zahl der Insassen in 
privaten Haftanstalten des Komplexes der 
Gefängnisindustrie um 1600 Prozent gestie-
gen! Solche „Dienstleister“ träumen von 
Massenarretierungen und maßlos überzo-
genen Strafen für nichtgewalttätige Delikte, 
um im Geschäft zu bleiben.
So fordert das Gesetz, bei Drogenmiß-
brauch auf jeden Fall Freiheitsstrafen zu 
verhängen. Dadurch ist die Zahl der aus die-
sen Gründen Inhaftierten seit dem Beginn 
des „War on drugs“ um sage und schreibe 
1000 Prozent gestiegen! 
Die Verlierer in diesem Krieg benennt 
Angela Davis, die sich seit Jahren dieser 
Thematik besonders zugewandt hat, fol-
gendermaßen: „Die Überwachung wird auf 
Schwarze, Einwanderer, Arbeitslose, Schul-
abgänger ohne Abschluß, Obdachlose und 
generell all jene konzentriert, welche einen 
immer kleineren Anspruch auf die sozialen 
Ressourcen geltend machen können.“
Die Situation in der BRD ist vorerst mit der 
in den USA, Großbritannien oder Australien 
nicht zu vergleichen. Doch die ersten priva-
ten Knäste stehen auch hier, wobei neben 
zivilen Angestellten staatliche Beamte 
Dienst tun. 
Begonnen hat man mit teilprivatisierten 
Abschiebeknästen. So in Büren, wo die 
psychologische Betreuung der Häftlinge 

nicht mehr vom Deutschen Roten Kreuz, 
sondern von einer privaten Firma durch-
geführt wird. Es folgten ebenfalls partiell 
privatisierte Einrichtungen dieser Art in 
Neustrelitz (Mecklenburg-Vorpommern), 
Glasmoor (Schleswig-Holstein) und Wup-
pertal (Nordrhein-Westfalen). 
2005 wurde die erste teilprivatisierte 
Justizvollzugsanstalt im hessischen 
Hünfeld in Betrieb genommen. In Unter-
nehmerregie liegen dort Reinigung, Ver-
pflegung, medizinische Betreuung und 
berufliche Ausbildung von Häftlingen. 
Die staatlichen Vollzugsbeamten sind 
nur noch für hoheitliche Aufgaben wie 
die Bewachung der Insassen zuständig. 
Im Januar 2013 wurde nach Burg, Offen-
burg und der JVA Heidering bei Berlin in 
Bremervörde eine weitere in Teilen private 
Knastfabrik eingeweiht. 
Doch unabhängig davon, wer das jewei-
lige „Haus“ betreibt, lassen sich die Gefan-
genen generell zu für die Unternehmer 
traumhaften Sonderkonditionen ausbeu-
ten: keine Streiks, keine Gewerkschaften, 
keine Kranken- und Arbeitslosenversi-
cherung. Die von den Betrieben gezahl-
ten Löhne sind derart niedrig, daß sie mit 
denen in sogenannten Billiglohnländern 
ohne weiteres konkurrieren können.
Langfristig wäre auch in Deutschland eine 
Situation denkbar, in der die Justiz für 
hinreichend Nachschub zur Aufrechter-
haltung privater Knäste sorgen müßte. 
Schon heute sitzt in der Berliner JVA Tegel 
ein Drittel der Gefangenen wegen nichtbe-
zahlter Mietrechnungen oder Fahrschein-
gebühren ein. Wenn mit Gefängnissen 
Geld verdient werden soll, muß es auch 
genügend Gefangene geben.

Bernd Gutte

Collage: Stefan Steiniger

Am 23. April wird unser Autor und 
Kampfgefährte 

Dr. Werner Kulitzscher 
aus Berlin 80 Jahre alt. Ein erprobter 
und standhafter Kommunist, hat sich 
Werner durch solide Kenntnis der 
marxistischen Klassiker als wertvoller 
Ratgeber des RF profiliert. 
Herzliche Glückwünsche aus dem 
„RotFuchs“-Kessel!
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Briefmarken offenbaren den Charakter eines Staates 

Philatelistische Visitenkarte der DDR  
(11 und Schluß)

Nur sehr hartnäckige Sozialismus-Has-
ser können der DDR ein ihr tausend-

mal gebührendes Prädikat verweigern: das 
kinderfreundlichste Land in der deutschen 
Geschichte gewesen zu sein. 
In erster Linie hat sich der sozialistische 
deutsche Staat diesen Ehrentitel wohl 
dadurch verdient, daß von seinem Boden 
niemals Krieg, sondern immer nur Frieden 
ausgegangen ist. Diese Tatsache hätte für 
eine Alleinstellung genügt. 
Doch auch in ganz alltäglichem Sinne war 
die DDR, in der niemand hungrig zu Bett 
gehen mußte, keiner ohne ein Dach über 
dem Kopf oder ärztlich unterversorgt blieb, 
ein Kinderparadies ohnegleichen. Nehmen 
wir als Kontrastprogramm nur das Geze-
ter und Gezerre um die in der BRD ewig 
fehlenden Kita-Plätze, die in der DDR jahr-
zehntelang zur Normalität gehörten. Sie 
werden durch Merkel & Co. lauthals, aber 
auf Sparflamme als erst- und einmalige 

Errungenschaften aus deren eigener Denk-
werkstatt angeboten. Krippen- und Kin-
dergartenplätze entsprangen im deutschen 
Arbeiter-und-Bauern-Staat nicht Oppor-
tunitätserwägungen oder der Phantasie 
plötzlich kinderfreundlicher Politiker und 
Parteien, sondern waren Ausdruck einer 
zutiefst humanistischen Weltanschauung 
und der auf ihr beruhenden Gesellschaft-
sentwicklung.
Während in den völlig uneinheitlichen,  
bei der Auswahl vom Geldbeutel der 
Eltern abhängigen Schulen der BRD 
nur reine Stoffvermittlung, nicht aber 
allseitige Erziehung angesagt ist, hat-
ten die Pädagogen der DDR einen ande-
ren Auftrag. Er bestand darin, im 
Zusammenwirken mit Elternhaus, Pio-
nierorganisation und Jugendverband 
charakterlich integre, gebildete, urteils-
fähige und gesellschaftlich engagierte 
Menschen heranzubilden.

Eine große Rolle spielte dabei nicht zuletzt 
das DDR-Kinderfernsehen, dessen von 
Millionen kleinen Zuschauern geliebte 
Märchenwald-Gestalten zugleich auch 
hochbefähigte Pädagogen waren, die zur 
Ausprägung positiver Charaktereigen-
schaften beitrugen. 
Die Post der DDR unterstützte das gesell-
schaftliche Anliegen der Kindererziehung 
und der Förderung kreativer Fähigkei-
ten bei den Heranwachsenden durch die 
Herausgabe immer neuer eindrucksvol-
ler Briefmarkenserien zu einer auch die 
Kleinsten berührenden Thematik. 
Wir beenden unsere philatelistische Reise 
in die DDR mit zwei Kinderserien, die aus-
sagekräftiger als jeder noch so gelungene 
Kommentar sind. Auch sie werden noch 
in Jahrhunderten von der Existenz eines 
deutschen Staates künden, dessen höch-
ster Wert vier Jahrzehnte gelebter Huma-
nismus war. Rainer Albert, Zwickau

Publikumslieblinge des DDR-Kinderfernsehens

Zum Tag des Kindes 1967

Grafiken:  
Werner Klemke

Bilder von sechs bzw. 
sieben Jahre alten 
Kindern
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Griff in die literarische Schatztruhe (18)
Einst erfolgreiche DDR-Schriftsteller dem Vergessen entreißen

Der Urberliner Helmut Meyer übte in 
den Jahren der Weltwirtschaftskrise 

ein halbes Dutzend Berufe aus. Die Lust 
und der Drang zum Schreiben erfaßten 
ihn sehr früh. Er wirkte als Arbeiterkor-
respondent und Herausgeber von Betriebs-
zeitungen. Meyer verfaßte das 300 Seiten 
umfassende Manuskript „Die Hundeper-
spektive“, in dem er sich mit dem aufkom-
menden Faschismus auseinandersetzte. 
1933 mußte er in die Illegalität gehen und 
sah sich gezwungen, sein Manuskript zu 
vernichten. 
Nach Kriegsende leitete Helmut Meyer 
wiederholt „Zirkel schreibender Arbeiter“. 
In seinem Roman „Herz des Spartakus“ 
(1959) gestaltete er wesentliche Etappen 

aus der Geschichte der deutschen Arbei-
terbewegung zwischen 1900 und 1919, 
wobei er das Berlin der Novemberrevo-
lution auferstehen ließ. Sein Kinderbuch 
über Marx „Franziska und der Student 
von Trier“ (1973) wurde mit mehr als 20 
Auflagen ein großer Erfolg und konnte 
neben „Mohr und die Raben von London“ 
von Ilse und Vilmos Korn durchaus beste-
hen. Meyer hatte zehn Jahre aufwendi-
gen Quellenstudiums betrieben und etwa 
dreieinhalb Jahre daran geschrieben. 
Im Mittelpunkt standen Franziska aus 
dem Eulengebirge und Michael aus Ber-
lin-Stralau. Sie heirateten, nahmen an 
Barrikadenkämpfen teil und lernten den 
Studenten Karl Marx kennen.

Die Literaturkritik nahm das Buch sehr 
positiv auf. Georg W. Pijet bemerkte: „Der 
Schlichtheit seines Stils gelingen oft Par-
tien von tiefer Bewegung und schöner Bild-
haftigkeit.“
Meyer beabsichtigte, dem noch zwei Bände 
folgen zu lassen: „Die Rosenjungfern und 
der Bombardier“ und „Die Weber vom 
Frankfurter Tor“. Er konnte seinen Plan 
indes nicht mehr verwirklichen, da ihm 
der Tod am 23. Juli 1983 die Feder aus der 
Hand nahm. 
Zu verweisen ist nicht zuletzt auch auf Hel-
mut Meyers Frauenroman „Lena in Berlin“ 
und seine Kinderbücher „Geheimauftrag 
für Kaspar B.“ und „Kaspar B. in Gefahr“.

Dieter Fechner

Einbahnfrei
Mein lieber „RotFuchs“! Als Deine Leserin stelle ich fest, daß Dir 

auch eine gelegentliche Kinderseite ganz gut zu Gesicht stünde. 
Schließlich sind doch sehr viele von uns in der DDR groß geworden. 
Etliche könnten da, wenn sie es wüßten, daß so etwas geht, recht 
interessante und auch lustige Dinge aus ihrer Kindheit beisteuern.
Diese Idee kam mir unlängst, als ich die Nr. 21/1981 der durch unsere 
damals neunjährige Tochter Bea in eigener Regie herausgegebenen 
Kinderzeitung „Für Dich“ wiederentdeckte. In jener Zeit wollte sie 
unbedingt Redakteurin werden, hat sich dann aber für den Beruf 
einer Krippenerzieherin und Kindergärtnerin entschieden. Anbei 
eine kleine Kostprobe. 
Liebe Grüße Barbara Böke,
 Brandenburg

Am 13. 4. vor 97 Jahren wurde Genosse Kurt 
Schamel aus Waren/Müritz geboren. Genosse  
Heinrich Rausch aus Ahnatal-Weimar kam am  
18. 4. vor 94 Jahren zur Welt. Genosse Siegfried 
Griebenow aus Güstrow begeht am 2. 4. seinen  
92. Geburtstag. Der RF-Förderverein dankt ihnen für 
ihre Treue zur Sache.
Herzliche liebe Grüße übermitteln wir dem ehema-
ligen Schulrat des Berliner Stadtbezirks Prenzlauer 
Berg Egon Bethge (1. 4.) und dem Harburger Mit-
streiter Johann Uhink (20. 4.), die ihr 91. Lebensjahr 
vollenden.
Zum 85. Geburtstag gratulieren wir herzlich Alfred 
Kutschke (13. 4.) aus Grimmen.
80 Jahre alt werden Erika Sauermann (1. 4.) aus 
Halle, Helga Tesch (1. 4.) aus Güstrow, Günter 
Battke (6. 4.) aus Jena Lobeda-Ost, Horst Wegener 
(19. 4.) aus Halberstadt, Dietrich Henning (20. 4.) aus 
Reimersgrün und Klaus Busch (21. 4.) aus Neu-
brandenburg. Seid herzlich beglückwünscht, liebe 
Genossen!
Zum 75. Geburtstag übermitteln wir solidarische 
Grüße an Edith Schütze (14. 4.) aus Wismar, Manf-
red Weber (19. 4.) aus Oederan und Horst Hahn 
(23. 4.) aus Rowa.
Zu den fortan 60jährigen haben sich vorgekämpft: 
Matthias Kaden (7. 4.) aus Radeburg und Wolfgang 
Calvelage (11. 4.) aus Delitzsch. Wir fehlen nicht unter 
den Gratulanten.

Natürlich sind in diesen Glückwunsch auch  
alle anderen Geburtstagskinder des Monats  

April eingeschlossen.

Der RF-Förderverein gratuliert 
seinen Jubilaren des Monats April.
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Das Schöne an den Frauen ist
wie sie mit dem Groschen knausern
und mit dem Herzen verschwenden
sie treiben sich immer zur Eile
und dann wieder können sie 
unendlich lange und sogar vergeblich
 einfach warten
in der Arbeit kommen sie schnell auf den 

Punkt
in ihren Irrtümern ewig nicht
Frauen haben andere Zeiten als Männer
anderen Druck und also 
eine andere Vorstellung vom Glück
von Hirngespinsten wenden sie sich ab
nicht ohne sie in ihrer Phantasie zu 

genießen
Kampfhandlungen zu Boden, zu Wasser 

oder in der Luft
das bringt Frauen nichts
fremde Gebiete besetzen und dabei das 

eigene
gänzlich aus dem Auge verliern
Frauen sind keine zu klein geratenen 

Männer
auch keine Sklaven 
und zum Helden taugen sie nicht
Frauen kehren auf herzzerreißendem 

Umweg
weiser, faltiger, ein bißchen dicker oder 

dünner
gelassener, manchmal härter
zurück zu dem Wesen jenes Mädchens
das sie einmal waren oder sein wollten
oder nun endlich werden können
und fangen wieder an, zu sticken,  

zu backen
überall reinzureden, alles besser zu wissen
vielleicht sogar eine Nacht durchzuschlafen

ein Stück ihres eigenen Lebens zeigen sie 
dann nur noch

ihren Enkeln, die sie lieben
so, daß ihre Kinder ihre Kinder beneiden
 so war sie zu uns nie

Frauen können sich gelingen
wenn man sie läßt
wenn man sie im Frieden läßt

(1987)

Wir sind einen langen Weg gegangen. Die 
einzelne fand sich vielleicht die Freundin, 
die Weggefährtin, aber näher lag der Frau, 
Konkurrentin zu sein. 
Neue Gesetze, die uns von der vielfältigen 
Vormundschaft durch den Mann freispra-
chen, haben die meisten von uns zunächst 
überfordert. Auch ich habe gezaudert. 
Auch bei mir kam die Erkenntnis lange 
vor dem kühlen Mumm, aufzubrechen in 

das Wagnis, selber die Verantwortung zu 
übernehmen, mich  unabsehbaren Risi-
ken auszusetzen. Es hat dann weniger 
Kraft gekostet, als vordem die Rechtlo-
sigkeit. Ich habe Unterdrückung und Ent-
mutigung erfahren. „Durch den Mann“, 
das hatte meine Generation leicht auf der 
Zunge, aber es ist Teil unserer Lebens-
lüge. Wir Kriegskinder hätten es früher 
besser wissen können. Unsere Mütter hat-
ten eben bewiesen, daß sie den Männern 
an Geschicklichkeit nicht nachstehen, sie 
hatten sie ersetzt, die fernen Soldaten.
Die Mär vom schwachen Weib hatte aus-
gedient, als sie nicht mehr nützlich war. 
Wir Töchter nutzten unsere Chance. Sicher 
zunächst auch, weil wir in der Arbeit 
gebraucht wurden. So kamen wir in die 
Lehrstellen, an die Universitäten, hier in 
der DDR zur Gültigkeit der eigenen Unter-
schrift, zum Recht auf ein eigenes Leben.
Die Bereitschaft zur Unterwerfung tru-
gen wir in unseren Genen, sie wartete 
nur auf einen Anlaß. Was haben wir uns 
nicht bieten lassen! Was wir als Nieder-
lage fürchteten, haben wir uns immer 
wieder bereitet.
Ich lebe seit langem anders und nehme 
die andere Frau so ernst, daß ich für sie 
auch unbequem bin. Frauen sind nicht die 
besseren Menschen. Nicht als Herrin zur 
Magd, als Chefin zum Lehrmädchen, als 
Mutter zu ihrem Eigentum, den Kindern. 
Wieviel Dummheit und Anmaßung lag im 
Verhalten der Konkurrentinnen.
Wir haben als Frauen den Männern zu 
wenig entgegengesetzt. Aber wie sollten 
Frauen großzügig sein, wo sie kaum Ein-
fluß auf die Entwicklung ihres Verstan-
des, ihres Herzens, oder gar ihrer Talente 
hatten. Erstaunlich, wie viele von ihnen 
es dennoch als Politikerin, als Künstlerin 
oder als lebendes Beispiel für Menschlich-
keit geschafft haben – zur Ehre unseres 
Geschlechtes. Sie hatten jenes Selbstbe-
wußtsein, jene Haltung zum Leben, die 
zum Eingreifen zwingt.
Das Gehirn der Frau ist ein wenig leich-
ter als das des Mannes. Wir sollten uns 
nicht davor fürchten, daß wir zuwenig 
Grips haben. Mehr Nachdenklichkeit 
scheint mir angebracht, wenn ich beob-
achte, wie sich erfolgreiche Frauen ver-
halten. Frauen sind nicht die besseren 
Menschen, nur weil sie gebären, weil sie 
uns rühren mit ihrer Mütterlichkeit, ihrer 
möglichen Güte, ihrer durch Erfahrung 
und Weitergabe verständlichen Friedens-
liebe. Solche edlen Eigenschaften habe ich 
bei emanzipierten Männern auch gesehen.
Aber ich bin dankbar: Wir Frauen wur-
den gebraucht und gefordert. Wir lernten 
unser Ja und unser Nein, und für auf-
haltende Konkurrenz gab es in der DDR 
keinen wirklichen Grund. Ich kann mich 
nicht erinnern, daß mir je ein Angebot 
streitig gemacht worden wäre, denn es 
gab immer mehrere.
Und ich hatte Glück, es waren Frauen, die 
mich ermutigt haben: Christa Wolf und 

Eva Strittmatter, später Maxi Wander 
und Irmtraud Morgner. Wir mochten uns 
und halfen uns gegenseitig.
Über die Jahrtausende war der fernfer-
nen Schwester beizustehen. Immer hat 
mich das Leben von Maria beschäftigt, 
die nach dem Tod des Sohnes in den Fal-
ten der Geschichte verschwunden ist. 
Was hätte sie tun können, um das Schick-
sal des einzigen Mannes, dem ihr Herz 
und ihre Seele gehörten, abzuwenden? 
Wie hat sie unter dem Kreuz gestanden, 
was hat ihr die Kraft gegeben, seinen 
Tod zu begleiten, ihn unschuldig zu wis-
sen und ihn zu bergen? In den Kirchen 
sehe ich sie immer mit gesenktem Kopf 
und verhülltem Haar. Hat sie den Sohn 
auf dem Schoß, dann ist sie nur Mutter, 
nicht auf andere Art weibliches Wesen.
Ich möchte Olga Benario in den Arm fal-
len, ihr den Tod ersparen, der ihr schon 
1928 sicher war, als sie ihren Geliebten 
mit einer Schußwaffe aus dem Gefäng-
nis befreite. Sie wurde später von Bra-
silien an Nazi-Deutschland ausgeliefert 
und umgebracht. Sie hatte keine Chance. 
Haben wir als Menschheit genügend 
gelernt aus den Erfahrungen so vieler 
Generationen? Wissen verbreitet sich 
weitaus langsamer als Illusionen.
Was haben wir denn gelernt? Daß es für 
Waffen heute keinen Sieg gibt?
Haben wir gelernt, daß Mann und Frau 
auf Augenhöhe miteinander leben müs-
sen, weil sie sich nur so wirklich erfah-
ren und lieben können? 
Wir wissen nicht, ob Kassandra gelebt 
hat. Sie gehört zu den edelsten Gestal-
ten der Geschichte, warnt vor Rache und 
Mord – und kann nichts verhindern.
War unser Weiberweg lang genug, das 
eigene Recht in Anspruch zu nehmen und 
es gemeinsam mit den Männern einzu-
bringen in unseren Versuch, auf dieser 
Erde in Frieden zu leben?
Frauen sind nicht die besseren Menschen. 
Eine Frau als Verteidigungsministerin – 
wer bedroht uns? Derzeit niemand, also 
jucken uns wohl die Sporen, dorthin zu 
eilen, wo gefährliche Entwicklungen und 
Konflikte stattfinden? Geht es um sel-
tene Erden oder um das Stück Erde? Um 
Besitz oder Besatzung? 
Frauen an der Macht sind in Gefahr, so zu 
werden, wie wir die Männer nicht mehr 
wollen. Frauen, die ihre Persönlichkeit 
aus der Unterdrückung anderer bezie-
hen. Wir sollten uns vor solchem Erfolg 
hüten. Ob Kanzlerin, Ministerin, Abge-
ordnete, oder betucht genug, um andere 

„unter sich“ zu haben. 
Es wird schwierig, denen ins Wort zu 
fallen, die gerade das Sagen haben, wis-
sen wir doch, daß ihnen die Hörfähig-
keit abhanden kommt, sobald sie gewählt 
sind. 
Ja, aber es gibt neue Wahlen, es gibt 
Bewegungen, es gibt aufklärende Stim-
men in der Presse – und es gibt immer den 
einzig richtigen Augenblick: Gerade jetzt.
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Leserbriefe an
RotFuchs

Am 31. Januar hielt Gauck – als erstes deutsches 
Staatsoberhaupt – vor etwa 350 Teilnehmern der 

„Münchener Sicherheitskonferenz“ eine Rede „über 
die Rolle Deutschlands in der Welt“. Verstehen kann 
man sie allerdings nur, wenn man ihre Sprachnebel 
auflöst, ihre Codes entschlüsselt. 
Einige von ihnen lauten, in Klardeutsch übersetzt, 
so: „Überdurchschnittlich globalisiert“: auf Kosten 
anderer Völker leben; „Ordnungsgefüge“: Die 
NATO ordnet – die Nicht-NATO-Länder fügen sich; 

„offene Weltordnung“: Eure Länder stehen uns offen; 
„ressourcenschonende Zukunft“: Wir wollen Eure 
Ressourcen; „Schutzverantwortung“: Selbstermäch-
tigung zur Intervention bei Nichtgefügigen; „Garant“: 
militärischer Stabilisator des „nordatlantischen 
Ordnungsgefüges“; „deutsche Initiativkraft“: die 
deutsche Kraft, das Militär ungebeten einzusetzen; 

„Frühwarnsysteme“: global ausspähen und aushor-
chen; „substantiell einbringen“: Frühwarnsysteme 
und militärische Initiativkraft finanzieren; „Einsatz 
von Soldaten“: Krieg führen!
An Gaucks Rede fiel auf, daß sie eine Reihe von 

„grundlegenden“ und „europäischen Werten“ sowie 
sonstigem „Schützenswerten“ aufzählt – der sonst 
so gerne benutzte Begriff der „Freiheit“ kam in 
ihr aber nicht vor. Die versammelten Militärs und 
Waffenproduzenten vernahmen gern, was ihnen 
über „globale Ordnungspolitik“ nach Gauckschem 
Verständnis gesagt wurde, die – leider, leider – „im 
äußersten Falle“ erfordere, Schwerter eher zu „Flug-
körpern“ als zu „Pflugscharen“ umzuschmieden. 

Dr. Hermann Wollner, Berlin

Bundespräsident Gauck hat in seiner Eröffnungs-
rede in München erklärt, Deutschland müsse 
bereit sein, „mehr für die Sicherheit zu tun“. Die 
Bundesrepublik sollte sich als guter Partner „früher, 
entschiedener und substantieller einbringen“. Dann 
ließ er die Katze aus dem Sack. „Eines haben wir in 
Afghanistan gelernt: Der Einsatz der Bundeswehr 
war notwendig.“
Gauck steht als Pfarrer in der Tradition der Kirche. 
Von einem Christen sollte man mehr Respekt vor 
dem Leben erwarten. Aber er ist ja nicht allein. 
Auch die Christin und siebenfache Mutter Ursula 
von der Leyen stößt als Merkels Kriegsministerin 
in das gleiche Horn. Jürgen Darmer, Rostock

In München verlangten sowohl Herr Gauck als 
auch Frau von der Leyen, aber auch Steinmeier 
als Vertreter der deutschen Sozialdemokratie ein 
stärkeres „Engagement“ in anderen Teilen der 
Welt. Das wurde mit solchen Formulierungen wie 

„Deutschland muß mehr Verantwortung überneh-
men“ oder „Wenn Menschenrechte verletzt werden, 
können wir nicht nur zuschauen“, umschrieben.
Wenn man diese Äußerungen ihrer Phraseologie 
entkleidet, kommt dabei zweierlei heraus: Erstens 
muß sich die BRD künftig noch stärker an inter-
nationalen Kriegseinsätzen beteiligen. Zweitens 
beansprucht sie das Recht, sich in die inneren 
Angelegenheiten anderer Staaten, deren Führer 
der BRD nicht ins Konzept passen, auch weiter-
hin einzumischen. Der damals noch amtierende 
Außenminister Westerwelle brachte es sogar 
fertig, in Kiew unter Bruch des Völkerrechts in 
einer regierungsfeindlichen Demonstration mit-
zumarschieren. Man stelle sich nur einmal vor, 
in Berlin käme es zu Massenprotesten, um eine 
amtierende BRD-Regierung aus dem Amt zu jagen, 
und Rußlands Außenminister befände sich unter 
den Demonstranten. 

Gottfried Fleischhammer, Leipzig

Frau von der Leyen ist – kaum, daß sie das Amt 
übernommen hat – über den Zustand in der Bun-

deswehr voll im Bilde und korrigiert sogar den 
Wehrbeauftragten, wenn der seine berechtigten 
Sorgen anmeldet. Diese Frau schafft alles und 
das in kürzester Frist, wobei es ihr völlig egal ist, 
welches Ressort sie gerade übernimmt. Sollte der 
Heilige Vater eine Vertretung benötigen – Frau von 
der Leyen wäre sofort bereit, in Rom einzuspringen.

Marianne Wuschko, Hoyerswerda

Die imperialistische Lobby Deutschlands tritt zum 
Generalangriff an. Dabei wurde eine Marktlücke 
entdeckt: „Frauen können es besser!“
Die männliche Spitze des Verteidigungsministeriums 
mit dem adligen Bayern, dem der erschwindelte 
Doktortitel zum Verhängnis wurde, und dem ins 
Innenressort abgeschobenen Drohnenlügner hat 
abgewirtschaftet.
Ursula von der Leyen als neue Amtsinhaberin führt 
den Achtstundentag bzw. Teilzeitarbeit in den Kaser-
nen ein. Dazu Dienst am Wohnort, Kinderkrippen 
und Kitas im Objekt, Regenschirme für Soldaten 
bei der Übung – so wirbt sie für die Bundeswehr, 
die sie zum attraktivsten „Arbeitgeber“ Deutsch-
lands machen will, um Kriegspolitik appetitlicher 
erscheinen zu lassen.

Karl und Gerda Kossakowski, Rostock

Als Vorkämpfer für das seit 1871 gehegte Ziel, aller 
Welt das „teutsche Wesen“ mit seinen immensen 
Vorzügen einzubleuen, wurde eine besonders 
geeignete Figur gefunden, die mit einer schwül-
stigen Rhetorik ausgestattet ist. Die Verwendbar-
keit des Herrn Gauck wurde von maßgeblichen 
Führungskräften des deutschen Imperialismus 
sehr früh erkannt. Deshalb erkor man ihn, nach 
der Konterrevolution die „Stasi“ – bis zur letzten 
Toilettenfrau – ans Kreuz zu nageln. 
Seine jüngste Großtat vollbrachte er in München, 
das einst die „Hauptstadt der Bewegung“ war. Dort 
verkündete er, die Zeit sei reif für mehr Taten und 
Verantwortung für das wiedererwachte, größer 
gewordene Deutschland.

Dr. Günter Freudenberg, Bernburg

Was uns in der Kindheit eingeimpft wurde, ist 
nicht aus dem Kopf verschwunden, auch wenn 
man es heute besser weiß. So mußte ich 1943 in 
der 4. Klasse ein Lied lernen, von dem ich noch 
den Refrain im Ohr habe: „ … Wir werden weiter 
marschieren, bis alles in Scherben fällt, denn 
heute gehört uns Deutschland und morgen die 
ganze Welt.“
Joachim Gauck – vom Jahrgang 1940 – kann solche 
Sätze nicht mehr gelernt haben. Leitfigur und ständige 
Bezugsperson in seiner Kindheit aber war Onkel 
Gerhard Schmitt, Absolvent der SA-Hochschule, 
SA-Gruppenführer und bereits 1931 Mitglied der 
NSDAP. Klaus Wegner, Berlin

Eine unheilige Allianz hat sich gefunden und fordert, 
wenn man die unaufrichtigen Friedensbeteuerun-
gen und scheinheiligen Demokratieappelle einmal 
beiseite läßt, nichts anderes als die Durchsetzung 
ihrer globalen politisch-ökonomischen Interessen 
über Kriegseinsätze der Bundeswehr. Auch die SPD 
sitzt wieder mit im Regierungsboot und glaubt nun, 

„im Namen der Freiheit“ losschlagen zu können. 
Deutschland müsse endlich seine Verantwortung 
wahrnehmen, trommelt der pseudochristliche 
Bundespräsident verbal für staatlich sanktioniertes 
Töten auf allen Kontinenten. Stellen wir uns dieser 
unseligen Entwicklung entgegen! Nicht der Adler 
oder das Eiserne Kreuz, sondern die Taube sollte 
endlich Symbol dieser Republik werden!

Raimon Brete, Chemnitz

Die Veröffentlichungen im „RotFuchs“ zu China im 
Januar und Februar werfen Zweifel und Fragen auf. 
Zur Korrektheit der Wiedergabe von Veröffentli-
chungen anderer Publikationen möchte ich mich 
nicht äußern, aber hat die Korrektur der KP Chinas 
1978 nicht zu einer Wende in der chinesischen 
Entwicklung, zur Überwindung der schlimmen 
Zustände der Kulturrevolution geführt? Hat sich 

das Lebensniveau des chinesischen Volkes in den 
Jahren seit 1978 nicht grundlegend verbessert? Ist 
China nicht zu einem wichtigen, unverzichtbaren 
Faktor normaler internationaler Beziehungen gewor-
den? All das ist verbunden mit dem Bekenntnis 
zur sozialistischen Entwicklung in diesem großen 
Land. Empfiehlt man denn die Rückkehr zur Kul-
turrevolution, zu den Volkskommunen und dem 
Großen Sprung oder die Wiederholung des der 
Konterrevolution anheimgefallenen sowjetischen 
Weges des Sozialismus? Der Weg zum Sozialismus 
muß neu gedacht werden, und das erfolgt in China 
und wird praktiziert.
Von der Ignoranz der offiziellen Veröffentlichungen 
über das 3. Plenum des XVIII. ZK der KP Chinas 
und falschen Zitaten möchte ich hier absehen. 
Aber objektive und solidarische Berichte sollten 
das Markenzeichen des „RotFuchs“ bleiben.

Rolf Berthold, Berlin

Oft denke ich: Hätten wir nicht die DDR schon 1918 
haben können? Der Menschheit wäre unendlich 
viel Elend erspart worden. Der eigentliche Verrat 
wurde 1914 begangen. Werden wir je wieder so 
geniale Köpfe wie „Charly“ und „Iljitsch“ haben? 
Dabei bringt die sensationelle Astrophysik gegen-
wärtig Materialismus und Dialektik wie nie zuvor 
zur Geltung! Und die Digitalisierung des Alltags, 
technischer Fortschritt jeder Art – alles stößt doch 
ständig auf den Widersinn des Privateigentums, 
das eigentlich gar nichts Privates mehr an sich 
hat. Riesige Konzerne wandern von einer Hand 
in die andere und mit ihnen die produzierenden 
Menschen. All das geschieht unvergleichlich 
brutaler und heimtückischer als in der Sklavenhal-
tergesellschaft. Wohin führt es? Peking ist doch 
wohl keine Alternative.  Peter Wiese, Berlin

Im RF Nr. 192 bewegte mich der Beitrag „Vom Gulag 
Karl-Marx-Stadt zur Hauptstadt des Grauens“. 
Man will also das Chemnitzer Kaßberg-Gefängnis 
in eine „Gedenkstätte“ umwandeln und es als „Tor 
zur Freiheit“ betrachtet wissen. Zu welcher Freiheit 
und für wen eigentlich? Für ein paar tausend aus 
DDR-Haftanstalten in die „Freiheit“ Entlassene oder 

„Freigekaufte“! Es wäre interessant zu erfahren, 
wie viele von ihnen inzwischen die Freiheit der 
Arbeitslosigkeit oder von Hartz IV genießen konnten. 
Ich kenne dieses angebliche „Tor zur Freiheit“ auf 
dem Kaßberg aus einem völlig anderen Zusam-
menhang. Mein Vater und mein Onkel wurden 
Weihnachten 1935 dort wegen „Vorbereitung zum 
Hochverrat“ inhaftiert. Für beide verschloß sich 
damals das „Tor zur Freiheit“ auf Jahre. Als es 
sich wieder öffnete, führte die erlangte „Freiheit“ 
geradewegs in den Krieg. Für meinen Onkel endete 
die Haft in Chemnitz mit der Verlegung zu den 
Moorsoldaten in das Emsland und von dort zur 
Strafkompanie 999 nach Albanien, wo er zu Tode 
kam. Oft hat mir mein Vater berichtet, wie schwer 
er auf dem Kaßberg mißhandelt wurde.

Reiner Neubert, Chemnitz

Ich bin sehr froh darüber, daß sich die Schriftstel-
lerin Gisela Steineckert dem „RotFuchs“ so fest 
angeschlossen hat. Ihre Art zu schreiben, ihre Liebe 
zu Berlin, ihr Haß auf den Faschismus – begründet 
durch Eigenerleben! – und die Tatsache, daß sie in 
der DDR geblieben ist, um „von innen heraus“ einen 
besseren Sozialismus aufbauen zu helfen – das 
hat mir schon immer an dieser Dichterin imponiert. 
Wir sind uns zwar nie begegnet, ich habe aber 
(fast) alle ihre Bücher gelesen – sie ist mir also 
sehr vertraut. Was für sie die Ackerstraße, die 
Linienstraße und die Schönhauser Allee bedeuten, 
sind für mich die Ebelingstraße, die Petersburger 
Straße und die Frankfurter Allee – eben Kieze, in 
denen in unserer Kindheit das Arbeitermilieu, also 
viel, viel Elend zu Hause war.
Wer sich dieser Autorin nähern will, sollte vor 
allem ihre wunderschöne Geschichte „Schön-
hauser Allee“ in dem Buch „Einfach Zuneigung“ 
lesen. Aber auch der Vierzeiler „Meine Kindheit 
schmeckt nach Hinterhof und Kohl / schmeckt 
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nach Tränen und nach Vierfruchtmarmelade 
/ meine Kindheit riecht nach Vaters Alkohol / 
alten Betten und nach billjer Schokolade“ aus 
dem Buch „Spuren“ läßt erkennen, welch großer 
Gewinn Gisela Steineckert für den „RotFuchs“ 
ist.  Helmuth Hellge, Berlin

Im Leitartikel „Viel Feind, viel Ehr“ weist Herr 
Steiniger darauf hin, daß die Zeitschrift „viele errei-
chen will, die Sektierer niemals in ihr Boot holen 
würden“. Das finde ich gut. Eigentlich müßte der 
Anspruch doch sogar lauten, so viele wie möglich 
erreichen zu wollen!
In diesem Zusammenhang verstehe ich nicht, 
warum Sie sich als „Tribüne für Kommunisten und 
Sozialisten“ bezeichnen. Ich würde mich beiden 
nicht zugehörig fühlen.
Die Welt ist bunt, und die Wege, an Informationen 
zu gelangen, sind vielfältig. Etliche Menschen 
werden Sie durch die selbstgewählten Schubladen 

„Kommunist – Sozialist“ vielleicht eher vom Lesen 
abhalten. Ich kann einerseits verstehen, daß Sie es 
wichtig finden, sich zu „bekennen“, andererseits 
aber wirken diese Begriffe verbraucht. Wozu sich 
immer wieder selbst bestätigen, in Schubladen 
pressen und angreifbar machen, wenn es Ihnen 
doch darum geht, Ihre Ideen und Informationen 
wirklich unter die Leute zu bringen.
Da heute die wenigsten ein Buch von Marx durch-
ackern, braucht es Menschen wie Sie, die diese 
Dinge aufarbeiten, mit aktuellen Problemlagen 
verknüpfen und in „konsumierbaren“ Happen 
verbreiten. Mein Eindruck ist, daß sich manche 
Linken selbst im Weg stehen, wenn sie die Mauer 
von Ignoranz, Uninformiertheit und Desinter-
esse mit Formulierungen aus dem 19. Jahrhun-
dert einreißen wollen. Diese Ideen müssen für 
die Menschen und die Herausforderungen des  
21. Jahrhunderts „übersetzt“ werden. 

Bianka Krüger, E-Mail

Was Ernst Heinz im Februar-„RotFuchs“ zum Denken 
und Tun Stefan Liebichs („Brückenschlag zur Wall 
Street“) schreibt, findet meine volle Zustimmung. 
Das hat mit „links“ absolut nichts zu tun. Bei aller 
schöpferischen Vielfalt linker Ideen und politischer 
Konzeptionen erinnert mich Liebichs Haltung an 
die bekannten Worte „… Wes Brot ich eß‘, des 
Lied ich sing.“ Seine Haltung stellt das Aufgeben 
linker Positionen dar.
Der Beitrag von Ernst Heinz ist für mich eine 
Mahnung, solchen Auffassungen keinen Fußbreit 
Boden zu geben und in unseren marxistischen 
Positionen fest zu bleiben.  Egon Bethge, Berlin 

Ich finde, daß die Zeitschrift immer besser wird. 
Die Februar-Ausgabe hatte gleich drei Highlights: 
zunächst den Leitartikel Klaus Steinigers mit 
seinem sehr menschlichen und zugleich scharf-
sichtigen Appell für toleranten, undogmatischen 
und dennoch klassenbewußten Umgang mit 
Andersdenkenden. Daraus spricht die Weisheit 
des Alters und die Einsicht, daß sich Kommu-
nisten keinen Zacken aus der Krone brechen, 
wenn sie Nichtkommunisten ernst nehmen und 
ihnen zuhören. Das schließt ja die Kritik falscher 
Auffassungen überhaupt nicht aus, schafft aber 
eine Atmosphäre von Respekt, Gleichheit und 
Sympathie. Zum Zweiten möchte ich den Artikel 

„Gründe für Stolz und Schmerz“ im „RotFuchs“-
Extra erwähnen. Dank an Peter Elz für diese 
präzise und ehrliche Zusammenfassung! Ich 
habe den Beitrag gleich kopiert und an Freunde 
wie Kollegen verteilt. Drittens noch die Leser-
briefe, die wie immer für mich eine Fundgrube 
wertvoller Einsichten, aktueller Debattenbeiträge 
und zeitgeschichtlichen Kompaktwissens sind.

Kay Strathus, Weimar

Bei der „RotFuchs“-Lektüre kommen zuerst immer 
die Leitartikel dran, es folgen die Leserzuschriften, 
und dann geht es in der Reihenfolge der Seiten 
weiter. Warum ich so verfahre, kann ich rational 
nicht erklären. Ich nehme an, es liegt daran, daß 

Leitartikel wie Leserbriefe in mir einen besonderen 
Reiz auslösen. Was mir in der Februar-Ausgabe 
besonders gefallen hat, war der Beitrag über Bemü-
hungen Gregor Gysis, den Springer-Konzernchef 
Döpfner salonfähig zu machen. 
Der Leitartikel trifft genau den Kern: Das Sektie-
rertum unter Linken war und ist ein Virus, der oft 
in Form von Besserwisserei und Unverständnis für 
die Meinungen redlicher Andersdenkender auftritt. 
Er hat unsere Bewegung schon oft befallen und 
ihr großen Schaden zugefügt.

Carsten Hanke, Lambrechtshagen

Zur Zeit arbeiten wir an dem Dokumentarfilm 
„Comrade, where are you today?“ (Genosse, wo 
bist du heute?) Er ist sicher auch für viele Ihrer 
Leser interessant. 
Kurz zum Inhalt: 1988 reist die 20jährige Finnin Kirsi 
Liimatainen in die DDR, um an der Jugendhoch-
schule „Wilhelm Pieck“ Marxismus-Leninismus zu 
studieren. Im Sommer 1989 endet das Studien-
jahr, und wenige Monate danach fällt die Mauer.  
24 Jahre später begibt sich Kirsi auf eine filmische 
Reise nach Nicaragua, Südafrika, Chile, Bolivien, 
Libanon, Deutschland und Finnland, um ihre 
damaligen Kommilitonen wiederzutreffen. Was ist 
heute übrig von ihrem Traum der Befreiung aller 
Unterdrückten? 
Die Dreharbeiten sind abgeschlossen, und  der 
Film befindet sich in der Endproduktion.

Jenny Orgis, Berlin

In Saint Michel (Brétagne) besitze ich Freunde, die 
im vergangenen Jahr ein Buch publiziert haben, 
das sich um örtliche Ereignisse rankt. Dort las 
ich das Zeugnis von Madame Zusanne Latapie: 

„… und am Nachmittag des 5. Mai 1945 … kam 
die tschechische Polizei, um uns die Abreise … 
zu verkünden, die bevorstehende Ankunft der 
Russen, die Befreiung. Endlich! Das Ghetto 
Theresienstadt, wo wir uns befanden, sollte vor 
deren Ankunft niedergebrannt werden. Doch 
die Russen hatten einen Schwenk nach Norden 
gemacht, bevor sie nach Prag marschierten, 
was von den Nazis nicht vorausgesehen worden 
war. … Ich erinnere mich zu Violette gesagt zu 
haben: ‚Stalins Soldaten sind großartig.‘ Am 
nächsten Tag gab es die offizielle Verkündung 
der deutschen Kapitulation. Wir begrüßten sie 
mit der Marseillaise.“
Das ist eine Anerkennung der Tatsache durch 
Autoren des 21. Jahrhunderts, daß die Rote 
Armee eine antifaschistische Befreiungsarmee 
war. Ich halte es für wert, das den RF-Lesern 
mitzuteilen.
 Francesc Arnau i Arias, Barcelona 

Als in Peißen bei Bernburg aufwachsender Schul-
junge wurde ich bis zum 13. April 1945 fast täglich 
damit konfrontiert, daß Kolonnen Gefangener 
in gestreifter Kluft durch unseren Ort getrieben 
wurden. Es erschütterte mich, als ich sah, wie die 
Menschen von den Wachposten mißhandelt wur-
den. Die Kolonne führte immer einen Leiterwagen 
mit, der von Gefangenen gezogen werden mußte. 
Jene, welche nicht mehr laufen konnten, wurden 
von ihren Kameraden darauf geworfen.
Ich fragte meinen Großvater, was für Menschen 
das seien. Er erwiderte knurrend, es handle sich 
wohl um Schwerverbrecher, die zur Arbeit erzo-
gen würden. Die Großmutter reagierte genauso: 

„Besser ist, mein Junge, Du hast nichts gesehen 
und weißt von nichts.“ 
Ich erfuhr damals nicht, wohin diese Menschen 
zogen. Es herrschte höchste Geheimhaltung. Viel 
später wußte ich dann, daß im Nachbarort Leau 
ein KZ eingerichtet worden war.
Diese Erlebnisse aus Kindheitstagen habe ich 
zeitlebens nicht vergessen. So war ich bei allen 
Veranstaltungen zugegen, die in der DDR im 
Gedenken an jegliche Formen faschistischer 
Verbrechen stattfanden.
Wenn die BRD es mit dem Erinnern an die Opfer 
des Faschismus ernst meinte, würde sie den 

terroristischen Verbrechen der heutigen Nazis mit 
aller Schärfe begegnen.

Klaus Hilmar Luckau, Aschersleben

Für Martin Sabrow, Direktor des Zentrums für Zeit-
historische Forschung in Potsdam und Professor 
für Neueste Geschichte und Zeitgeschichte an der 
Berliner Humboldt-Universität, sind „Reinigungs-
kampagnen“ zu Straßennamen“, „wenn sie nach 
historischen Umbrüchen wie etwa 1945 oder 1989 
erfolgen“, legitim. („Spiegel“, 6/2014)
Er stellt damit die Umbenennung einer „Göringstraße“ 
nach der Niederlage des deutschen Faschismus 
mit der Tilgung des Namens von Georgi Dimitroff, 
dem Helden des Reichtagsbrandprozesses, durch 
die antikommunistischen Schilderstürmer auf eine 
Stufe. Nach dem Anschluß der DDR an die BRD 
wurden in Dresden die Georgi-Dimitroff-Brücke 
und der gleichnamige Platz in Augustusbrücke und 
Schloßplatz umbenannt. In Magdeburg heißt die 
Georgi-Dimitroff-Allee jetzt Schleiufer, die Rostocker 
Georgi-Dimitroff-Straße Schulenburgstraße. Das 
Leipziger Dimitroff-Museum wurde kurzerhand 
geschlossen. 
Kämpfer gegen den Faschismus wie Anton Saefkow, 
Bernhard Bästlein, Richard Sorge, Ernst Schnel-
ler, Etkar André, Julius Fučik, Herbert Blochwitz, 
Herbert Bochow, John Schehr, Kurt Schlosser, 
Werner Seelenbinder und Wilhelm Firl waren in 
Dresden Namensgeber für Straßen. Diese wurden 
nach der Annexion der DDR allesamt umbenannt. 

Dr. Klaus Emmerich, Edertal-Mehlen

Vor einigen Wochen kam es in der Stendaler Come-
nius-Sekundarschule zum Eklat. Der Schriftsteller 
Roman Gräfe las den Schülern aus seinen Werken 
vor und ließ wissen, wie wir im Osten angeblich 
gelebt haben sollen. Die Stendaler Lehrerin wider-
sprach dieser DDR-Darstellung des Herrn Gräfe, 
was heute keinesfalls selbstverständlich ist. 
Aus pädagogischer Verantwortung und in Kenntnis 
der Geschichte der Ostdeutschen möchte ich 
dieser leider anonym gebliebenen Lehrerin meinen 
Respekt für die Wahrnehmung ihrer menschlichen 
und beruflichen Verantwortung aussprechen. Sie 
ist allerdings hierzulande die bisher einzige mir 
bekanntgewordene Pädagogin, die es gewagt 
hat, ihrem Gewissen auf solche Weise Ausdruck 
zu geben.  Wilfried Meißner, Blankenburg

Ich habe bis heute nicht verstanden, warum  
17 Millionen DDR-Bürger ihren Staat so einfach 
aufgegeben haben. Man nahm damals an, die 
schweigende Mehrheit sitze zu Hause und warte 
darauf, daß irgend etwas geschehe. Gerade 
weil niemand bereit war, sich der Entwicklung 
entgegenzustellen, hat man der DDR das letzte 
Fünkchen Hoffnung genommen. Die Tatsache, daß 
es wirtschaftlich nicht gereicht hat, war subjektiv 
wie objektiv bedingt. Die USA hatten unter Reagan 
ja verkündet, daß sie die Sowjetunion totrüsten 
wollten. Politisch suchte man sich zunächst das 
schwächste Kettenglied der sozialistischen Staaten 
aus – Polen. Walęsas Gdánsker Werftarbeiterstreik 
bildete den Auftakt. Er war im Prinzip der Anfang 
vom Ende. W. Grabowski, Schwerin

Von dem Buch „Überwachtes Deutschland“ aus der 
Feder Joseph Foschepoths wurde in den Medien 
viel berichtet. Auch im RF Nr. 181 stand ein Artikel.
Uns Alt-BRDlern wurde diese Überwachung – ich 
nenne sie Bespitzelung – nie von Politikern und 
Medien mitgeteilt. Als gebürtiger Niederbayer 
und – bis 1981 – Strauß-Fan war ich der festen 
Überzeugung, „die da drüben überwachen den 
gesamten Telefonverkehr von West nach Ost“.
Ich besorgte mir Foschepoths Buch. Mich interes-
sierte besonders das Kapitel „Die Überwachung 
des eigenen Staates“ (1949–1968). Dabei stieß 
ich auf den Satz: „Millionen und Abermillionen 
Propagandabroschüren erreichten die Bundes-
republik, die sich derer nicht anders als durch 
massive Eingriffe in das Brief- und Postgeheimnis 
zu erwehren wußte.“
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Ich bin 1951 geboren und kann mich nicht erinnern, 
daß in meinem Elternhaus, bei meinen Großeltern, 
in meinem Verwandtenkreis oder unter uns Jugend-
lichen jemals über eine DDR-Propagandaschrift 
geredet worden ist. Ich bin mir sicher, daß im 
antikommunistisch geprägten Bayern solche Bro-
schüren wie in keinem anderen Altbundesland auf 
das heftigste bekämpft worden wären. Der Besitz 
von DDR-Broschüren war höchst unerwünscht. 
Unter Adenauer, Erhard und Kiesinger wurden 
viele verfolgt, angeklagt und zu Gefängnisstrafen 
verurteilt, die sie weiterverbreiteten.
So viel zur Frage der Meinungsfreiheit.

Johann Weber, Ruhstorf (Niederbayern)

Es gab einmal eine Zeit, da konnte man sich 
freuen, im Osten zu wohnen. Besucher nicht nur 
aus München oder Mainz warfen neidische Blicke 
auf unsere Balkone, massiven und schönen Gar-
tenlauben sowie Miet- oder Pachtabrechnungen. 

„So wenig zahlt Ihr“, wurden wir gefragt, Quadrat-
meterpreise in neuen Wohnungen von 0,79 Mark 
und ein symbolischer Pachtpreis von 1 Pfennig 
pro Quadratmeter Gartenland galten die ganze 
Zeit über. Sucht man heute aber in Großstädten 
nach einer Wohnung, dann wird man des Lebens 
nicht mehr froh. Während sich in Dresden oder 
Leipzig die Wohnungsuchenden bei Besichti-
gungen bis zur Straße schlängeln, reißt man in 
kleineren Städten und ländlichen Gegenden einmal 
mühsam geschaffenen Wohnraum bedenkenlos 
ab. Im „neudeutschen“ Sprachgebrauch heißt 
das „Rückbau“.
Dipl.-Ing. Hermann Ziegenbalg, Riesa-Weida

Die DDR realisierte ein gigantisches Wohnungs-
bauprogramm. Der zurückgekehrte Kapitalismus 
hat sich bemüht, diese politische, ökonomische, 
soziale und kulturelle Riesenleistung wieder 
zunichte zu machen. Hunderttausende intakte 
Wohnungen samt Schulen, Kindergärten, Gast-
stätten und sonstiger Infrastruktur wurden in 
Schwedt, Frankfurt (Oder), Eisenhüttenstadt, 
Cottbus, Hoyerswerda, Dresden, Chemnitz, 
Leipzig, Gera, Jena, Erfurt, Halle, Magdeburg, 
Wittenberge, Velten, Brandenburg/Havel und 
Berlin gezielt zerstört. Horst Jäkel, Potsdam

Die von Beginn an schlechte wirtschaftliche 
Ausgangslage von SBZ und DDR hing nicht nur 
damit zusammen, daß dieses Gebiet 98 % aller 
Reparationsleistungen an die UdSSR zu erbringen 
hatte, sondern auch mit einem enormen Fehler 
der sowjetischen Führung: der weitgehenden 
Demontage unserer Betriebe und des jeweils 
zweiten Gleises der Bahn. Es ist bekannt, daß 
die abtransportierte Technik in der UdSSR oft-
mals völlig ungenutzt verrostete. So sind riesige 
Kapazitäten sinnlos zerstört worden. Hätten die 
Betriebe mit den hier vorhandenen qualifizierten 
Facharbeitern weiterproduzieren können, wäre 
das für beide Länder von Vorteil gewesen.

Reinhard Melzer, Moritzburg OT Boxdorf

Es ist unzweifelhaft, daß mit dem Untergang der 
UdSSR auch das Schicksal der einstigen Bruder-
staaten besiegelt wurde, obwohl das zeitlich nicht 
übereinstimmt. Richtig geht Hermann Jacobs 
deshalb von der zunehmenden Schwäche der 
Sowjetunion aus. Darin bin ich weitgehend mit ihm 
einverstanden. Doch dann fragt er: „Ist Rußland 
als Staat … liquidiert worden?“
Festzuhalten bleibt: Die UdSSR ist wie die DDR 
zusammengebrochen. Ihre Bruchstücke sind jetzt 
die früheren Unionsrepubliken – kapitalistische 
Staaten, die mehr oder weniger die Nähe zum 
Westen suchen und teilweise sogar NATO-Mit-
glieder geworden sind. Es war doch gerade das 
Gewaltige, daß bei allen Ecken und Kanten mit 
der Gründung der UdSSR aus dem zaristischen 
Völkergefängnis freundschaftlich verbundene 
Nationen wurden.
Rußland ist ein kapitalistischer Staat und somit 
auch den Bewegungsgesetzen dieser Gesellschaft 

unterworfen. Illusionen aus zurückliegender Zeit 
sind da fehl am Platze.

Harry Pursche, Leipzig

Seit längerem gilt in der BRD neben vielen anderen 
Varianten verschärfter Ausbeutung auch die Praxis, 
daß Universitätsabsolventen nach ihrem Studium 
in verschiedenen Branchen, so bei Touristikun-
ternehmen oder in medizinischen Einrichtungen, 
unentgeltlich (!) in der Hoffnung arbeiten, nach 
Erreichen des Rentenalters oder im Falle des Todes 
eines Mitarbeiters eine Festanstellung zu erhalten. 
Diese Art von „höherer Arbeitsproduktivität“ im 
Kapitalismus ist nicht zu überbieten.

Brigitte Queck, Potsdam

In Leserbriefen, Schreiben an Behörden und im 
April 2011 auch in Gestalt einer Petition an den 
Deutschen Bundestag habe ich ein Gesetz zur 
Abschaffung des Bildungsföderalismus und zur 
Errichtung eines einheitlichen Schulsystems in 
ganz Deutschland gefordert. Der Petitionsaus-
schuß des Parlaments hat meinen Vorschlag am 
16. Mai 2013 mit folgender Begründung abgelehnt: 
„Es wird befürchtet, daß eine bundeseinheitliche 
Bildungspolitik vor allem zu einer Nivellierung 
der Schulbildung auf niedrigerem Niveau führt.“ 
Diese Ansicht vertritt auch Herr Kraus vom 
westdeutschen Lehrerverband: „Nach unserer 
Auffassung würde Zentralismus statt Födera-
lismus im Bildungssystem in der Tat zu einem 
generellen Absenken der Anforderungen und 
des Bildungsniveaus führen.“ 
Daraufhin schrieb ich an Herrn Kraus: „Ich kann 
mich dieser Auffassung nicht anschließen, weil 
sie durch die Geschichte längst widerlegt ist. Ehe-
malige Schüler und Studenten aus der DDR sind 
Zeugen für die Wegbereitung ihres Bildungswesens. 
Nur einige Beispiele aus dem Bereich der Politik: 
Frau Merkel, Frau Wanka, Frau Schwesig, Frau 
Göring-Eckhardt oder Herr Gauck, Herr Thierse 
und Herr Tillich …“
Voraussetzung für die Schaffung eines einheitlichen 
Schulsystems in ganz Deutschland ist allerdings 
die Gründung einer Akademie der Pädagogischen 
Wissenschaften (APW), die Fragen der Bildung und 
Erziehung erforscht und koordiniert. In der DDR gab 
es eine solche Akademie. Ihre Arbeitsergebnisse 
waren Grundlage für die Erarbeitung der Lehrpläne, 
der Unterrichtshilfen und der Schulbücher. Die 
Auflösung der APW war ein Fehler.

Dr. Ernst-Ludwig Hischer, Rostock

Aus der Tatsache, daß vom Erfurter Bezirksblut-
spende-Institut Erythrozyten-Konzentrate verkauft 
wurden und der Abnahme von 37 Blutkonserven 
in der Strafvollzugsanstalt Gräfentonna (die 
absolut nichts mit dem MfS zu tun hatte) wurde 
die Behauptung konstruiert, Zwangsblutspenden 
von Häftlingen der DDR seien gegen Devisen in 
den Westen verscherbelt worden. Im Bezirk Erfurt 
wurden 1987 zum Beispiel 60 472 Blutspenden 
genommen. Da sage mir einer, daß bei dem 
Verkauf ausgerechnet diese Spenden extra her-
ausgesucht wurden. Übrigens sind zum gleichen 
Zeitraum von westdeutschen Blutspende-Diensten 
die genannten Konzentrate in ganz anderen 
Größenordnungen in USA-Großstädte geliefert 
worden. Bei der Strategie der Blutversorgung in 
der DDR fielen sie in größeren Mengen an und 
konnten einer sinnvollen Verwendung zugeführt 
werden. Wer behauptet, es hätte im Lande selbst 
Engpässe an Erythrozyten-Konserven gegeben, 
ist entweder uninformiert oder böswillig. 
Jeder Blutspende-Dienst der Welt finanziert sich 
durch Verkäufe. Warum sollte die DDR das nicht 
tun? Zu meiner Kompetenz: Ich habe 35 Jahre 
in Transfusionsdiensten der DDR gearbeitet und 
kenne das Metier, bin also ein sachkundiger Zeuge.

Dr. med. habil. Gerd Machalett, 
Siedenbollentin

Zunächst meinen Dank an die Herausgeber 
und Akteure dieser lesenswerten Publikation. 

Wenn ich die Entwicklung in den letzten Jahr-
zehnten mit Blick auf die Gegenwart betrachte, 
frage ich mich: Wie konnte es dazu kommen? 
Die „Sächsische Zeitung“ veröffentlichte am  
30. Januar eine Mitteilung der Nachrichtenagentur 
DPA unter der Überschrift „So will Brüssel Banken 
zügeln“. Für mich war das der Anlaß, einen dann 
nicht veröffentlichen Leserbrief an die SZ zu schrei-
ben. Darin hatte ich u. a. folgendes ausgeführt: 

„Nach EU-Vorstellungen sollte das Geld ihrer 
Sparer vor Zockergeschäften von Großbanken mit 
risikoreichen Wertpapieren ihrer Kunden künftig 
geschützt werden. Das Programm wurde jüngst 
vom finnischen Notenbank-Chef den 8000 euro-
päischen Banken in Brüssel vorgestellt.
Die Branche wehrte sich mit Erfolg. Die EU verzichtet 
nun auf allzu harte Vorgaben, die eine Zerschlagung 
großer Geldhäuser anvisierten. Soziale Marktwirt-
schaft schließt den Steuerzahler als rettenden Engel 
für die Banken ein. Über Zwangsversteigerungen 
kommen diese wieder zu ihrem Geld, gesetzestreu 
und marktwirtschaftlich sozial.

Dr.-Ing. Peter Heinze, Dresden

Über 20 Jahre suggeriert man uns das Märchen 
von der sozialen Marktwirtschaft. Seit wann ist der 
Kapitalismus sozial? Wenn dem so wäre, dürfte 
es wohl kaum Profite in Milliardenhöhe geben!
Frau Merkel ist nur eine Marionette, die sich so 
bewegen muß, wie das Großkapital die Fäden zieht.

Thomas Platz, Hohen Neuendorf

In einer MDR-Sendung der Reihe „Fakt ist“ stand 
das Thema „Der Adel verlangt sein Eigentum 
zurück“ zur Debatte. Da fragt man sich, was denn 
eigentlich aus unserem Volkseigentum geworden 
ist. Wo sind z. B. die einst von Herrn Krause fei-
erlich versprochenen Anteilsscheine geblieben, 
die jeder DDR-Bürger bekommen sollte? Wer hat 
sich das Vermögen der Parteien und Massenor-
ganisationen unter den Nagel gerissen, wer die 
Liegenschaften der Volkseigenen Betriebe und 
Kombinate eingeheimst?
1990 traten die „Einheitsmacher“ mit der Parole 
„Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion“ an. 
Der Schwerpunkt lag auf Union, was soviel wie 
Zusammenschluß ohne Wenn und Aber heißt. 
Tatsächlich liefen die Dinge ganz anders. Werden 
wir auf ewig die „Kolonie“ der BRD bleiben? Was 
muß erst noch geschehen, bis wir wach werden 
und uns gegen diese Behandlung wehren?
Zum Adel sei gesagt: Er hat schon genug an sich 
gerissen und bei Versteigerungen versilbert.

Werner Orztschig, Zwickau

Eine Ergänzung zum Artikel „Erinnern an den 
Klassenfeind“ im Februar-RF.
Die Äußerung von Warren Buffett („Es herrscht 
Klassenkrieg, richtig, aber es ist meine Klasse, die 
Klasse der Reichen, die den Krieg führt, und wir 
gewinnen ihn, wir besitzen die finanziellen Mas-
senvernichtungsmittel“) fiel im Zusammenhang mit 
einer Initiative, die Superreichen (zu denen Buffett 
gehört) sehr viel höher zu besteuern als andere 
Bürger. Diesem Ansinnen sollten wir keineswegs 

„eine Abfuhr erteilen“.
Thomas Movtchaniouk, Düsseldorf

Eine Bemerkung zum Beitrag „Angst vor Fidel“ im 
Februar-RF. Ich war bereits im Oktober/November 
2013 amüsiert über die Dünnhäutigkeit der Lau-
sitzer Kulturoberen. Daraufhin habe ich Fidel an Ort 
und Stelle besucht und auch ein bißchen Geld in 
Hoyerswerda gelassen. Übrigens: Ein paar Meter 
von Fidels Revier entfernt gibt es ein Gehege mit 
einem noch namenlosen Wüstenfuchs.
Wenn man den jetzt „Rommel“ nennen würde, 
flössen sicher wieder mehr Gelder aus der Kultur-
förderung an den Tierpark. Man könnte das dann 
sicher damit begründen, daß es sich immerhin um 
eine „historische Persönlichkeit“ handele.
Steffen Czubowicz, Ludwigshafen am Rhein
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Edda Winkel

Am 26. April um 10 Uhr spricht Sabine 
Lösing, Mitglied des Europaparla-
ments, auf einer Veranstaltung der 
RF-Regionalgruppe Neubrandenburg 
im Mehrgenerationenhaus Friedländer 
Straße 14/16 über das Thema

Europas Rüstungsgeschäft mit dem Tod

Am 11. April um 17 Uhr spricht Rainer 
Perschewski, Betriebsrat und Mitglied 
des Parteivorstandes der DKP, auf einer 
Veranstaltung der RF-Regionalgruppe 
Suhl im Hotel „Thüringen“ über das Thema

Klassenzusammenarbeit  
oder Klassenkampf?

Am 25. April um 16.30 Uhr spricht die Bun-
destagsabgeordnete Ulla Jelpke (Die Linke)  
auf einer Veranstaltung der RF-Regional-
gruppe Berlin im Bürogebäude am Franz-
Mehring-Platz 1 (ND) über das Thema

Humanitäre Erfordernisse  
oder Flüchtlingsabwehr
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